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VORWORT 


Leitwort: „Wahre Rechtsfindung darf sich nicht darin erschöpfen, 
einen bestimmten Tatbestand in das starre Schema der 
Gesetzesparagraphen zu pressen. Der Richter muß in 
jedem einzelnen Fall auch das Menschliche sehen und 
sein Urteil mit einem Tropfen seines Herzblutes er- 
füllen. Nur dann wird’ die Entscheidung gerecht sein.“ 
Präsident des Bundesverwaltungsgerichtes Dr. Frege bei der 
Eröffnungsansprache am 6. August 1953 (V 31*). 


Seit 1945, also seit fast einem Jahrzehnt, ringen deutsche Menschen 
um das „Recht auf die deutsche Heimat“. Deutschen aus Osterreich, die 
im Jahre 1938, somit vor mehr als 16 Jahren, auf verfassungsmäßigem 
Wege die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben, wird diese von 
deutschen Staatsangehörigkeitsbehörden seit 1945 vorenthalten. 

Viele mußten sich infolge Not, Krankheit und Alter in ein scheinbar 
unvermeidliches und rauhes Schicksal fügen. Manche haben inzwischen 
das Zeitliche gesegnet, ohne ihren Frauen und ihren Kindern die staats- 
rechtlichen Lebensgrundlagen für die Zukunft gesichert zu haben, Wenige 
fanden den Mut und die Kraft, die Endentscheidung über ihr wohlerwor- 
benes „Heimatrecht in Deutschland“ vertrauensvoll in die Hände objek- 
tiver und unabhängiger Richter zu legen und an den Sieg zu glauben. In 
mehr 'als 30 Prozessen wurde von untersten bis zu höchsten Instanzen 
zwischen Staat und Staatsbürger darum gerungen, ob letztere gleichberech- 
‘ tigte deutsche Vollbürger sind oder ob sie nach langjährigem Friedens- 
und auch Kriegsdienst mit Lebenseinsatz für Deutschland dort nun nur- 
mehr geduldete „Ausländer“ sein sollen. In fast sämtlichen Gerichtsent- 
scheidungen — rechtskräftigen und noch nicht rechtskräftigen — wurde 
erkannt, daß die Kläger „als deutsche Staatsangehörige zu betrachten“ 
sind. In den meisten Verwaltungsgerichtsverfahren haben die Staatsange- 
hörigkeitsbehörden ‚bis in die höchste Instanz Berufung eingelegt. Mit 
dieser Schrift soll nun ein Gesamtüberblick über alle mit dem vorliegenden 
Problem zusammenhängenden Fragen gegeben werden. Sie soll daher der 
Forschung, dem Recht, den um dieses noch Kämpfenden und vor allem 
jenen dienen, die aus irgend einem schicksalhaften Grunde selber nicht 
mehr um ihr erworbenes Recht ringen können. 


R = Rechtsprehung, L = Literatur, V = Verschiedenes im Quellenverzeich- 
nis. Die erste Ziffer hinter dem Buchstaben bedeutet die Nummer im „Quellen-. 
verzeichnis“; die zweite Nummer gibt die Seitenanzahl der Quelle an. 
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. A. Die Hauptfrage: 


Besitzen die seit 1945 in Deutschland ansässigen Deutschen aus Oster- 
reich weiterhin die ihnen im Jahre 1938 verfassungsmäßig verliehene 
deutsche Staatsangehörigkeit? 


Erst ein eingehendes Studium dieser Frage läßt erkennen, daß mit ihr 
eine Unzahl von oft recht heiklen Nebenfragen zusammenhängen. 'In allen 
drei Rechtskreisen — Schrifttum, Rechtssprechung und Verwaltungspraxis — 
hat man sich mit diesen zahllosen Fragen ernsthaft und jahrelang aus- 
einandergesetzt. Rechtssprechung und Rechtsiehre konnten bisher die Ver- 

waltung noch nicht vom gleichen Standpunkt überzeugen. Obwohl in vielen 
Fällen bereits endgültige richterliche Entscheidungen vorliegen, werden 
dennoch die meisten Verfahren von der Verwaltung bis in die höchste 
Instanz getrieben. Die prinzipielle Entscheidung auf. bundesgesetzlicher, 
bundesgerichtlicher*)oderstaatsvertraglicher Grundlage muß nunmehr nodi 
erfolgen, da sich die Verwaltung bisher den. bereits vorliegenden zahl-. 
reichen Urteilen als auch wissenschaftlichen Forschungsergebnissen- ver- 
schlossen hat. Das Problem drängt aber derartig auf eine rascheste Lösung 
und Beendigung der laufenden zahllosen Rechtsstreite: zwischen Staats- 
bürger und Staat, daß das derzeit bereits vorliegende und überaus umfang- 
‚reiche Material gesichtet und ausgewertet werden muß, und daß die wich- 
tigsten Ergebnisse der bisherigen Forschung und Rechtssprechung sowie 
“ die tragenden staatsrechtlichen und völkerrechtlichen: Grundsätze fest- 
gehalten werden müssen. Aufgabe der vorliegenden Untersuchung ist es 
nicht, eine persönliche Meinung in den Vordergrund zu stellen,'sondern die 
bereits vorliegenden gemeinsamen Ergebnisse und Erkenntnisse über- 
sichtlich, Kickenlos und überprüfbar zusammenzustellen. 


*) Während des Druckes dieser Abhandlung hat das BVerwG in Berlin in 
zwei Grundsatz-Prozessen am 29. Oktober 1954 entschieden, daß die in Deutsch- 
land seit 1945 ansässigen Deutschen aus Osterreich nach dem Völkerrecht und 
dem geltenden deutschen Recht weiterhin deutsche Staatsangehörige sind. Da- 
mit besteht für dieses Problem auf der Ebene höchstrichterlicher Entscheidung 
zwischen den obersten Bundesgerichten (BVG, BGH und BVerwG) völlige 
Rechtsharmonie (siehe Seite 17, 57 und 61, R8 und R23). . 
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B. Die Nebenfragen: 


Leitwort: In der Politik mag die Behauptung genügen; in der 
Rechtssprechung und Wissenschaft verlangt man klare 
Beweise. 


1. Die staats- und völkerrechtliche Beurteilung der „Wiedervereinigung 
Österreichs mit dem Deutschen Reiche“ im Jahre 1938. 


Immer wieder liegt die ernste Gewissensfrage vor uns, ob diese „Wie- 
dervereinigung“ eine „völkerrechtswidrige Annexion“ war und ob daher 
alle damit verbundenen „Zwangseinbürgerungen“ —- wie bei völkerrechts- 
widrigen „Annexionen“ — null und nichtig seien? 


Vor Beantwortung dieser Frage muß darauf hingewiesen werden, daß 
zwischen einer Staatensukzession und einer Annexion, die nicht immer 
völkerrechtswidrig. sein muß, grundsätzlich unterschieden werden muß. 
Ebenso muß bedacht werden, ob man die Verhältnisse zu beurteilen hat, 
wie sie 1938 und 1945 waren und wie sie heute sind. 

„Auch die Rückgliederung der 1938 in das Deutsche Reich eingegliederten 
österreichischen Gebiete ist eine Staatensukzession“ (R 5/11). Nach Der- 
nedde (L 1/148) handelt es sich jedenfalls um eine „Ausnahme“. „Der 
Ansicht, daß dieser Anschluß durch Annexion erfolgt und dieser als völker- 
rechtswidriger Akt nichtig sei, kann nicht beigetreten werden“ (R 4/8). „Die 
vom Bundesverfassungsgericht für den Fall einer nicht anerkannten 
Annexion entwickelten Grundsätze, können aber dann nicht ohne weiteres 
gelten, wenn, wie im Fall Osterreich, die Staaten der Völkerrechtsgemein- 
schaft die Besetzung und die damit verbundene Verleihung der: deutschen 
Staatsangehörigkeit anerkannt haben“ (L 2/177). „Es liegt aber auch keine, 
für das Gericht bindende Gesetzgebung oder Entscheidung der Besatzungs- 
mächte vor, wonach der ‚Anschluß‘ selbst völkerrechtswidrig wäre“ (R 19/7). 
„Daß dem damaligen Staat Osterreich gegenüber der ‚Anschluß‘ keine 
Rechtswidrigkeit darstellt, ergibt sich daraus, daß die Vereinigung Oster- 
reichs mit dem Deutschen Reiche sich auf Grund übereinstimmender 
Gesetze beider Staaten vollzog“ (R 19/8 und R 21). „Der Anschluß ist in 
jener Zeit durch die Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft auch allgemein 
anerkannt worden“ {R 22/7 u.V 32). „Selbst die Ausübung eines ‚politischen 
Drucks‘ macht aber die Maßnahmen dem damaligen österreichischen Staat 
gegenüber noch nicht völkerrechtswidrig, da politischer oder militärischer 


} 
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Druc ein legitimes Mittel des Völkerrechtes ist“ (R 19/8 u. L 3/201). „Für 
die rechtliche Beurteilung ist es .hiebei unerheblich, ob diese Gesetze der 
Wiedervereinigung mit oder ohne politischen Druck zustande gekommen 
 sind* (R 9/5). „Jedenfalls hat die Wiedervereinigung — wenn auch teil- 
weise nur vorübergehend — allgemein internationale Anerkennung ge- 
funden“ (R 9/18; R 22/7; L 2/174; R 2/8). „Die Annahme der Nichtigkeit 
des sogen. ‚Anschlusses‘ ist aber völkerrechtlich nicht haltbar“ (Dernedde 
in R 13/3). 

Auch der BGH weist darauf: hin, daß „der Anschluß zunächst allgemeine j 
Anerkennung durch die Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft dadurch ge- 
funden hat, daß sie ihre diplomatischen, Vertretungen aus Wien zurück- 
zogen und für ihre Konsuln das Exequatur vom Deutschen Reich an- 
suchten“ (R 20/10 u. Dernedde in R 13/4). Auch Osterreich selbst hatte 
noch nach der Erlangung der Selbständigkeit im OStUG (V 4) die Tatsache 
der deutschen Staatsangehörigkeit in. der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 
27. April 1945 anerkannt (R 8/12). Jedenfalls hat in dieser Zeit eine öster- 
reichische Staatsangehörigkeit nicht bestanden (R 1/8; V 4). 

Es kann somit schwerlich bestritten werden, daß die völkerrectliche 
Beurteilung der geschichltichen Ereignisse des Jahres 1938 zumindestens 
sehr umstritten und noch von keinem maßgeblichen Gerichtsforum ent- 
schieden worden ist. Diese Nebenfrage braucht aber im vorliegenden Falle 
gar nicht entschieden zu werden, weil das Kernproblem — der Fortbestand 
der deutschen Staatsangehörigkeit — als rein innerstaatliche Maßnahme 
von der Völkerrechtsmäßigkeit oder Völkerrechtswidrigkeit des Anschlusses 
selbst gar nicht berührt wird. Selbst eine eindeutige Bejahung der nach- 
‚täglichen Rechtsunwirksamkeit der gesetzlichen Vorgänge bei der „Wie- 
: dervereinigung“ im Jahre 1938 hätte niemals eine Rechtsunwirksamkeit 
der Verleihung der deutschen u als innerstaatliche Maß- 
nahme zur Folge. 


2. Die gesetzmäßige Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit an die 
Deutschen Österreichs im Jahre 1938. 


„Der Umstand, daß der Anschluß sterreichs heute von den Alliierten — 
im Gegensatz zu ihrer früheren Haltung — als unwirksam angesehen wird, 
bedeutet nicht, daß sämtliche in diesem Zusammenhang getroffenen Maß- 
nahmen mit innerstaatlicher Wirkung rechtsunwirksam sind“ (R 9/8; R 1/7. 
u. Dernedde inR 13/3). „Daß später diese Staaten, soweit sie mit Deutsch- 
land im Kriege standen, die Anerkennung aus politischen Gründen nicht 
mehr wahr, haben wollten, könnte gar nichts ändern“ (R 19/8). 

Es braucht daher die — zumindestens umstrittene — Frage, „ob. der 
Anschluß völkerrechtswidrig sei, jedoch hier nicht entschieden zu werden“ 
(R 19/8). „Selbst wenn man sie bejaht, könnte daraus nicht gefolgert wer- 
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den, daß für das Gebiet des Deutschen Reiches und damit auch der Bundes- 
° republik diese durch Rechtsvorschrift erfolgte Verleihung der deutschen 
Stastsangehörigkeit rechtsunwirksam gewesen wäre“ (R 19/8; R 4/5). Selbst 
„aus der Unwirksamkeit der Annexionen durch das Deutsche Reich seit 
1. Januar 1938 kann aber auf Grund der Gesamtumstände nicht die Folge- 
rung bezogen werden, daß alle mit den Annexionen zusammenhängenden 
Zwangsverleihungen deutscher Staatsangehörigkeit als nichtig zu betrach- 
ten seien“ (R 23/12). Diese Erkenntnisse wurden auch im Hamburger Gut- 
achten festgestellt (V 16). Der rechtswirksame Vollzug der Verleihung der 
deutschen Staatsangehörigkeit an die Bewohner Osterreichs im Jahre 1938 
ist infolge seiner. Faktizität unabhängig von der völkerrechtlichen Beurtei- 
lung der Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen REDE zu 
beurteilen. 

"Dem oben erwähnten Gutachten dir Förschungsktelle für Völker- 
recht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg haben 
sich auch namhafte Völkerrechtsgelehrte angeschlossen. So erklärte Prof. 
Scheuner, Godesberg, hierzu: „Ich würde den Thesen: des Hamburger Gut- 
achtens im wesentlichen beistimmen. Insbesondere halte ich die Verleihung 
der Staatsangehörigkeit für unabhängig von der völkerrechtlichen Gültig- 
keit der betreffenden Eingliederung“ (V 15). Auch der Wiener Völkerrechts- 
lehrer Prof. Hold-Ferneck teilte mit: „Die Leitsätze des Hamburger Gut- 
achtens habe ich mit Interesse gelesen. Ich stimme ihnen bei und beson- 
ders dem Vorschlage, Option einzuräumen“ (V 16). Auch aus der. Verwal- 
tung liegen zustimmende Erklärungen vor. So teilte der. Bundesjustiz-- 
minister mit: „Nach meiner Ansicht ist den: Ihrem Schreiben beigefügten 
Leitsätzen aus dem Gutachten der Forschungsstelle für Völkerrecht und 
ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg zuzustimmen“ 
(V 12). ! 

Diese deutsche Staatsangehörigkeit wurde zunächst durch das österreichi- 
sche Bundesverfassungsgesetz vom 13. März 1931 verliehen. Durch dieses 
österreichische Gesetz wurde Osterreich „ein Land des Deutschen Reiches“. 

Dies ist ein paralleler Gesetzgebungsvorgang zu dem vom 12. November 
1918, über den der verstorbene Bundespräsident des neuen Osterreich 
und der ehemalige Staatskanzler des alten Deutschösterreich, Dr. Karl 
Renner am 3. April berichtet: „Am 12. November habe ich in der österr. 
prov. Nationalversammlung .den Antrag eingebracht: „Deutschösterreich 
ist ein Bestandteil der deutschen Republik.“ Dieser Antrag wurde von der 
österr. Nationalversammiung ohne irgend einen Zwang oder Druck ein- 
stimmig angenommen. Unter Hinweis auf die geschichtlichen Vorgänge im 
Jahre 1938 berichtet Dr. Renner weiter: „Wir haben die Genugtuung er- 
rungen für die Demütigungen des Jahres 1918/19.* „Ich müßte meine ganze 
Vergangenheit verleugnen, wenn ich die große geschichtliche Tat nicht be- 
grüßen ‚würde. Die ‚ehemaligen Sozialdemokraten werden mit Ja stimmen“ 
(V 25 u. V 33). 
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Eine gleichartige Erklärung veröffentlichte damals auch das gesamte. 

Episkopat der österreichischen Bischöfe (V 24). i 
Wenn auc ein politischer Gesinnungswechsel nach 1945 von keiner 
Seite bestritten werden kann, der auch durch die Zwangsverhältnisse vor 
“ und nach 1945 ‚verständlich erscheint, so ist die Behauptung von der „Ver- 
gewaltigung“ im Jahre 1938 nicht. ausgesprochen überzeugend, wenn auf ' 
die obenerwähnten Dokumente hingewiesen: wird. 

Zufolge des deutschen Reichsgesetzes über die Wiedervereinigung vom 
13. März 1938 wurde das österreichische Bundesverfassungsgesetz deut- 
sches Reichsgesetz (R 19/6). In den Verordnungen des Reichsministers des. 
Innern vom 3. Juli 1938 und vom 30. Juni 1939,.zu denen dieser aüf Grund 
des Usterreichischen Bundesgesetzes und des deutschen Reichsgesetzes - 
über die Wiedervereinigung Osterreichs mit dem .Deutschen Reiche. er- 
mächtigt war, wurde ausdrücklich festgestellt, daß die bisherige österrei- 
chische Bundes- und Landesbürgerschaft fortfällt und_daß es nur mehr die 
deutsche Staatsangehörigkeit gibt. 

Das LVG Ansbach stellt daher fest, daß „es auch herrschende Lehre ist, - 
daß die österreichische Staatsangehörigkeit im Jahre 1938 untergegangen 
ist und daß die Bewohner ‚Osterreichs bis zum Jahre 1945 lediglich. die - 
deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben“: (R 11/7; L 2/174 u. 183): 
Dies anerkennt auch die österreichische Bundesregierung durch das öStUG, 
in. dem ausdrüclich festgestellt wird, daß die österreichischen Staatsbürger 
die. deutsche Stustsangehörigkeit am 13. März 1938 „besessen haben“ 
(R 11/7). 

Sämtliche Bewohner Osterreichs, sowohl im Inlande als auch im Aus- 
lande haben daher die deutsche Reichsangehörigkeit auf verfassungs- . 
mäßigem Wege unbestritten und rechtswirksam erhalten (R 1afı; L»a/178; 
R 18/10; R 26/4; R 30/4 u. R 13/7). 

„Die Verordnung vom 3. Juli 1938 geht davon aus, daß die österreici- 
schen Staatsangehörigen die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hätten, 
und zwar offenbar gestützt auf der Annahme, daß es einer besonderen 
Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit nicht bedurft habe, weil der 
Erwerb auf Grund der Staatensukzession nach Völkerrecht eingetreten sei“ 
(R 22/6). „Der Wille, die Osterreicher als deutsche Staatsangehörige anzu- 
sehen, kommt in der genannten Verordnung des Reichsinnenministers 
vom 3. Juli 1938 klar zum Ausdruck“ (R 22/7; R 8/11 u.R 13/3). Ze 

Damit ist der Rechtsgrund für den Besitz der deutschen Staatsangehörig-. 
keit nicht bloß eine rein völkerrechtliche Gegebenheit, die sich lediglich aus 
der „Annexion“ Osterreichs und dem Souveränitätswechsel ableitet (R 21), . 
sondern ein auf einer Rechtsverordnung fußender staatlicher Hoheitsakt, _ 
der sowohl in der österreichischen Bundesverfassung als auch in der deut- 
schen Reichsverfassung ‘durch die beiden Wiedervereinigungsgesetze 'ver- 
fassungerechtlich verankert ist (R 11/6 u. V 32). 


13 


Bundesgerichtshof sowohl als auch Bundesverfassungsgericht „haben 
beide mit überzeugender Begründung. den Rechtsstandpunkt vertreten, daß 
die deutsche Staatsangehörigkeit durch die Eingliederung Österreichs in das 
Deutsche Reich erworben wurde“..Das LVG Ansbach schließt sich daher 
diesen und den andern Gerichtsentscheidungen in gleicher Richtung an 
(R 11/7; R8; R 23; R 24; R 25; R 28). 

„Da die Vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reiche völkerrecht- 

lich anerkannt war, haben. damit alle Osterreicher die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben“ (R 16/6; R 14/5). Dieser verfassungsmäßig erfolgte 
und völkerrechtlich sanktionierte Erwerb der.deutschen Stastsangehöfrig- 
keit durch die bisherigen: österreichischen Bundesbürger ist sowohl in der 
Rechtssprechung als auch im. Schrifttum und der Verwaltungspraxis un- 
bestritten anerkannt (R 22/7; R 24; R 25; R 8/11; L 5/273; L 7/50; R 5/9; 
L 6/162). Das Bundesverfassungsgericht kommt sogar für die Protektorats- 
deutschen zu einem ähnlichen Ergebnis, indem es feststellt, daß „auch nach 
dem deutschen Recht kein Anlaß besteht, die betreffenden Personen als 
Nicht-Deutsche zu betrachten, wenn der zwängsweise Eingebürgerte seit 
dem Zusammenbruch im Jahre 1945 ständig den Willen bekundet hat, als 
deutscher Staatsangehöriger behandelt zu werden“. Dadurch wurde eine 
völkerrechtlich unangreifbare Basis für die Anerkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit aller zwangseingebürgerten Personen deutscher Volks- 
zugehörigkeit geschaffen (R 23/14). 

Dieser effektive, gesetzmäßig und völkerrechtlich sanktionierte Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit wurde nachträglich sowohl in der deut- 
schen als auch in der österreichischen Gesetzgebung anerkannt (V 2; V 3; 
V 4). In den deutschen Gesetzen wird ausdrücklich auf die Faktizität, ‚daß 

. die Österreicher „die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hatten“, hin- 
gewiesen (V 2 und V 13). Nach dem österreichischen Staatsbürgerschafts- 
überleitungsgesetz wird die neue österreichische Bundesbürgerschaft nicht 
ab 13, März 1938 verliehen, sondern in Anerkennung der von diesem 
Zeitpunkt an bis zum Zusammenbruch im Jahre 1945 bestandenen deut- 
schen Staatsangehörigkeit erst ab 27. April 1945 (R 9/5; V 4; L 2). Dies be- 
stätigt auch der hessische VGH: 

„Es wird die Ansicht vertreten, daß dieser Anschluß duch ai er- 
folgt und diese als völkerrechtswidriger Akt nichtig sei. Er habe daher auch 
keinen Einfluß auf die Staatsangehörigkeit der Osterreicher haben können. 
Dieser Ansicht kann aber nicht beigetreten :werden* (R 4/8/10). „Denn 
Osterreich hat selbst im Jahre 1945 den früheren Wechsel der Staatsange- 
hörigkeit dadurch anerkannt, daß es eine österreichische Staatsbürgerschaft 
durch das DStUG vom 10. Juli 1945 erst mit Wirkung vom 27. April 1945 
ab verliehen hat“ (R 4/8; L 2/183; R 8/12; V4 u.R 20/10). Es ist somit auch 
nach der österreichischen Gesetzgebung nach 1945. erwiesen, daß die Be- 
wohner Osterreichs sieben Jahre lang keine österreichischen Staatsbürger 
waren und in dieser Zeit nur die deutsche Staatsangehörigkeit „besessen 
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haben“ (R 5/9; R 4/5). Selbst im Besatzungsrecht findet die in der Zeit von 
1933 bis 1945 bestandene deutsche Staatsangehörigkeit für alle Öster- 
reicher volle Anerkennung (R 5/9; R 5/16). 

„Es ist daher .der heute in der Rechtsprechung und im Schrifttum herr- 
schenden Ansicht zu folgen, daß im Jahre 1938 die bisherigen österreichi- 
schen Staatsbürger die deutsche a a erworben haben“ 
(R 20/10). . 

Die Effektivität der an die Deutschen in Osterreich im Jahre, 1938 ver- 
liehenen deutschen Staatsangehörigkeit und deren Rechtswirkung zunächst 
‘bis 1945 kann daher als unbestritten angenommen werden. In den zahl- 
reichen Verwaltungsgerichtsverfahren wird sie auch von den beklagten 
Staatsangehörigkeitsbehörden zugegeben (R 15/4; R 14/5). „Es ist daher 
der heute in der Rechtssprechung und im Schrifttum herrschenden Ansicht 
zu folgen, daß im Jahre 1938 die bisherigen österreichischen Staatsbürger 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben. (R 4/9) und die österreichische 
verloren haben. 

Das BVG weist sogar darauf hin, „daß die Regdlung der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch das Deutsche Reich auch außerhalb Deutschlands nach 
Beendigung der Feindseligkeiten jedenfalls mittelbar anerkannt worden ist 
(R 23/12). 


. Über die Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit nach 
1945. : 


Wenn auch die Betentkiahikeit der deutschen Staatsangehörigkeit 
bei den Deutschen in und aus Osterreich für die Zeit vom 13. März 1938 
bis 27. April 1945 weder in der Rechtssprechung, noch im Schrifttum noch 
in der Verwaltung bestritten wird, entstand nach der faktischen Aufhebung 
der „Wiedervereinigung“ im Jahre 1945 sowie der Verkündigung des öster- 
reichischen StUG vom 10. Juli 1945 zunächst eine ungeklärte Rechtslage. 
Mehrfach wurde dann — besonders in der Verwaltung — die Ansicht ge- 
äußert, daß mit der automatischen, Verleihung der österreichischen Staats- . 
bürgerschaft durch das OStUG an die früheren Osterreicher diese ebenso 
automatisch (uno actu) die deutsche verloren hätten. Ferner wurde be-, 
hauptet, daß dies nicht bloß für die in Osterreich verbliebenen, sondern 
auch für die in Deutschland ansässigen Osterreicher eingetreten wäre. Nach 
dem Völkerrecht stünde eben Osterreich das Recht zu, als annektierter 
und wiedererrichteter Staat seine früheren Staatsangehörigen „in Anspruch” 
zu nehmen und dies sei mit diesem österreichischen Gesetz geschehen. 

Diese Argumentation ist in ihrer Einfachheit zunächst überzeugend. Bei 
genauerer Untersuchung wird jedoch das Problem recht kompliziert, weil . ° 
sich sowohl Staatsrecht und Völkerrecht, als auch die Rechtskreise zweier 
Staaten überschneiden (Deutschland und Osterreich). 
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Gleich zu Beginn sei bemerkt, daß das Völkerrecht,eine „Wiederinan- . 
spruchnahme“ früherer Staatsangehöriger nur im Falle der Rückgängig- 
machung einer völkerrechtswidrigen, vornehmlich mit kriegerischen Mitteln 
durchgeführten Annexion kennt. Die Theorie der „Wiederinanspruh- 
' nahme“ der früheren Staatsangehörigen innerhalb und außerhalb des eige- 

nen staatlichen Gebietsbereiches ist also nur anwendbar, wenn erstens der 
unanfechtbare Beweis einer „völkerrechtswidrigen Annexion“ Osterreichs 
durch das Deutsche Reich vorliegt und wenn zweitens von Osterreich eine 
offizielle Anfechtung der völkerrechtswidrigen Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit an die Bewohner Osterreichs im Jahre 1938 mit der 
Forderung auf Rückgängigmachung erfolgt ist. Bis heute wurde keine dieser 
Voraussetzungen für eine „Wiederinanspruchnahme“ erfüllt, sie kann auch 
jetzt, nach mehr als 16 Jahren, kaum geltend gemacht werde, Doch igssen 
wir die Spruchpraxis sprechen: 

„Es ist hiezu zunächst vorauszuschicken, daß eine das Gericht bindende 
Gesetzgebung oder Entscheidung der Besatzungsmächte, wonach die Ver- 
leihung der deutschen Staatsangehörigkeit an die österreichischen Staats- 

: bürger völkerrechtswidrig wäre, nicht vorliegt“ (R 19/7). „Jedenfalls hat die 
Wiedervereinigung — wenn auch teilweise nur vorübergehend — allgemeine 
internationale Anerkennung gefunden“ '(R 9/5; L 2). „Der auf diese Weise 
erfolgte Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit ist allgemein anerkannt 
worden“ (R 8; R 23; R 9/5). f 
- Die betreffenden gesetzlichen Vorschriften sind „aber auch nicht nach- 
träglich für nichtig erklärt worden“ (R 19/7). Was im Jahre 1938 staatsrecht- 
lich einwandfrei dekretiert und völkerrechtlich sanktioniert. wurde, kann 
nicht im Jahre 1945 oder später auf einmal wieder als „völkerrechtswidrig“* 
deklariert werden. 

Daß die rechtlich festgelegte Gebietserweiterung des Deutschen Reiches 

. in „ihrer Wirksamkeit mit der Errichtung des selbständigen österreichischen. 

Staatswesens nach 1945 endigte, steht auf auf einem andern Blatt und hat 

mit der Wirksamkeit des Gesetzes zwischen 1938 und 1945 nichts zu tun“ 

(R 19/7). Es ist daher von wesentlicher Bedeutung, daß es auch „der Kam- 

mer zweifelhaft erscheint,.ob diese nachträglichen Rechtsunwirksamkeits- 

erklärungen TORkERCeRNE vertretbar sind“ (R 5/8). 


4 Über die ei der Henlsihen Staatsangehörigkeit bei 
den nach 1945 in Österreich verbliebenen Personen: 


Standen wir also mitten in einem staatsrechtlich und völkerrechtlich noch 
nicht geklärten Problem, so darf wohl festgestellt werden, daß Einmütig- 
keit darüber besteht, daß die in Österreich verbliebenen früheren öster- 
reichischen Bundesbürger durch das für das neue österreichische Staats- 
gebiet gültige OStUG die neue österreichische Staatsbürgerschaft auf ge- 
setzlihem Wege erworben haben.-Durch ihre seit 1945 bekundete Willens- 
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entscheidung, im österreichischen Staatsverband zu bleiben, haben sie 
offenkundig auf die deutsche Staatsangehörigkeit verzichtet und sie wahr- 
scheinlich „via.facti* ‚oder „uno actu“* verloren (R 13118) R 28; R 7/1; 
R 5/13; R28;R 7/1). 

Nach dem BGH- Beschluß BEN es: fraglich sein, ob die deutsche Staats- : 
‚ angehörigkeit auch nach der Errichtung Osterreichs fortbestanden hat" 
 (R 8/16). Jedenfalls würde der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit ' 
auch nicht wider den Willen der Betroffenen eintreten, sodaß unter diesen 
Umständen der Verlust auch nicht im Widerspruch zu $ 25 des deutschen 
RuStAG vom 22. Juli 1913 steht“ (R 7/2; R 26/5; V 8). i 

‘Sie wurden auch von der Bundesrepublik als deutsche Staatsangehörige 
nicht wieder „in Anspruch genommen“ und diese-kann bei der gegebenen 
Sachlage kaum mehr ein derartiges Reklamationsrecht nach langen Jahren 
geltend machen (R 4/9; R Darmstadt 36/9). „Es liegt aber kein Grund vor, 
den Grundsatz der Nicht-Inanspruchnahme der bisherigen deutschen 
Staatsangehörigen ohne weiteres auch auf die österreichischen Staatsange- . 
. hörigen auszudehnen, die nach 1945 nicht nach Usterreich zurückgekehrt’ . 
sind‘. Sie „hätten mithin nur dann die deutsche Staatsangehörigkeit ver- 
. loren, wenn das deutsche Recht, das Besatzungsrecht oder das Völkerrecht 
einen derartigen Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit vorsehen wür- 
den (vergl. auch den Grundsatz des Art. 16/1/2 GG). Dies ist aber nicht 
der Fall“ (R 20/11). 


$. Über die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit bei den in 
Deutschland verbliebenen Deutschen aus Osterreich. 


„Streng hievon zu scheiden ist die Frage, ob die Republik Osterreich das ° 
Recht hat, über die deutsche Staatszugehörigkeit derjenigen ehemaligen 
"Österreicher zu bestimmen, die nicht in ihrem Machtbereih wohnen“ 
(R 26/5). Hiebei ergibt sich nämlich eine völlig andere Rechtslage, 

Auch Makarov bestätigt, daß „in der deutschen Rechtspraxis die größten 
Zweifel bestehen, ‚ob: alle diese Personen mit dem (Wieder-) Erwerb der 
österreichischen Staatsangehörigkeit die deutsche automatisch verloren 
haben oder ob sie vom Standpunkt des deutschen Rechts auch heute noch 
als im Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit zu betrachten sind“. 
(L 17/280). Die wesentlichen Argumente für die Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit sind nach seiner Meinung „teils den innerstaatlichen 
Bestimmungen, teils dem Völkerrecht entnommen, teils beruhen sie auf 
Billigkeitserwägungen“. Die für die Beibehaltung der: deutschen Staats- 
angehörigkeit AOEMTERENN Gesichtspunkte wären nun im einzelnen zu 
untersuchen. 

In diesem Falle eg; im wesentlichen drei eek Rechtentieichten 
vor, die davon abhängig sind, ob man die Wiedervereinigung Usterreichs 
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‘mit dem Deutschen Reiche und deren Rückgängigmachung als eine recht- 
mäßige Staatensukzession oder als eine im Schrifttum und.in der Spruch- 
praxis überwiegend verneinte „völkerrechtswidrige Annexion“ beurteilt. 


„Bei einer Staatensukzession besteht nach völkerrechtlichen Grundsätzen 
insofern eine Ausnahme, als der neukonstituierte Staat nur über die Men- 
schen seine Hoheitsbefugnisse ausüben kann, die sich in seinem Macht- 
bereich befinden“ (R 5/10). Da „auch die Rückgliederung der 1938 in das 
Deutsche Reich: eingegliederten österreichischen Gebiete eine derartige 
Staatensukzession ist (R 5/10), beeinflussen die neuen österreichischen Be- 
stimmungen die deutsche ne a nicht. Nach den Grund- 
sätzen des Haager Staatsangehörigkeitsabkommens vom 12. April 1930 
sind alle im deutschen Bundesgebiet wohnhaften Osterreicher als Deutsche 
zu behandeln, da, sie neben der österreichischen Staatsangehörigkeit weiter- 

hin die deutsche behalten haben (R 9/6). Diese Ansicht wird unter andern 
von Schätzel vertreten (L 5/296). Sie wurde vom Bundsgerichtshof unter 
Hinweis darauf übernommen, daß in Ermangelung völkerrechtlicher Regeln 
davon auszugehen ist, daß für die Zugehörigkeit einer Person zu einem 
Staate grundsätzlich das Recht dieses Staates maßgebend sei und daß sich 
daher Verlust wie Erwerb nur nach diesem Rechte bestimmen müssen 
(R 8/9). „In Anlehnung an diese Auffassung haben verschiedene Verwal- 
tungsgerichte die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit für in 
Deutschland befindliche ehemzlige Osterreicher für die Zeit nach 1945 
bejaht“ (R 9/6). 
Auch das LVG Oldenburg hat im Urteil vom 18. September 1953 „die 
Auffassung vertreten, daß die 1945 in Deutschland gebliebene Klägerin 
ihre im Jahre 1938 erworbene deutsche Staatsangehörigkeit nicht verloren 
hat“ (R 13)..Das Landesgericht Berlin hebt hervor, „daß das österreichische 
Recht die deutsche Staatsangehörigkeit nicht aufheben könne“ (R 10 und 
L 18/281). Zur Frage „ob die noch in Deutschland wohnenden ehemaligen 
Österreicher weiterhin als deutsche Staatsangehörige anzusehen sind oder 
nicht“ stellt das bayerische VG Ansbach fest: „In der Literatur wird diese 
Frage bejaht“ (R 11/11; L 9/645; L 1/148 u. Dernedde in R 13/5). 


Das VG Karlsruhe ist unter Berücksichtigung der auch „in der höchsten 
richterlichen Rechtssprechung wie auch überwiegend im Schrifttum vertrete- 
nen Rechtsauffassung bei der rechtlichen Würdigung des Streitfalls zu dem 
Ergebnis gekommen, daß der Kläger... als deutscher Staatsangehöriger zu 
betrachten ist“ (R 3/6). Der VGH Kassel stellt im gleichen Sinne fest: „We- 
der aus dem deutschen. noch aus dem Besatzungsrecht und dem Völkerrecht 
läßt sich eine Vorschrift des Inhaltes ableiten, daß in Deutschland verblie- 
bene Osterreicher mit dem Wiedererwerb der österreichischen Staatsan- 
gehörigkeit zugleich die deutsche (Staatsangehörigkeit verloren haben“ 
(R 20/14; R 1 und die dort angegebene umfangreiche Literatur von Raape, 
Dernedde, Schetiner, Maßfeller, Jellinek, Makarov u. a. m.). 
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6.. Fremder Staatswille und persönliche Willensentscheidung: 


Leitwort: Die Menschen sind nicht für die Staaten da — sondern die 
Staaten für die Menschen (R 11/13). 


Geht man hingegen vom Standpunkt der „völkerrechtswidrigen Änne- j 
xion“ aus, so wird die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit von 
einem weiteren Erfordernis, der eindeutigen Willenskundgebung des Be- 
troffenen, im deutschen Staatsverband weiter bleiben zu wollen, abhängig 
gemacht (L 9/648),. da von deutscher Seite kein Anlaß besteht, den fremden 
Staatswillen einfach als allein maßgebend anzuerkennen. „In gleicherWeise 
haben auch verschiedene Verwaltungsgerichte den Willen der Betroffenen 
als ausschlaggebend angesehen“ (R 9/6 u. R 26), sodaß umgekehrt daher 

„diejenigen Osterreicher, die im österreichischen Staatsgebiet wohnen und 
“zu Deutschland bewußt keinerlei staatsbürgerliche Beziehungen mehr un- 
terhalten, von Deutschland nicht mehr’ als deutsche Staatsangehörige in 
Anspruch genommen wurden und daher nach 1945 die deutsche Staatsan-. 
gehörigkeit verloren hätten“ (R 9/7; R 24; R 27; R 28 u.R 33). Auf die ent- 
scheidende Bedeutung des persönlichen Willens wird noch zurückzukom- . 
‚men sein (Kapitel 20). 


7. Über den „Gedanken der Desannexion“. 


Die dritte Ansicht geht davon aus, daß die „Wiedervereinigung Oster- 
reichs mit. dem Deutschen Reiche völkerrechtswidrig war, auch rechtsun- 
wirksam via facti ist und daß durch die Verleihung der neuösterreichischen 
Staatsangehörigkeit durch das OStUG und die damit verbundene „Inan- 
spruchnahme“ der früheren Österreicher durch den neuen österreichischen 
Staat ein „automatischer Verlust“ der deutschen Staatsangehörigkeit als 

„natürliche Rechtsfolge der völkerrechtswidrigen Annexion“ und der 
damit verbundenen „Zwangseinbürgerung“ eingetreten sei. Dadurch werde 

„der frühere Rechtszustand wiederhergestellt und rs BEER Unreäht 
beseitigt und wiedergütgemacht“.. 

Abgeselin davon, daß es: weder Sache der: Kessikean; Gerichte noch Sache 
der deutschen Verwaltung ist, das einem fremden Staate gegenüber be- 
gangene „Unrecht“ wiederherzustellen, da dies Angelegenheit von Frie- 
dens- und Staatsverträgen ist, sind weder die deutschen Verwaltungsbehör- 
den noch die deutschen Gerichte zuständig, Vermutungen, Auslegungen 
und Entscheidungen über ein österreichisches Gesetz vorzunehmen. Dies 
- ist alleinige Sache Osterreichs, da .es sich im ein österreichisches Gesetz 
handelt. Für deutsche Behörden und deutsche Gerichte ist einzig und allein 
das deutsche Gesetz und ‚die deutsche Rechts- und Sachlage maßgebend 
(R 11/8). Gerade weil das Völkerrecht keine allgemeinen Bestimmungen 
darüber enthält, daß. die Bürger eines eingegliederten Staates nach Auf- 
lösung der Eirigliederung ohne weiteres und generell aus dem Verband des. 
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eingegliederten Staates ausscheiden und allein Staatsangehörige des wie- 


‘‚der selbständig gewordenen Staates geworden sind, ist von dem anerkann- 


ten Völkerrechtsgrundsatz „auszugehen, daß jeder Staat die Staatsange- 
höfigkeitsverhältnisse kraft Staatshoheit selbst regelt“. Es entscheidet da- 
her über Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nur das 
deutsche Recht“ (R 11/8; R 25 und L 1/146). 

Jedenfalls muß immer wieder festgestellt werden: ‚Kein Recht eines 
fremden Staates kann die deutsche Staatsangehörigkeit .rechtswirksam' ent- 
ziehen.“ „Ein Wegfall derselben infolge Zuerkennung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft kann nur dann als gegeben angenommen werden, wenn 
nach deutschem Recht der Erwerb der österreichischen Staatsangehörigkeit 
den Verlust der deutschen zur Folge hat“ (R 11/9). Re 

Ein solches deutsches Recht gibt es nicht. Das OStUG „könnte nur über 


“den Erwerb der österreichischen Staatsangehörigkeit und nicht zugleich . 


über den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit BesHmuingen erlassen 
und hat dies letztere auch nicht getan“ (R 20/11).. 

Die in der Literatur nur von Makarov (L 10/404) und in dans von ihm 
verfaßten Gutachten (L 11) dargelegte Rechtsansicht, auf die noch näher 


“einzugehen ist, hat sich leider der Verwaltungsgerichtshof Bebenhat-. 


sen zu eigen gemacht (R 29/7). Folgerichtigerweise hat er die weitere 
Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit auch bei den in 


* Deutschland verbliebenen Deutschen aus Osterreich auch dann verneint, 


wenn sich die Betreffenden stets zu Deutschland bekannt. haben.. Ge- 
rade dieser Ansicht haben sich in überwiegender Weise die Innenministe- 


'rien der Länder. (V 5; V 6; R 5/13; R 5/14; R.15/2; R 15/5; R 16/7; R 14/6) 


" angeschlossen, sodaß die, Verwaltungspraxis und vornehmlich die Staats- - 


angehörigkeitsbehörden in den meisten Fällen die Gleichstellung als deut- 
sche Staatsangehöfige und damit die Ausstellung von deutschen Staats- 
angehörigkeitsausweisen verweigert haben. Auf diese ‚Weise kam ‘es, so- 
weit bisher festgestellt werden konnte, zu weit über 30 Verwaltungsgerichts- 
verfahren, deren Reaktion auf den „Gedanken der'Desannexion“ und des 
automatischen Erwerbs und Verlustes der ale a a nunmehr 
im folgenden dargestellt werden soll. 

.So einfach und bestrickend die Lehre von der „Desännexion“ und die 
damit verbundene Theorie von der im OStUG vermuteten „Inanspruch- 


nahme“ zu sein scheint, so folgenschwer hätte sie für die Zukunft werden 


können, wenn sie die herrschende Lehre geworden wäre: Aus der Anerken- 
nung einer jetzt angeblich berechtigten „Desannexion“ und „Inanspruch- 
nahme“ der früheren Staatsangehörigen ergibt sich das stillschweigende : 


‚Eingeständnis der seinerzeitigen „völkerrechtswidrigen Annexion“ ‚durch 


Deutschland gegenüber dem früheren Osterreich. Ein solches freiwilliges 
Ringeständnis durch die deutsche Verwaltung ohne vorausgegangene ein- 


. gehende Überprüfung: der tatsächlichen geschichtlichen und rechtlichen Vor- 


gänge. im Jahre 1938 in Osterreich wäre besonders bei der eindeutigen 
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Verneinung einer erwiesenen Völkerrechtswidrigkeit dieser Vorgänge durch 
das deütsche Schrifttum und die deutsche Rechtssprechung kaum zu ver- 
stehen. Auch die „Feierliche Erklärung“ sämtlicher Bischöfe Osterreichs 
vom 18.. März 1936, die Erklärung des seinerzeitigen Staatskanzlers Dr. 
Karl Renner, des nachmaligen Bundespräsidenten der Zweiten Republik 
Osterreich-vom 3. April 1938 sowie der Bericht des ehemaligen deutschen 
Reichstagspräsidenten Paul Löbe vom 7. Juli 1954 über die Fakten der 
Anschlußbewegung vor 1938 können schwerlich als Beweise einer „völker- 
rechtswidrigen Vergewaltigung“ im Jahre 1938 angesprochen werden). Auf 
diese juristischen Tatsachen wird noch zurückzukommen sein (V 24; V 25; 
V 26; V32 u. V 33). 


8. Die Stellungnahme der Rechtssprechung zur Frage der „Annexion“ und 
ihren angeblichen Rechtsfolgen: 

„Selbst wenn man den Anschlyß Osterreichs als unwirksam betrachtet, 
kann aus dieser: Unwirksamkeit nicht die Folgerung gezogen werden, daß 
alle mit einer solchen „Annexion“ zusammenhängenden Einbürgerungen 
kraft Gesetz als nichtig anzusehen sind“ (R 5/9 u. Dernedde in R 13/4). In 
gleicher Weise entschied das OVG Berlin, daß die heutige Rechtsunwirk- 
samkeit des Anschlusses nicht bedeutet, „daß sämtliche in diesem Zusam- 
menhang getroffenen Mäßnahmen mit innerstaatlicher Wirkung, also ins- 
besondere der Erwerb der deutschen und der Verlust der österreichischen 
Staatsangehörigkeit, nichtig und unwirksam sind“ (R 1/7). Auch in dem 
sonst zu einem gegenteiligen Ergebnis kommenden Urteil des VGH Beben- 
hausen wird. ausdrücklich auf die auch von Makarov vertretene Rechtsan- 
sicht hingewiesen: „Soweit kein fremder Staat die völkerrechtliche‘ Wirk- 
samkeit dieser Einbürgerungen bestreitet, seien sie als rechtsgültig anzu- 
sehen. Deutschland könne nicht unter Berufung auf die Völkerrechtswidrig- _ 
keit seiner früheren Maßnahmen die einmal eingebürgerten SIUAMORER: 
hörigen jetzt als Ausländer behandeln“ (R 29/7). 


9. Spruchpraxis, Desannexion und Inanspruchnahme: 

Da die Rechtssprechung — wie bereits vorher dargestellt — die „völker- 
rechtswidrige Annexion“ überwiegend verneint, zumindestens aber sehr 
bezweifelt, hat sie auch den neuartigen Begriff der Desannexion. über- 
wiegend abgelehnt. Auch der mit der Desannexion verbundene Begriff der 
„Zwangseinbürgerung“ wurde von den Gerichten fast ausnahmslos durch 
den Begriff „Kollektiveinbürgerung“* (Sammeleinbürgerung) ersetzt, der 
weder in staatsrechtlicher, noch in völkerrechtlicher Hinsicht das Moment 

. der. Rechtswidrigkeit umschließt. Auch die deutsche Gesetzgebung trägt den 
tatsächlichen Verhältnissen Rechnung, sie spricht daher nicht von „Zwangs- 
einbürgerungen“, sondern von „Sammeleinbürgerungen“ (V 7). % 


*) Nach Huebmer (Osterreich 1933-1938, S. 164) stimmten bei der Volksabstimmung am 
10.4.1938 über die »Wiedervereinigung« 4493772 mit Ja und 11929 mit Nein. j 
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In anerkennenswerter Gründlichkeit behandelt das Urteil des VG Kassel 
die Begriffsbestimmung „in Anspruch nehmen“. Es weist darauf. hin, daß 
diese Forderung nur bei einem Rechtsgrund möglich ist, der zwischen dem 
Inanspruchnehmenden und dem Inanspruchgenommenen bestehen muß. 
Dieses zweiseitige Rechtsverhältnis zwischen den beiden Partnern — dem 
Staat Osterreich und dem einstigen österreichischen Staatsbürger — kann 
sich äuf einen. Dritten — die Bundesrepublik Deutschland — gar nicht aus- 
wirken, weil diese ein eigener souveräner Staat ist. Die beiden bestehenden 
Rechtskreise — Staat Osterreich und österreichischer Staatsangehöriger auf 
Grund des OStÜG einerseits und der Bundesrepublik Deutschland und 
deutscher Staatsangehöriger auf Grund der VO vom 3. Juli 1938 anderer- 

- seits — berühren sich bloß im betreffenden Staatsangehörigen, ohne sich 
gegenseitig zu beeinträchtigen. „Der österreichische Staat kann — wie sich 
gerade aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichtes ergibt — gegen- 
über der Klägerin’zwar seit dem 27. April 1945 seine Hoheitsrechte geltend 
machen, damit verliert diese jedoch nicht die deutsche Staatsangehörigkeit, 
da ihr eine solche nur nach deutschem Recht abgesprochen werden kann“. 
(R 5/26). „Gegenüber den in Deutschland verbliebenen und vom OStÜG er- 
faßten Personen konnte also der österreichische Staat lediglich eine zusätz- 
liche Verleihung der österreichischen Staatsangehörigkeit vornehmen“. Eine 
Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit' gegenüber diesem Per- 
sonenkreis hätte außerhalb seiner Macht gelegen, weil sie seine territoriale 
Kompetenzsphäre überschritten haben würde.“ „Die Inanspruchnahme des 
österreichischen Staates auf Grund des OStUG kann sich also nur auf 
Personen beziehen, die sich ab 27. April 1945 innerhalb der Grenzen seines 
Machtbereiches befinden oder dorthin zurückgekehrt sind“ (R 5/15). 

Auch nach dem BVG „entscheidet über die innerstaatliche Wirksamkeit 
einer Staatsangehörigkeitsnorm daher zunächst das deutsche Recht“ 
(R 23/11), niemals aber eine bloße Vermutung, die in ein ausländisches 
Gesetz unbegründet hineingelegt wird! 

Selbst bei Annahme von „Zwangseinbürgerungen“ und BR wenn der 

Rechtsansicht gefolgt wird, daß die Eingliederung Osterreichs als eine 
»völkerrechtswidrige Annexion« anzusehen ist, so ändert dies doch nichts 
darin, daß die durch die Eingliederung des Landes Osterreich in das Deut- 
sche Reich. zu deutschen Staatsbürgern gewordenen ehemaligen Öster- 
reicher diese deutsche Staatsbürgerschaft weiterhin“ besitzen (R 5/8). Die 
vom BVG nur für den Fall einer erwiesenen »völkerrechtswidrigen Anne- 
xion« entwickelten und nur auf das Protektorat Böhmen und Mähren ver- 
wendbaren Grundsätze „können aber dann nicht ohne weiteres gelten, 
.. wenn, wie im Falle Österreich, die Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft, 
die Besetzung und die damit verbundene Verleihung der deutschen Staats- 
angehörigkeit anerkannt haben“ (R 4/12). Selbst aus den im Beschluß des 

BVerwG vom 28. Mai 1952 (R 23/12) erwähnten besatzungsrechtlichen „Be- 

“ stimmungen kann aber nicht der Schluß gezogen werden, daß »Zwangsein- 
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bürgerungen als unwirksam zu betrachten sind, soweit die betreffenden Per- 
sonen von den Staaten, deren Gebiete annektiert wurden, als ihre Staats- 
angehörigen in Anspruch genommen werden«, wie das BVerfG anscheinend 
annimmt“ {R 4/12). Daher „überzeugt die vom BVerfG in seinem Beschluß 
vom 28. Mai 1952 gegebene Begründung. nicht in allen Punkten (R 4/12). 
Auch das Völkerreicht kennt keine allgemeinen Grundsätze über den Wec- 
sel der Staatsangehörigkeit im: Zusammenhang mit der Gebietsverände- 
rung“. „Vielmehr ist die Staatenpraxis unterschiedlich“ (R 4/12). „Das 
Völkerrecht kann zwar eine Annexion .oder Eingliederung für ungültig er- 
klären, es vermag indes nicht ohne weiteres die Ungültigkeit aller dadurch 
begründeten staatlichen Akte herbeizuführen, da es grundsätzlich die Selb- 
ständigkeit staatlicher Entscheidungen in Fragen des Erwerbes undVerlustes 
der Stastsangehörigkeit anerkennt“ (R 5/16). Auch das VG Bremen stellt 
in seinem Urteil fest: „Nirgends ist ausdrücklich statuiert worden, Haß damit 
alle Zwangseinbürgerungen, die als eine Folge der Besetzung fremden 
Staatsgebietes durch das Deutsche Reich eingetreten sind, nichtig sein 
sollten“ (R 22/8). 


10. Existenzvernichtende Folgen der „Desannexion“: 


Ohne all die erwähnten richterlichen Entscheidungen als die einzig richtig 
und einzig mögliche Ansicht hinstellen zu wollen, soll mit diesen Zitierun- 
gen auf jeden Fall zunächst nur bewiesen werden, daß die These vom „auto- 
matischen Erwerb und Verlust* einer Stastsangehörigkeit bloß wegen der 
bis heute noch nicht erwiesenen „völkerrechtswidrigen Annexion“ im Falle 
Österreich sowohl vom staatsrechtlihen als auch vom völkerrechtlichen 
Standpunkt aus zumindest sehr umstritten ist. Vor allem scheint aber diese 
‚Theorie durchaus ungeeignet zu sein, schon v or der Prüfung und restlosen 
Klärung der in .Kapitel 13 aufgeworfenen vier Vorfragen über das 
‚Problem „Inanspruchnahme“ durch die Staatsangehörigkeitsbehörden an, 
Opfern dieser Theorie praktisch angewandt zu werden, da sich für diese 
durch deren Erklärung zum „Ausländer“ existenzvernichtende Rechtsfolgen 
ergeben (Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, Gefährdung des Ar- 
beitsplatzes, Bedrohung’ der Flüchtlingseigenschaft, Untergang wohlerwor- 
bener Beamtenrechte und Versorgungsansprücse, Verlust des Wahlrechtes, 
Einstellung von Witwen- und Waisenrenten, Ausschaltung‘ vom n Lastenaus« 
gleich u.v.a.m. ) 


11. Sasenrkoieet der „Desannexion“ bei disepärla dien Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit: 


Die im Gutachten des Max-Plank-Institutes vom 18. Dezember 1951 
entwickelten und im Beschluß .des Bundesverfassungsgerichtes vom 28. Mai- 
1952 erwähnten Grundsätze und Rechtsfolgen bei einer „völkerrechtswidri- 
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gen Anhexion“ in Verbindung mit dem Reklamationsrecht des annektierten 
Staates sind wohl auf den völkerrechtlich. umstrittenen Fall „Böhmen und 
Mähren“ zugeschnitten, sie sind jedoch für den besönders gelagerten 
Einzelfall „Osterreich“, der infolge der historisch, volkspolitisch und bio- 
logisch. ganz anders liegenden Verhältnisse niemals in das allgemeine 
Schema .einer normalen „Annexion“ hineinzupressen ist, absolut unan- 


. . wendbar. Diesen historischen Sonderfall erkennt auch der Hessische VGH 


an, indem er dekretiert: „Diese. vom BVerfG entwickelten Grundsätze sind 
aber auf vorliegenden. Fall nicht anwendbar“ (R 4/11). Im’ Gegensatz zur 
Besetzung Osterreichs:ist die Besetzung von Böhmen und. Mähren im März 
1939 von den 'Staaten: der Völkerrechtsgemeinschaft nicht anerkannt wor- 
den“ {R 4/11 u. R 20/13). 

.. Im Gegensatz zum Fall „Osterreich“ wurde im Drötektörate nie ein Ge- 
setz von den Volksvertretern’einstimmig beschlossen, daß es ein „Bestand- 
teil der Deutschen Republik“ sein will. Es hätte daher die zwangsweise Aut- 
“ Hebung eines solchen Gesetzes nie als „Demütigung“ für das Protektorat 
werden können, wie es der Staatskanzler Dr. Renner für Osterreich im 
- Jahre 1918/19-:empfünden hat. Auch fanden im Protektorate weder vor 
noch nach 1938 Volkskundgebungen und Volksabstimmungen für den An- 
schluß an das Deutsche Reich mit fast völliger Einmütigkeit statt, wie dies 
in. Osterreich der Fall war. Es erfolgte auch für das Protektorat keine 
völkerrechtliche Anerkennung. Hier liegt ein rechtserheblicher. staatsrecht- 
licher Unterschied vor, bei dem.es eine ernsthafte Rechtsbeurteilung einfach 
verbietet, den Fall Osterreich auf die gleiche Rechtsebene zu stellen wie den 
FaH Protektorat (R 35/7; R 20/13; V 32; V 33 u. $. 21). 

. Das VG Karlsruhe ist der Ansicht, daß aber im Jahre 1945 nicht eine 
„Desannexion“ vorliegt, sondern eine Sukzession (R 3/6). 

Es ist daher bedauerlich, daß. ein Unterschied von solch grundsätzlicher 
Art zwischen einer völkerrechtlich anerkannten staatsrechtlichen „Wieder- 
vereinigung“ eines deutschenVolksstammes mit dem deutschen Gesamtvolke 
und der völkerrechtlich nicht anerkannten Besetzung des. zentralen tschechi- 
schen’Siedlungsraumes durch die deutsche, Wehrmacht bei der theoretischen 
Aufstellung des neuartigen „Gedankens“ von der „Desannexion“ ebenso- 
‘ wenig üie gebührende Beachtung gefunden hat, wie bei der praktischen 
Nutzanwendung in einem konkreten Prozeßfall (R 29). Nur dadurc er- 
gaben sich die so folgenschweren, zahlreichen und jahrelangen Irrtümer. 
und Fehlentscheidungen in der Verwaltung auf Grund eines vereinzelten. 
historisch-politischen Fehlurteiles in Verbindung mit einer Fehlinterpre- 
tation eines angeblichen BVG-Beschlusses! (R 20/12 u. R 13/7). 

Dies bestätigt auch das rechtskräftige Urteil des LVG Schleswig, in dem 
es heißt: „Die erkennende Kammer pflichtet insbesondere auch dem an- 
geführten Urteil des OVG Berlin (R.1/9) darin bei, daß der die Entscheidung 
des BVG in Bezug auf die Staatsangehörigkeit eines ehemaligen tschecho- 
slowakischen Staatsangehötigen deutscher Volkszugehörigkeit tragende 
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allgemeine Schützgedanke bei Osterreichern nicht. ausschlaggebend: sein 
kann und daß der in dem Beschluß gezogenen Folgerung keine allgemein-- 
verbindliche Bedeutung zukommt“ (siehe auch Rößler, OV. 154, S. 156 und 
137 und R 32/6). 


In dieser sachlichen Feststellung liegt die ganze 'Tragik im vorliegenden 
Gesamtproblem und es muß daher alles daran gesetzt werden, ‘das jähre- 
lange und harte Unrecht wieder so rasch wie möglich‘ gutzumachen! 

Auch das VG Ansbach kommt zu einem gleichen Ergebnis und nimmt 
gegen die Fehlinterpretation und Fehlanwendung des Beschlusses der BVG 
in der Entschließung des bayerischen Staatsministeriums des Innern vom . 
29. Oktober 1952, derzufolge „die noch in Deutschland wohnenden ehemali- 
gerr Österreicher nicht mehr als deutsche Staatsangehörige angesehen wer- 
den dürfen, weil der österreichische Staat diese. durch das OStUG in An- 
spruch genommen 'hätte“ (V 6), eindeutig Stellung: „Die Kammer kann 
dieser. Auslegung des Beschlusses des BVG nicht folgen“. „Der Republik 
Osterreihkann man das Recht zugestehen, den in Deutschland verbliebenen 
ehemaligen Osterreichern und nunmehrigen Deutschen die ehemalige öster- 
reichische Staatsbürgerschaft wieder zu geben. Dagegen wäre es ein ’Ein- 
griff in die deutschen Hoheitsrechte und eine Überschreitung der territoria- 
len Kompetenzsphäre, wenn die Republik Osterreich durch das OStUG- den 
in Deutschland verbliebenen ehemaligen Osterreichern die deutsche Staats- 
angehörigkeit hätte absprechen wollen“ (R 26/5 u.R.6/10 u. 11). 

An diesem äußerst wichtigen aber völlig ungeklärten Problem: „Was | 
bedeutet praktisch überhaupt eine »Inanspruchnahme«?“ hätte das Gut- 
achten des Max-Planc-Institutes nicht vorbeigehen dürfen, a es praktisch 
angewandt werden sollte. 

Es ist ein wesentlicher Unterschied zwischen einer wissenschafdlichen 
Theorie, die bloß auf akademischem Boden Interesse halber erörtert wird, 
und einer Theorie, deren praktische Nutzanwendung mit furchtbarer Härte 
in das Schicksal der von ihr betroffenen Menschen eingreift! Bei solchen 
Theorien, die folgenschwerste praktische Auswirkungen haben, muß mit 
doppelter Gewissenhaftigkeit, Überlegung und Vorsicht vorgegangen wer- 
den. In hoher Verantwortung stellt der hessische VGH eindeutig klar, daß 
die These vom automatischen Erwerb der österreichischen mit gleichzeiti- 
gem automatischen Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit bei den nach 
Osterreich nicht zurückgekehrten Deutschen aus Usterreich nur dann an- 
wendbar wäre, „wenn das deutsche Recht, das Besatzungstecht und : 
das Völkerrecht einen "derartigen Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
vorsehen würde.“ Der VGH weist ausdrücklich auch auf den im Artikel 16, 
Absatz 1, Satz 2 GG festgehaltenen Grundsatz hin und stellt im Zusam- 
menhang damit fest, daß die oben erwähnten Voraussetzungen gesetzlicher 
Art nicht zutreffen, indem er klar erkennt: „Das ist aber nicht der Fall 
(R 4/10). 
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ı2. Voraussetzungen für den automatischen Staatsangehörigkeiisverlust 
durch „Inanspruchnahme: 


Nach den bisherigen Erläuterungen über die praktische Anwendung der 
These vom „automatischen Verlust“ der deutschen Staatsangehörigkeit 
müssen vier Vorausetzungen erfüllt sein, ehe eine solcheThese AuVeHtnE 
finden soll: 

1. Das Vorliegen einer offiziellen Anfechtung (der angeblichen völker- 
rechtswidrigen Handlung) durch das neue Österreich. 

. 2. Die wissenschaftlich einwandfrei erwiesene und gerichtsordnungs- 
mäßig bestätigte „völkerrechtswidrige Annexion“. 

Diese Meinung über die „völkerrechtswidrige Annexion“, die von Ferid 
(L 19/99) vertreten wird, „wird im deutschen Schrifttum nd der Rechts- 
sprechung der deutschen Gerichte. überwiegend abgelehnt“ (R 8/11, sowie 
die dort angegebene rechhaltige Literatur). 

3. Die offizielle „Inanspruchnahme“ auch der Deutschen aus Osterreich, 
die seit 1945 in Deutschland ansässig sind, durch die österreichische Bun- 
desrepublik wegen der 1938 angeblich „völkerrechtswidrig“ verliehenen 
deutschen Staatsangehörigkeit. 

4. Die gesetzlich festgelegte Rückgängigmachung der „völkerrechtswidrig“* 
verliehenen deutschen Staatsangehörigkeit kraft eines deutschen Gesetzes, 
das das im Artikel 16 GG festgelegte Verbot des Entzuges der einmal ver- 
liehenen deutschen Staatsangehörigkeit wieder aufheben muß. 

Erst bis diese vier. Voraussetzungen erfüllt worden sind, bestünde eine 
gesetzlich einwandfreie Grundlage für die praktische Anwendung der Theo- ' 
tie von der „Desannexion* und der damit verbundenen nachträglichen 
und rückwirkenden Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit. 


13. Vorfragen über die „Inanspruchnahme“ eines Staates gegenüber ehe- 
maligen Staatsangehörigen. 


Wird von der geschilderten effektiven Rechtslage in der Zeit von 1938 
bis 1945 abgesehen und den politischen Machtverhältnissen nach 1945 
Rechnung getragen, indem eine heute noch mehr als früher bestrittene 
. „völkerrechtswidrige Annexion“ auch im Falle Osterreich supponiert wird, 
so müssen aus Gründen wissenschaftlicher Genauigkeit und aus Verant- 
wortungsgefühl gegnüber dem harten Schicksal der Betroffenen, vor Her- 
ausstellung einer solchen Hypothese und deren praktischer Anwendung 
vier wesentliche Vorfragen eindeutig geklärt und womöglich gesetzlich ge- 
regelt werden; denn es darf niemals übersehen werden, daß die Betroffenen 
16 Jahre nach der gesetzmäßigen Einbürgerung nunmehr gegen ihren er- 
klärten Willen, also zwangsweise ausgebürgert werden sollen! Diese Vor- : 
fragen lauten: 1. Was bedeutet rechtlich und praktisch der kaum definier- 
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bare Begriff der „Inanspruchnahme“: ehemaliger Staatsangehöriger? 2: Ist 
die „Inanspruchnahme“ staatsrechtlich und völkerrechtlich im vorliegenden 
Falle auch gerechtfertigt und von dem betroffenen Staat unzweifelhaft durch 
Anfechtung der angeblichen „Völkerrechtswidrigkeit* und Forderung nach 
deren Aufhebung verlangt worden? (R 23/11). 3. Gilt die „Inanspruchnahme“ 
nur gegenüber den in Österreich wohnhaften ehemaligen Staatsangehöri- 
gen oder auch gegenüber den in Deutschland mit eigenem Willensentschluß 
seit zehn Jahren ansässigen Deutschen aus Österreich? 4. Darf in diesem 
Falle die freie Willensentscheidung der Betroffenen mißachtet oder muß 
sie nicht vielmehr als Hauptentscheidungsmoment — da’ Besatzlich vorge- 
sehen — beachtet werden? ’ 

Bei der These von der „Inanspruchnahme“ muß wohl grundsätzlich be- 
merkt werden, daß es sich um ein recht zweifelhaftes und auch illusorisches 
Problem handelt, denn nach dem Grundgesetz über die Freiheit und Würde 
des Menschen darf weder der annektierende Staat (Deutschland) seine bis- 
herigen Staatsangehörigen gegen ihren Willen weiter behalten, noch darf 
sie der annektierte Staat (Österreich) gegen ihren Willen „in Anspruch 
nehmen“, da Menschen keine willenlose Sache sind, sondern eben Men- 
schen mit freier Willensentscheidung! 

Durch die Theorie der „Automatik“ werden Angehörige des deutschen 
Volkes, die seinerzeit auf gesetzmäßigem Wege die deutsche Staatsange- 
hörigkeit erworben haben und die sich auch durch Volksabstimmung vor 
und nach 1938 freimütig und freiwillig zu Deutschland bekannt haben, 
nachträglich in Deutschland rechtlose „Ausländer“. Es stünde demnach der 
gerichtsordnungsmäßig anerkannten, einst geforderten, staatsrechtlich 
durchgeführten und völkerrechtlich sanktionierten freiwilligen Einbürgerung 
nach 16 Jahren eine zwangsweise Ausbürgerung gegenüber. Was einst dem 
Deutschen Reiche zum schweren Vorwurf gemacht wird — die angeblichen 
‚ Zwangseinbürgerungen —, soll jetzt im „Namen des .‚Rechts“, ohne Befra- 
gung der Betroffenen und ohne Volksabstimmung praktiziert und ins Ge- 
genteil verkehrt werden — nämlich in die zwangsweise Ausbürgerung? Ein 
gesetzlich durchgeführtes angebliches „Unrecht“ (deutsche Staatsangehörig- 
keitsverleihung) soll durch den bloßen „Gedanken der Desannexion“, also 
durch eine Theorie — ohne irgendeine gesetzliche Grundlage „Wiedergut- 
machung“ eines gesetzlich geregelten Tatbestandes sein? . 

Es soll nun näher untersucht werden, wie die Rechtssprechung und das 
einschlägige Schrifttum auf diese Theorie geantwortet haben, 


14. Der Rechtsgrund für die Bnanepsdchn ke h 

Würden die erste und zweite Voraussetzung (Kapitel 12, Punkt 1 und 2) - 
— bei völliger Außerachtlassung aller vorliegenden entgegengesetzten ge- 
richtlichen Feststellungen — tatsächlich zutreffen, würde also ein. einwand- 
freier Beweis über die „Völkerrechtswidrigkeit“ der Wiedervereinigung 
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vorliegen, so müßte ein Rechtsgrund für die „Inanspruchnahme“ geltend 
gemacht werden. Von den Vertretern der Desannexions-Theorie wird er 
im OStUÜG bloß vermutet (V 4). Dieses erklärt — wenigstens in der ur- 
sprünglichen Fassung von 1945 — nicht alle früheren Osterreicher ab 
27. April 1945 zu Österreichischen Staatsangehörigen. Nach Makarorv ist 
es. daher „mit den Sätzen des allgemeinen Völkerrechtes nicht völlig zu 
vereinbaren (R 22/9). Der große Kreis:der sogenannten „Illegalen“ wurde 
- wenigstens in der 1. Fassung vom Erwerb der österreichischen Bundes- 
bürgerschaft ausgeschlossen. 

Es enthält keine einzige Bestimmung, daß es sämtliche früheren Oster- 
reicher, auch die im deutschen Auslande lebenden bisherigen deutschen 
Staatsangehörigen „in Anspruch“ nimmt, noch daß mit dem Erwerb der 
neuen Österreichischen Staatsangehörigkeit die deutsche untergegangen 
wäre, Die „Inanspruchnahme“ besteht also lediglich darin, daß der größte 
. Teil der früheren Osterreicher die österreichische Staatsangehörigkeit auto- 
matisch erwirbt. Dieser positive Hoheitsakt muß völkerrechtlich von allen 
Stasten der Völkerrechtsgemeinschaft respektiert werden (R 4/9; L 8). Dies 
tut auch die Bundesrepublik, indem sie stillschweigend duldet, daß ihre 
Staatsangehörigen zusätzlich auch. die österreichische Staatsangehörigkeit 
erworben haben. 

. „Außerdem würde die Bundesrepublik keinen einzigen früheren Oster- 

reicher als deutschen Staatsangehörigen „beanspruchen“, oder gar nötigen, 
deutscher Staatsangehöriger zu bleiben, wenn dieser selbst wieder öster- 
reichischer Staatsbürger sein will. 

Weder „hüben noch drüben“ soll irgendjemand gezwungen werden, 
gegen seinen erklärtenWillen entweder deutscher Staatsangehöriger bleiben 
oder österreichischer Staatsbürger werden zu müssen. 

Der hessische VGH stellt klar, daß „auch auf Grund von 0 WAIGERNEEEDN 
des Besatzungsrechtes kein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit ... 
eingetreten ist“ (R 4/11). Selbst bei einer völkerrechtlich begründeten 

„Inanspruchnahme“ durch den annektierten Staat ist die 1938 erfolgte 
Kollektiveinbürgerung nicht rechtsunwirksam (R 4/12). Das OVG Berlin 
erklärt, daß eine solche „ausschließliche Inanspruchnahme“ im übrigen aus 
den Bestimmungen des OStUG nicht ersichtlich ist“ (R 1/12; R 3/4). 

Selbst wenn alles richtig wäre, was die Verwaltung in das OStUO hinein- 
projiziert, wäre die praktische Schlußfolgerung, nämlich die ausschließliche 
Inanspruchnahme aller ehemaligen Osterreicher, also auch der in Deutsch- 
land zwischenzeitlich ansässigen, aus formalrechtlichen Gründen kaum 
durchführbar. Der ursprüngliche Ausschluß aller sogenannten „Illegalen“ 
vom Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, somit auch der in 
Osterreich wohnenden, in der ersten Fassung des Gesetzes vom 10. Juli 
1945 zeigt offenkundig, daß es sich um ein hochpolitisches Gesetz handelt, 
nicht um die rechtsstaatliche Klärung von Staatsangehörigkeitsfragen. Daß 
im übrigen im Jahre 1945 auch ein völlig unausgereiftes Gesetz’ vorlag, 


28 


bezeugt die Tatsache, daß das Gesetz dauernd geändert werden mußte (V 4/a 
— d). Wenn daher durch die Entschließung des Bundesinnenministeriums 
vom.7. Juni 1952 (V 5) der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit.mit 
der Wirksamkeit vom 10. Juli 1945 bzw. 27. April 1945 ängenommen wirg, 
also mit der ersten Fassung des umstrittenen OStUG, so können die -„I- 
legalen“ damit nicht betroffen werden, da sie ja vom Erwerb der österreichi- 
schen Staatsangehörigkeit grundsätzlich ausgeschlossen worden sind. Auch 
wäre es eine rechtliche Neuheit, daß bisher anerkannte deutsche Staatsan- 
gehörige im Jahre 1952 eventuell erfahren, daß sie vor sieben Jahren (1945) 
die deutsche Staatsangehörigkeit angeblich verloren hätten! j 

Wird aber eine der späteren Fassungen des Gesetzes zur Grundlage des 
Verlustes der deutschen Staatsangehörigkeit gemacht, so sind die Betroffe- 
nen jedenfalls im Vollbesitz aller aus dem Grundgesetz sich ergebenden 
Verfassungsrechte, da das Grundgesetz im Mai 1949 in Rechtskraft trat, das 
erste Abänderungsgesetz des UStUG jedoch erst am 25. Januar 1950. 

Es ist überhaupt unverständlich, daß ein derart unklares, umstrittenes 
und dauernd geändertes ausländisches Gesetz von deutschen Behörden als 
„Rechtsgrundlage* für die Aufhebung eines deutschen Gesetzes und eines 
‚grundlegenden Verfassungsrechtes — des Rechtes auf die durch Reichsgesetz :. 
verliehene und durch langjährigen Staats- und Kriegsdienst wohlerworbene 

deutsche Staatsangehörigkeit benützt werden soll. 

'Aus all den angeführten Gründen ist auch das so in den Vordergrund - 
gestellte Problem der „Inanspruchnahme“ deutscher Staatsangehöriger 
durc ein unklares, politisches und ausländisches Gesetz äußerst fragwürdig _ 
und bedenklich. Es. mag theoretisch Taipteannen sein, aber praktisch ist es 
"unlösbar. 

Nach den demokrätischen Eruneählen und dem allgemeinen Hex 
schenrecht kann Osterreich weder den im deutschen Auslande wohnenden 
ehemaligen Österreicher [ohne Strafrechtsgrund] zwangsweise zurücholen 
oder dessen Auslieferung :verlangen, noch hätte Osterreich die Macht, den 
betroffenen Personen gegen deren Willen die österreichische Staatsange- 
hörigkeit unter Verlust.der deutschen. gewaltsam aufzuoktruieren. Gegen 
ihren Willen könnten sie weder als Steuerzahler noch. als Wehrdienst- 
pflichtige nach Osterreich zurückgeholt werden. 

Landesteile und Vermögenswerte können „in Anspruch“ genommen und 
kraft Verträge wieder ausgefolgt werden, aber nicht Menschen gegen ihren 
erklärten Willen. Dies wäre nur bei Vorliegen des Tatbestandes eines ge- 
meinen Verbrechens möglich und auch nur dann, wenn eine deutsche Staats- 
angehörigkeit nicht mehr vorläge. 

An den Grenzen des Staates hört eben seine Macht auf. Auch die Theorie 
von der „Inanspruchnahme“ findet an der Staatsgrenze ihre praktische 
Grenze. Darin liegt auch die ganze Tragik der heutigen Auswanderung 
einschließlich des Dienstes der Deutschen in der französischen Fremden- 
legion. ‚ 
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‚Völlig anders.ist.natürlich die Rechtslage, wenn die Betroffenen sich zu 
Osterreich bekennen und ihrerseits den Schutz des österreichischen Hei- 
matstaates „in Anspruch“ nehmen, indem sie z. B. von Deutschland die 
Entlassung aus dem deutschen Staatsverbande und die Anerkennung der 
österreichischen Staatsangehörigkeit verlangen lassen, wenn die Beibehal- 
tung der, deutschen Staatsangehörigkeit ein Hinderungsgrund für den Er- 
"werb der:.österreichischen' Staatsangehörigkeit ‘wäre (Schutz- und Hilfe- 
anspruch des Staatsangehörigen gegenüber dem annektierten Staat). 


15. Rechtsfolgen. bei der Anwendung der „Inanspruchnahme“: 


‚Dadurch, daß man das Problem: der „Inanspruchnahme“ ohne voraus- 
gegangene Klärung praktisch anwenden wollte, entstanden erst die großen 
Schwierigkeiten, da. jetzt erst nach’ der unheilvollen Anwendung alle Fra- 
gen auftauchten, die vorher hätten bereinigt werden müssen. Vor der 
praktischen Anwendung des Rechtes auf. „Inanspruchnahme“ der ehemali- 
gen.Angehörigen eines Staates sind folgende. vier Rechtsfragen zu klären: 

1. Hat jede. Verleihung einer Staatsangehörigkeit automatisch, also uno: 
actu, den Verlüst der andern Staatsangehörigkeit ‘zur Folge? ° 

2. Ist der Weiterbesitz der bisherigen Staatsangehörigkeit ein Hinde- 

rundsgründ für die Verleihung der neuen Staatsangehörigkeit? 

3. Kann und darf ein Staat die Staatsangehörigen eines andern Staates 
durch sein eigenes Gesetz „in Anspruch“ nehmen? 

4. Ist eine doppelte Staatsangehörigkeit gesetzlich und völkerrechtlich 
zulässig?' 

In anerkennenswerter Klarheit und Gewissenhaftigkeit hat die Rechts- 
sprechung auch alle diese Fragen eingehend geprüft und entschieden. „Es 
ist ein Grundsatz des. internationalen Staatsrechts, daß jeder Staat die 
Staatsangehörigkeitsverhältnisse der Menschen regeln kann, die zu ihm 
gehören“ (R 5/11). In völliger einheitlicher Erkenntnis dekretierten sowohl 
BVerwG als auch BGH, daß „von dem völkerrechtlichen Grundsatz aus- 
zugehen ist, daß jeder Staat grundsätzlich ‚allein berufen ist, nach seinem 
Ermessen zu bestimmen, wie seine Staatsangehörigkeit erworben und. ver- 
loren wird“ (R 23/10; R 8/9). . 

Selbst wenn alle Vorfragen für eine. Anseiiniudhine* im Falle OÖster- 
reich geklärt wären und wenn. der. Anspruch Osterreichs auf die früheren 
österreichischen Staatsbürger tatsächlich völkerrechtlich begründet wäre, so 
„berührt es das Land Österreich ebenso nicht, wenn Diejenigen deutsche 
Staatsangehörige bleiben, die nach den staatsbürgerlichen: Bestimmungen: 
des. österreichischen Bundesverfassungsgesetzes vom .6. Februar 1947 
(neue Fassung 1949, OBGBi. $. 1174) vom Besitz und Erwerb der öster-- 
reichischen Atelshütgersehakt na sind“ (R 22/8). 
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Nach den ausführlichen Darlegungen in den Kapiteln 13 und-14 ist mit 
"einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß von 
Seiten Usterreichs weder im OStUG die von Makarov vermutete „Inan- 
spruchnahme“ auch der in Deutschland wohnenden Österreicher beab- 
sichtigt war, noch eine solche „Inanspruchnahme“ nach den allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts vorliegen kann: Daher kann die Entscheidung des 
BVG gerade in diesem Falle mit Recht angezogen werden: „Ist dies nicht 
der Fall, dann. besteht auch nach deutschem Recht jedenfalls kein Anlaß, 
die betreffenden Personen als Nicht-Deutsche dann zu betrachten, wenn 
der zwangsweise Bingebürgerte seit dem Zusammenbruch im Jahre 1945 
ständig den Willen bekundet hat, als deutscher RER behan- 
delt zu werden“ (R 23/14). 

Auch das VG Ansbach erklärt, daß der von der Verwaltung immer wie- 
der. zitierte, offenkundig völlig falsch interpretierte und auf die Oster- 
reicherfrage gar nicht passende Beschluß des BVG vom 28. Mai 1952 über 
die Rechtsunwirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit bei einer „In- 
anspruchnahme“ gar. nicht angewendet werden darf, weil das gerade Ge- 
genteil vorliegt und weil daher nur der.oben angeführte Rechtsgrundsatz 
des BVG gerade auf den :Anschlußfall angewendet werden muß, in dem 
ausdrücklich festgestellt wird, daß „gar kein Anlaß besteht, die betreffen- 
den Personen nach deutschem Recht als Nicht-Deutsche zu behandeln“. 
Gerade „durch die Berücksichtigung des Willens des Betroffenen sei 
zugleich auch eine völkerrechtlich unangreifbare Basis besteht für die An- 
erkennung der deutschen Staatsangehörigkeit aller zwangseingebürgerten 
Personen deutscher Volkszugehörigkeit geschaffen (R 11/13 u. R 23/14). 
Dabei ist noch durchaus zweifelhaft, ob man bei der „Wiederver- 
einigung“ Österreichs mit dem Deutschen Reich überhaupt von „Zwangs- 
einbürgerungen“ gegen den Willen der Betroffenen sprechen kann, wenn 
an die Erklärungen der Österreichischen Dr und Dr. Renners er- 
innert wird! . _ 

Ein Verfahren, nach dem in ausländische Gesetze (OSLUG) entgegen 
der.herrschenden deutschen Rectslehre und Rechtsprechung bloße Ver- 
mungen hineingelegt werden (angebliche „Inanspruchnahme“ aller Oster- 
reicher), nach dem ferner dem bloßen „Gedanken“ rechtsaufhebende Wir- 
kung gegenüber deutschen Gesetzen verliehen wird („Gedanke der Desan- 
nexion“), und nach dem der in keiner Weise gesetzlich begründbare :„auto- 
matische Verlust“ der deutschen Staatsangehörigkeit — also eines grund- 
legenden Verfassungsrechtes — nur mit dem angeblichen „Mangel“ einer 
entsprechenden Norm im deutschen Gesetz oder im Völkerrecht begründet: 
wird, ist ein Verwaltungs- und „Rechtsverfahren“, das einer objektiven 
und wissenschaftlich fundierten Kritik auf Dauer bestimmt nicht stand- 
halten kann. 
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16. Über Erwerb und Verlust der deutschen 'Staatsangehörigkeit: 


Es ist „ein unbestrittener völkerrechtlicher Grundsatz, daß über die Zu- 
gehörigkeit einer Person zu einem Staate nur das Recht dieses Staates 
entscheiden kann“ {R 8/9; L 12/280; L. 13/210). Auch das: auf der Haager 

. Kodifikations-Konferenz 1930 abgeschlossene Abkommen über die Kon- 
. flikte der Staatsangehörigkeitsgesetze vom 12. April 1930 hat sich 'zu die- 
sem Grundsatz bekannt (L 13/209). Im gleichen Sinne entschied der Verr. 
waltungsgerichtshof Stuttgart, 3. Karlsruher Senat: „Bei der Beantwor- 
tung der Frage ist davon auszugehen, daß nach einem unbestrittenen Völ- 


kerrechtsgrundsatz .über die Zugehörigkeit einer Person zu einem Staate, 


nur das Recht dieses Staates entscheidet“ (R 2/5). Auch das OVG Berlin 
. schließt sich den gleichen Erkenntnissen des BVerfG und des BGH san und 
‚ ‚stellt auch seinerseits fest, daß jeder Staat „grundsätzlich allein darüber 
"zu entscheiden hat, wie seine Staatsangehörigkeit erworben oder verloren 
wird“ (R 1/7). i 
Im gleichen Sinne stellt der Bundesgerichtshof fest: „Aus dem allgemein 
anerkannten Grundsatz, daß für die Zugehörigkeit einer Person zu einem 


Staate grundsätzlich’ das Recht dieses Staats maßgebend ist, ergibt sich, 


daß auch der Verlust der Staatsangehörigkeit sich nach diesem Recht be- 
stimmen muß“ (R 8/16). 

Daher kanri nur die Bundesrepublik „über den Erwerb oder Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit entscheiden“ (R 5/11; R 9/6). „Kein Recht 
eines fremden Staates kann die deufsche Staatsangehörigkeit rechtswirk- 
sam entziehen“. „Über den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
kann ausschließlich nur das Recht des deutschen Staates maßgebend sein“ 
(R 19/9; R 8/17; R 1/Rechtssatz 3; R 8/9). Das gilt, da eine abweichende 
Regelung durch Vertrag nicht getroffen ist, grundsätzlich auch zwischen 
Deutschland und. Osterreich (R 9/8). „Ein Wegfall derselben infolge Zu- 
erkennung der österreichischen Staatsbürgerschaft kann nur dann als ge- 
‚geben angenommen werden, wenn nach deutschem Recht der Erwerb der 
österreichischen Staatsangehörigkeit den Verlust der deutschen zur Folge 


hat“ (R 8/13). Ungeachtet der im Aufsatz von Makarov (L 10/403) sowie 


in seinem Gutachten (L 11) und dem darauf fußenden Urteil des VHG 
‘Württemberg-Hohenzollern (R 29/8) geäußerten Rechtsansicht, daß näm- 
lich Osterreicher, die 1938 Deutsche geworden sind, durch das OStUG 
vom 10. Juli 1945 die 1938 erlangte deutsche Staatsangehörigkeit verloren 
haben, „vermag der Senat dieser Auffassung nicht. zu folgen, und ebenso 


nicht der Kritik von Hoffmann an dem Urteil des OVG vom 13. Mai 195 3° 


(R 2/5 u.R 1/13). 

Der Bündesgerichtshof stellt in einem Revisionsverfahren ausdrücklich 
fest, daß sich. bei der Klägerin „daher der Erwerb und auch der Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit ausschließlich nach deutschem Rechte 
bestimmt, ungeachtet dessen, ob sie außerdem die österreichische Staats- 


32 


angehörigkeit besitzt“ (R 1/7). Und weiter wird festgestellt: „Erwerb und 
Verlust der deutschen Staatszugehörigkeit richten sich noch nach dem 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuSTAG) vom 22. Juli 1913“ 
(V 8;R 5/11; R 27/4). „Es kann auch heute noch auf die Bundesstaatsan- 
gehörigkeit angewandt werden“ (R 30; R 14/6; R 31; R 5/11). Es „kennt 
keine Bestimmung, nach der eine doppelte Staatsangehörigkeit unzulässig 
ist“. „Ferner kennt es auch keine Vorschrift, nach der der Erwerb einer aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit ohne weiteres den Verlust der deutschen 
"Staatsangehörigkeit zur Folge habe“ (R 4/10; R 8/14). „Schließlich kennt 
auch das Völkerrecht keine allgemeinen Grundsätze über den Wechsel der 
Staatsangehörigkeit im Zusammenhang mit der Gebietserweiterung“ 
(R 8/15; R 23; R 4/6; L 2/176; L 15/49 u. 66 ff; R 4/12). „Vielmehr ist die 
Staatenpraxis recht unterschiedlich“. „Damit läßt sich bis. zur Regelung 
durch einen künftigen Friedensvertrag oder bis zu einer zwischenstaatlichen 
oder bundesgesetzlichen Regelung, weder aus dem deutschen, noch aus 
dem Besatzungsrecht und dem Völkerrecht eine Vorschrift des Inhalts ab- 
leiten, daß in Deutschland verbliebene Osterreicher mit demWiedererwerb 
: der österreichischen Staatsangehörigkeit zugleich die deutsche Staatsange- 
hörigkeit verloren haben“ (R 4/12; R 1/13; L 8/197; L 1/148; L RER 
L 2/177. Im Endergebnis au: d 15/49; L 11/405). 


17. Das Problem Pre RE TERN 


„Das deutsche Staatsangehörigkeitsgesetz läßt eine doppelte oder Mehr- 
staatsangehörigkeit durchaus zu“ (R 9/9;.R 5/11; R4/S; R 11/13; R 28/4) 
u.R 27/4). Diese „Streitfrage ist im Schrifttum wiederholt erörtert worden 
und hat zu einigen höchstrichterlichen Entscheidungen geführt“ ( R 2/4 


und die dort angegebene umfangreiche Literatur und Spruchpraxis). „$ 17, 


Ziffer 2 und $ 25 RuSTAG (V 8) besagen. ausdrücklich, daß ein Deutscher, 
der im Inlande weder seinen Wohnsitz noch seinen dauernden Aufenthalt 
hat, nur dann durch den Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit 
seine deutsche verliert, wenn’ dieser Erwerb der ausländischen Staatsange- 
hörigkeit auf Antrag erfolgt ist“ {R 5/11; R 15/5; R 4/5; R 16/8). Wohnt er 
aber im 'Inlande, dann geht, die deutsche Staatsangehörigkeit selbst bei 
einem Antrag auf Verleihüng einer ausländischen nicht unter. Schätzel 
verneint nach allgemeinen Völkerrechtsgrundsätzen die Beeinflussung der 
deutschen Staatsangehörigkeit bei den im Bundesgebiet wohnhaften Deut- 
schen aus Österreich durch das OStUG (L 5/296 ff). Wie bereits erwähnt, 
sind nach den Grundsätzen des Haager Staatsangehörigkeitsabkommen 
vom 12. April 1930: „solche Personen in Deutschland weiter als Deutsche 
zu behandeln“ (R 9/6). Auch „daraus würde sich ergeben, daß alle im 
deutschen Bundesgebiet wohnhaften Osterreicher neben der-neuen öster- 
" reichischen Staatsangehörigkeit die deutsche weiterhin“ behalten haben 
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(R 9/6; R 32/6). Auch nach dem VG Karlsruhe ist die deutsche Saslaande 
hörigkeit nicht verloren gegangen {R 3/5). 

“ Auch das OVG Berlin stellt fest, daß daher „nach dem RuStAG (V 8) 
eine doppelte Staatsangehörigkeit zugelassen ist“ (R 1/13). Über: die Be- 
handlung solcher Personen mit doppelter oder mehrfacher Staatsangehö- 
rigkeit entschied der BGH, daß „die Partei, die auch einem fremden Staat 
angehört, für die deutsche Gerichtsbarkeit nur als deutscher Staatsange- 
höriger zu behandeln ist“ (R 8/8). Da dieser Rechtsgrundsatz selbstver- 
ständlich für die deutsche Verwaltung bindend ist, sind bisher allen Oster- 
reichern zu Unrecht die Rechte als vollwertige deutsche Staatsangehörige 
vorenthalten worden. Es ist bedauerlich, daß dieser Zustand der Rechts- 
verweigerung fast ein Jahrzehnt lang besteht. 

In diesem Zusammenhang weist auch der BGH auf die ausdrückliche 
Anerkennung „der Maßgeblichkeit der inländischen Staatsangehörigkeit. 
und der Unbeachtlichkeit einer daneben bestehenden ausländischen Staats- 
angehörigkeit im deutschen internationalen Privätrecht in den Fällen hin, 
in denen die Staatsangehörigkeit Anknüpfungspunkt für das anzuwen- 
dende materielle Recht ist“ (R 8/8; L 8/44 u. L 18/112 sowie Kap. 21). 


18. Darf trotz der völkerrechtlich anerkannten Doppelstaatigkeit ein frem- 
der Staat die deutsche Staatsangehörigkeit aberkennen? 


Der Hessische VGH weist darauf hin, daß das DStÜG jedoch nur über 
die Frage der österreichischen Staatsangehörigkeit und nicht zugleich über 
den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit Bestimmungen erlassen 
könnte und dies auch nicht getan hat“ (R 4/9/15). Im gleichen Sinne ent- 
schied der BGH: „Usterreih kann zwar die österreichische Staatsange- 
hörigkeit verleihen, es kann aber nicht über die deutsche Staatsangehörig- 
keit verfügen, da hierin ein Eingriff in den deutschen Hoheitsbereich liegt“ 
(R. 8/16). Der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit wäre — wie be- 
reits im Kapitel 7 und 11 erwähnt — nur dann gegeben, „wenn das. deut- 
sche Recht, das Besatzungs- oder das Völkerrecht einen derartigen Verlust 
der deutschen. Staatsangehörigkeit vorsehen würde“ (R 4/10). Unter 
Hinweis auf den im Artikel 16/1/2.GG festgelegten Grundsatz, daß die 
einmal verliehene deutsche Staatsangehörigkeit ohne besonderes Gesetz 
nicht wieder entzogen werden darf, stellt der Hessische VHG ausdrücklich 
fest, daß in keinem der oben angeführten 'Rechtskreise eine Bestimmung 
zu finden ist, daß ein solcher Verlust gesetzlich wäre. Im gleichen Sinne 
führt der VGH Stuttgart aus: „Ein fremder Staat könne aber dadurch eine 
anderweitig begründete (vorliegend: die deutsche) Staatsangehörigkeit nicht 
entziehen“ {R 2/3). „Osterreich hat kein Recht, ihnen die deutsche 
Staatsangehörigkeit abzuerkennen, weil dies eine unzulässige Einmischung 
in innerdeutsche Angelegenheiten. wäre“ (R 14/7; R 1/12): „Nach Ansicht 
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der Kammer liegt, wie auch Scheuner ausführt, kein Anlaß vor, von deut- 

scher Seite aus den. fremden Staatswillen einfach als’ maßgebend. anzuer- 

kennen“ (R 5/16). „Diese Personen besitzen dann eine doppelte Staats- 

angehörigkeit“ (R 16/9; R 15/6; R 8/14; R 14/7, R 1/14). „Hieran ändert 

auch: nichts die Tatsache; daß sie die ‘österreichische Bundesbürgerschaft 

kraft Gesetz erworben haben und daß der österreichische Staat seine Bür- 

ger-in Anspruch nimmt“! Dadurch „wird auch die Souveränität des öster- 

reichischen Staats nicht beeinträchtigt“ (R 15/6). „Keinesfalls war‘ aber 

die österreichische Staatsangehörigkeitsgesetzgebung: in der, Lage, durch 

die Inanspruchnahme der im Restgebiet Deutschland lebenden vormaligen 

Staatsangehörigen, die seit 1938 die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen, 

als Bürger des neuen österreichischen Staates, diesen die deutsche Staats- 

ängehörigkeit zu entziehen, da hiermit’der neue österreichische Staat in die 

Hoheitssphäre des deutschen Staatswesens eingegriffen hätte, ‘seinem 

Staatsangehörigkeitsgesetz nämlich Wirkung über seine Grenzen hinaus 

verliehen hätte“ (R 19/11). „Solche allgemeine völkerrechtliche Regeln seien ‘ 
nicht zu ermitteln“ (R 9/6). „In Anlehnung an diese Auffassung haben ver- 

schiedene Verwaltungsgerichte die Beibehaltung der deutschen Stiaatsange- 

hörigkeit für in Deutschland befindliche ehemalige Oksterreicher für die Zeit 

nach 1945 bejaht“ (R 9/6; R 30; R 21; R 15/6; R 14/7; R 1/14; R'2/9 u. . 
a.m.). Daher entschied auch der hessische VerwGH: „Zwar könne der 
österreichische Staat seine Hoheitsrechte gegenüber der Klägerin geltend 
machen; damit verliert diese jedoch nicht die deutsche Staatsangehörigheit, 
da ihr eine solche nur nach deutschem Rechte abgesprochen ‘werden 
könne“ (R 4/6). „Auch der neuösterreichische Staat könne die ehemaligen 
Osterreicher für sich nur insofern in Anspruch nehmen, als er. den in 
Deutschland verbliebenen Osterreichern die österreichische BIDLERDIGER 
schaft zusätzlich zu ihrer deutschen zuspreche“ (R'4/6). 

Mit Recht betont daher das VG Oldenburg unter Dernedde: „Es ist sch 
lich unzulässig und es besteht-äuch kein vernünftiger Anlaß dazu, die ein- 
mal in gültiger Weise verliehene deutsche Staatsangehörigkeit wieder ab- 
zusprechen, nur weil ein anderer Staat seine Staatsangehörigkeit wieder 
zuerkannt hat“ (R 13/8). Bin solcher zwangsweiser Entzug der’ deutschen 
Staatsangehörigkeit wäre besonders dann in keiner Weise zu rechtfertigen, 
wenn gerade die Staatsangehörigkeit jenes Staates entzogen. werden soll, 
in dem derzeit die realen Lebensverhältnisse mühselig wieder aufgebaut 
wurden und mit dem: der Betroffene’am engsten verknüpft ist!‘ (Detnedde 
über die lex fori in R 13/8.) ! 

Auch der BGH stellt den Fundamentalrechtsgrundsatz auf: „Kein Recht 
eines fremden Staates kann die deutsche Staatsangehörigkeit rechtswirk- 
sam entziehen.“ Nur „werin nach deutschem Recht der Erwerb’ der öster- 
reichischen' Staatsangehörigkeit den Verlust der deutschen zur Folge hat“, j 
könnte ein Wegfall der deutschen Staatsangehörigkeit als gegeben ange- 
nommen werden (R 8/13; Kap. 7, 11 u. 16). „Das deutsche Gesetz kennt 
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"keinen Satz des Inhalts, daß neben der deutschen eine. fremde. Staatsan- 
gehörigkeit (Doppel“ oder Mehrstaatigkeit) nicht bestehen kann“ (R 8/14). 
Das VG Kassel bemerkt zum Standpunkt des BVerfG (R 93/14) — (daß 
nämlich Zwangseinbürgerungen im Zusammenhang mit Annexiönen un- 
wirksam seien, wenn die betroffenen. Personen von dem annektierten ' 
Staat wieder in Anspruch genommen werden) —, sowie zu den praktischen 
Schlußfolgerungen, die das bayerische Innenministerium in seiner Ent- . 
schließung vom 29. Oktober 1952 (V 9) zieht, daß demzufolge die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung der Rechtswirksamkeit der Sammeleinbür- 
gerung der Osterreicher. durch-die- V.O. vom 3. Juli nicht. gegeben seien: 
„Dieser ‚Auslegung des Urteils des BVerfG vermag die Kammer nicht zu 
folgen.“ „Selbst wenn man die Eingliederung als völkerrechtswidrige ‚An- 
nexion‘ anschen will, = was, wie oben ausgeführt, aber durchaus zweifel- 
haft ist —, kann gegen den in Deutschland bewußt und willentlich ver- 
bliebenen, vom UStUG .erfaßten. Osterreicher, ‚der österreichische. Staat 
nicht einseitig einen Verlust der: deutschen Staatsangehörigkeit ausspre- 
chen.“ „Durch eine derartige Maßnahme würde er nach allgemeinen 
. Völkerrechtsgrundsätzen seine Kompetenz weit überschreiten.“ Sie würde 
Er ein ARGEUER Eingriff in die deutschen Hoheitsrechte sein (R Pi; 
L 1/148). 

Nach der Asche, des OVG Berlin ist nach völkerrechtlichen Gründ- 
sätzen das ausschließlicheRecht der Inanspruchnahme der früheren Staats- 
angehörigkeit auch außerhalb seiner Grenzen bei gleichzeitiger Einbuße 
‚der andern Staatsangehörigkeit keinem Staat zuzubilligen (R 1/12). „Selbst 
wenn man den Anschluß trotz der. damaligen. Anerkennung durch 
die Völkerrechtsgemeinschaft als völkerrechtswidrige Annexion im Sinne 
der ‚Ausführungen des Bundesverfassungsgerichtes ansehen wollte, so 
würde der österreichische Staat durch 'eine solche ausschließliche Inan- 
e spruchnahme, die im übrigen aus den Bestimmungen des OStUG nicht . 
. ersichtlich ist, nach allgemeinen völkerreähtlichen Grundsätzen seine Kom- 
petenz weit überschreiten und.in .unzulässiger Weise in die deutschen 
Hoheitsrechte eingreifen. Er kann vielmehr zumindest solchen Personen, 
die im deutschen Staatsgebiet geblieben sind, die österreichische Staats- 
bürgerschaft nur zusätzlich verleihen“ (R 1/12). Es wird daher mit 
Recht in dem Beschluß festgestellt: „Diese Österreichischen Gesetzesbe- 
stimmungen können schon deswegen die Osterreih und die Deutsche 
Bundesrepublik betreffenden Staatsangehörigkeitsfragen nicht regeln, weil 
sie einseitig erlassen worden sind und auf keinem Staatsvertrag beruhen“ 
Ri). _ 

Das VG Kassel entschied daher: „Nach dem bisherigen Rechtsstand sei 
daher die Klägerin sowohl als österreichische als auch als deutsche Staats- 
angehörige zu betrachten“ (R 5/16). Der hessische VGH beschloß demzu- 
folge: „Sie besitzt nach dem deutschen Staatsangehörigkeitsrecht eine 
durchaus zulässige doppelte Staatsangehörigkeit“ (R 4/6). Der VGH Stutt- 
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gart stellt am Ende seines Urteils vom 12. Februar 1954 übereinstimmend 
fest, daß der Kläger „seine 1938 erworbene Staatsangehörigkeit behalten 
hat“ und „daß ihm der erbetene Ausweis, über die deutsche Staatsange- 
hörigkeit zu erteilen ist“ (R 2/9). 

Es sei ausdrüclich bemerkt, daß sih audi die Vertreter des „Gedan- 
kens der Desannexion“ im Prinzip zu der durchaus zulässigen Doppel- 
staatigkeit auch im Falle Usterreich bekennen, wenn ein freiwillig ge- 
stellter Einzelantrag erfolgt ist. Sie bestreiten diese nur im Falle der- 
behaupteten „Zwangseinbürgerung“ bei einer „völkerrechtswidrigen An- 
nexion“, bei der daraus konstruierten „Desannexion“ und bei der recht 
vagen | Tuateptucheshtiee? durch das OStUG (R 29/9). In prinzipieller 
Hinsicht besteht also in den Rechtsansichten völlige Übereinstimmung; 
Meinungsverschiedenheit besteht lediglich hinsichtlich der Frage, ob: die 

„Wiedervereinigung* eine „Annexion“, und zwar eine „völkerrechts- 
widrige Annexion“ gewesen: wäre, und ob eine Inanspruchnahme erfolgt 
sei oder nicht. 

Jedenfalls erscheint es vor restloser Klärung. dieser und aller anderen 
so umstrittenen Völkerrechtsfragen verfehlt und unbegründet, gerade in 
den vorliegenden so heiklen Verwaltungsgerichtsverfahren von „Gewalt- 
maßnahmen des Dritten Reiches“, sowie von „Zwahgseinbürgerungen“ zu 
sprechen, darauf theoretische Lehrgebäude („Gedanke der Desannexion“) 
aufzubauen, und diese ohne Rücksicht auf die tragischen Folgen für die 
Betroffenen praktisch anzuwenden.. In den konkreten Verfahren haben 
die Kläger sowohl vor als auch nach 1938. und: auch, noch heute nach dem’ 
unzweideutig geäußerten Wunsch und Willen ‘die Einbürgerung in 
Deutschland weiterhin angestrebt, so daß es wenig überzeugend wäre, sie 
wegen der unterstellten „Zwangseinbürgerung“, die vor mehr als 16 Jah- 
ren gesetzmäßig erfolgt ist, gegen. ihren: erklärten Willen durch Gerichts- 
beschluß heute zwangsweise ausbürgern zu wollen! {R 29/8). 


19. Der Verteägrinid für die deutsche Staatsangehörigkeit nach dem GG 
und vn RuStAG. 


„Es ist MESSE: Rechts, daß das RuStAG.vom 22. Juli 1912. (RGBi. 
$. 583) heute noch geltendes Bundesrecht ist.“ „Eine Bestimmung darüber, 
daß nach deutschem Recht der Erwerb der österreichischen Staatsangehö- 
rigkeit den Verlust der deutschen zur Folge hätte, enthält das RuStAG 
nicht. Die Verlustgründe sind in $ 17 erschöpfend aufgezählt“ (R 11/9 und * 
R 30). 

Nur unter bestimmten Voraussetzungen kennt das RuStAG einen Ver- 
lustgrund, nämlich durch den persönlichen Antrag auf Entlassung aus dem 
deutschen Staatsverband oder den Erwerb einer ausländischen Staats- 
angehörigkeit auf Grund eines besonderen Antrages (R 8/14; R'1/13; : 
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R 27/4: V 8/8 17 und 25). Erwirbt ein Deutscher im Auslande ohne eige- 
nen Antrag eine fremde Staatsangehörigkeit, so behält er kraft Gesetz die 
deutsche Staatsangehörigkeit weiterhin. Um wieviel mehr muß dieser 
Grundsatz Anwendung finden, wenn ein in Deutschland lebender Staats- 
‚ängehöriger ohne sein Zutun vom Auslande her eine fremde Sinatennge- E 
hörigkeit, in diesem Falle die österreichische, erwirbt! 

Jedenfalls ‚bildet die Erlangung der österreichischen Stadtsbürger- 
schaft nach den Bestimmungen des RuStAG noch keinen Verlustgrund 
für die deutsche Staatsangehörigkeit“ (R 28/5). Däs LVG Schleswig 'be- 
tont daher, daß das OVG Berlin im Urteil vom 13..Mai 1953° mit Recht 
darin hervorgehoben hat, „daß sich im heute noch’ geltenden RuStAG 
keine Bestimmung über das Erlöschen der Staatsangehörigkeit im Falle 
einer sogenannten Desännexion befindet“ und daß „aber die Frage, ob 
mit dem Erwerb’ der "österreichischen Staatsangehörigkeit gleichzeitig die 
deutsche'verlören gehe“, nur nach dem deutschem Recht entschieden wer- 
den könne“ (R 1; R 32/6). Im’gleichen Sinne entschied das VG Würzburg: 

„Der Verlust der ‘deutschen Staatsangehörigkeit richtet sich daher einzig 
und allein nach deutschem Recht“ (R 9/8). 

" „Gemäß Art: 16, Abs.'1, Satz 2 des GG tritt der Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit nur auf Grund ‘eines Gesetzes ein, und ‚zwar. eines 
deutschen Gesetzes, da vorgehende völkerrechtliche Normen nicht vor- 
handen sind. ' Durch: das OStUG wird ein Eingriff nach Art.16 nicht 
gerechtfertigt (R 9/8). Wenn man Osterreich auch das Recht zugestehen ' 
kann; den in Deutschland befindlichen ehemaligen Osterreichern und nun- 
mehrigen Deutschen die österreichische Staatsbürgerschaft wieder zu 
geben, so würde .es doch eine Verletzung des deutschen Hoheitsrecdites 
und eine Überschreitung der gebietsbeschränkten Zuständigkeit bedeuten, 
wenn damit den in Deutschland befindlichen ehemaligen Osterreichern 
die deutsche Staatsangehörigkeit hätte entzogen werden sollen“ (R 9/8). 
„Falls allgemein mit dem Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft. 
der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit im Jahre 1945 hätte voll- 
zogen werden sollen, s6 hätte es hierzu nicht nur des OStUG, sondern 
eines entsprechenden Gesetzgebungsaktes auf deutscher Seite bedurft. 
Erst beide Gesetze zusammen hätten diese Doppelwirkung erzielen kön- 
nen“ {R 9/8). Einen solchen, unerläßlichen Gesetzgebungsakt könnte nie- 
mals eine wissenschaftliche Theorie {„Desannexion“)' ersetzen, selbst 
wenn sie unanfechtbar und unwiderlegbar wäre, was von diesem „Ge- 
danken der Desannexion“, dem alle gesetzlichen und völkerrechtlichen 
Voraussetzungen fehlen, bestimmt nicht. ernsthaft behauptet ‘werden 
könnte. Jedenfalls ist im Jahre 1938 der Fortfall der bisherigen öster: 
reichishhen Bundes- und Ländesbürgerschaft im :Verordnungswege un- 
zweideutig‘ dekretiert worden, während :weder das OStÜG noch 'die 
deutsche Gesetzgebung irgend eine Bestimmung aufweisen, daß die 1938 
veiliehene: deutsche Staatsangehörigkeit nach 1945 oder später gesetzlich 
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für ungültig erklärt worden ‘wäre. Mit Fug und Recht weist das Aus: 
wärtige Amt darauf hin, daß „in der Literatur die Doppelstaatigkeit. für 
den in Frage kommenden Personenkreis im aligerieinen gel wird 
(L ‚m = » 


20. Die ausschlaggebende Bedeutung der freien Willensentscheidung: 


Leitwort: ‚„Kein ausländischer Staat hat ‚das Recht, de ‚Kläger 
gegen seinen Willen die deutsche Staatsangehörigkeit 
“ zu nehmen“ (R 26/6). 


Die Theorie.vom „automatischen Verlust“ der deutschen Staatsange- 
hörigkeit kraft-eines ausländischen Gesetzes widerspricht: der .demokra- 
tischen Grundtendenz des modernen Rechtsstaates, besonders wenn. die 
freie Willensentscheidung. des Betroffenen völlig unberücksichtigt bleiben 

soll. ‘In absolutistischen,: totalitären und kollektivistisch-diktatorischen 
Staatsregimen gilt der einzelne Mensch nichts, und er: ist ein willenloses 
- Werkzeug der herrschenden Staatsgewalt. Die Geschichte kennt bis in die 
jüngste Gegenwart grausame Beispiele’ vom Verkauf der eigenen. Landes- 
kinder als: „Kriegsmaterial“ für fremde Kriege sowie von :der' Verban- 
nung,. Verschikung und ‚Entführung von Menschen... Im- wohltuenden 
Gegensatz hierzu steht der demokratische Recdhts- und Ordnungsstaat, ‚det 
bestrebt ist, jedem Bürger das größtmögliche Maß an Freiheit, Freizügig: 
keit und. Selbstbestimmung zuzuerkennen (L 16). Das gilt auch: auf dem 
Gebiete des Erwerbs und Verlustes der Staatsangehörigkeit.. ‚Diese: frei® 
Willensentscheidung muß besonders nach einem Kriege bei stastsumwäl- 
zenden. Gebietsveränderungen, tragischen Familienverhältnissen und 
tiefen Erschütterungen -der Existenzgrundlagen voll anerkannt .werden. 
Auc „nach allgemeinem Völkerrecht ist bei Gebietsveränderung. grund- 
sätzlich der Wille des Betreffenden zu: berücksichtigen ‚und. dementspre- - 
chend sind auch nach dem ersten Weltkriege durch den Vertrag von Ver- 
sailles und die darauf beruhenden: Staatsverträge für die ‘Betroffenen 
Optionsmöglichkeiten geschaffen worden“ (R 1/8 «..9). Wenn: dieses 
Optionsrecht von Feindstaaten Angehörigen: des deutschen: Volkes. ein- 
geräumt werden mußte, so wäre es doch völlig unverständlich, daß ‘die 
Bundesrepublik Deutschland dieses auf dem Selbstbestimmungsrecht. der _ 
Völker und Menschen basierende Grundrecht ihren früheren Staatsange- 
hörigen gegenüber vorenthalten würde. Daher weist auch das OVG Berlin 
daraufhin, daß gerade .der Fall Osterreich „auch :deswegen ganz anders 
liegt, weil zwischen der deutschen. und österreichischen Volkszugehörig+ 
keit — wenn überhaupt — nicht ein derartiger Unterschied gemacht, werden 
kann, wie zwischen der deutschen und- tschechischen“: : „Auch wegen. der 
nicht wesensfremden Volkszugehörigkeit muß, hier in erster Linie..det 
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Wille-des Betroffenen, also des Klägers, berücksichtigt werden“ (R 1/11). . 
‘ Es wird daher das Optionsrecht im. Hamburger Gutachten „bisher immer 
noch als gerechteste Lösung angesehen“ (L 16). 

Dieser beachtenswerte Vorschlag für eine gerechte Lösung des vor- 
liegenden Problems wurde auch von namhaften Völkerrechtsiehrern und 
auch von höchsten Verwaltungsstellen gutgeheißen. Scheuner erklärte: 
„Für Personen. außerhalb der österreichischen Grenze wird man eine 
gewisse ‚Selbstbestimmung‘ annehmen müssen, wie sie. die amerikanische 
‚ Praxis in den Stastsangehörigkeitsfragen neuerdings vertritt“ (V 15). 

Die ‘überragende Bedeutung des eigenen Willens wird auch in dem 
Regierungsentwurf des derzeit zur Beschlußfassung vorliegenden grund-. 
legenden „Gesetzes zur Regelung von Fragen .der Staatsangehörigkeit“ 
ausdrücklich betont (V 7/13). Darauf kommen wir noch zurück, Auc 
durch das Bundesverfassungsgericht wurde — wie im Kap.2 bereits er- 
wähnt — festgestellt, daß „durch die Berücksichtigung: des Willens des 
Betroffenen zugleich auch eine völkerrechtlich unangteifbare Basis für die _ 
Anerkennung der deutschen Staatsangehörigkeit aller zwangseingebür- 
gerten Personen deutscher ‚Volkszugehörigkeit geschaffen wurde“ (R 1/14; % 
R 19/9). Ist somit die freie Willensentscheidung ein völkerrechtlich und 
- verfassungsrechtlih verankerter Entscheidungsfaktor beim” Erwerb oder 
‚Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, so wäre es geradezu ungesetz- 
. lich ‘und völkerrechtswidrig, ihn bei der entscheidenden Frage über den 
- Fortbestand der: deutschen Staatsangehörigkeit ausgerechnet bei den in 
Deutschland seit 1945 ansässigen Deutschen aus Osterreich völlig zu 
ignorieren, da doch völkerrechtliche Normen und verfassungsgesetzliche 
Bestimmungen :dagegenstehen und da diese Personen doch auf eine 
' völkerrechtlich ‘und verfassungsmäßig einwandfreie Weise die. detitsche 
Staatsangehörigkeit erworben haben. 

„Scheuner hält nicht allein den Willen der beteiligten Staaten für maß- 
gebend, sondern legt auch: dem Willen der betroffenen Personen maäß- 
gebende Rolle bei.(Dernedde inR 13/7). Daß auch der Wille der betroffenen 
Personen eine Rolle spielt, hat das BVG insbesondere auch in seinem weite- 
ren Beschluß vom 12. Dez. 1952 neuerdings anerkannt“ (L'9/648; R 34 u. 
R 11/11). Scheuner hat in jüngster Zeit seinen Standpunkt noch deutlicher 
präzisiert: „Ich würde für die betreffenden Personen, die in Deutschland 
wohnen, eine doppelte: Staatsangehörigkeit annehmen. Sie nicht als 
‚Deutsche anerkennen, verletzt Ärtikel 16 des Grundgesetzes!“ (V 15). 

Von mancher Seite wird darauf hingewiesen, daß das RuStAG im $ 25 

„keine Regelung der Staatsangehörigkeitsfrage bei Gebietsveränderungen, 

enthalte, so daß positive Rechtsvorschriften für diesen Fall fehlen“ (R 15/6; 
_R 14/7). „Es kann in der Regel unbedenklich davon ausgegangen werden, 
daß Personen, die in Deutschland ihren Wohnsitz und ihre Existenz bei- 
behalten haben, deutsche Staatsangehörige bleiben RT. (R 15/6; R 5/14; 
R 16/8). ; 
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Wenn dem VGH Württemberg-Hohenzollern der Wille des Betreffen- 
den „ohne das Vorliegen einer gesetzlichen Grundlage als nicht aus- 
reichend erscheint“ {R 29/9), so „ist doch nicht. einzusehen, warum der 
Wille des Betroffenen nicht auch. ohne: besondere gesetzliche Regelung 
respektiert werden sollte“ (R 14/7 u. R 15/6). Es ist aber ein bedauer- 
licher Rechtsirrtum, anzunehmen, daß der.entscheidende Wille gesetzlich 
nicht verankert wäre. Er ist sowohl im RuStAG.($ 17 u. 25) als auch im 
Grundgesetz (Art.16 u. 116) als ausschlaggebender Faktor für Erwerb 
oder Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit vorgesehen. Auch. nach 
‘dem zu verabschiedenden „Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit liegt es ausdrücklich nicht nur im Interesse des Einzelnen, 
‘sondern „auch im Interesse des Staates“, die individuelle Willensentschei- 
dung zu respektieren. Offenbar sind dem VGH bei der Rechtssuche auch 
die entscheidenden Rechtstatsachen, die nunmehr vorliegenden höchst- 
gerichtlichen Entscheidungen sowie die neueste gesetzliche Entwicklung 
hinsichtlich der ausschlaggebenden Bedeutung des Willens der Betroffenen, 
noch nicht zugänglich gewesen. Jedenfalls entschied doch das Bundes- 
verfassungsgericht ‚bereits im Urteil vom, 28. Mai 1952, das „durch diese 
Berücksichtigung des Willens des Betroffenen zugleich auch eine völker- 
rechtlich unangreifbare Basis für die Anerkennung der deutschen Staats-, 
angehörigkeit aller zwangseingebürgerten Personen deutscher Volkszuge- 
hörigkeit geschaffen ist“ (R 8/14). Wenn diese höchstgerichtliche Ent- 
scheidung sogar für den Fall.von „Zwangseingebürgerten“, also bei’ einer _ 
erwiesenen völkerrechtswidrigen Annexion ergangen ist, tım wieviel mehr 
muß dieser lapidare Völkerrechtsgrundsatz bei einer so umstrittenen 

„Annexion“ oder völkerrechtsmäßigen, weil anerkannten. ; „Wiedervereini- 
gung“ — wie im Falle Österreich — Geltung haben! 

In der „Revisionserwiderung“ des RA Dr. Dittmar befindet sich eine 
überaus interessante Darstellung über das Optionsrecht und die damit 
verbundene freie Willensentscheidung der durch Gebietsveränderung ge- 
troffenen Personen in der internationalen Staatenpraxis-der letzten 120 
Jahre. Es muß daher mit: Erich Kaufmann (L 24) davon ausgegangen 
werden, daß ein allgemeiner Völkerrechtssatz sich dahin entwickelt hat, 
und daher besteht, daß der Gebietsbevölkerung bei. Gebietsyeränderungen 
ein Optionsrecht auf jeden Fall gewährt werden muß. Es handelt sich 
daher um einen Grundsatz, der die ethische Grundlage des Völkerrechtes 
überhaupt berührt und sich folgerichtig aus der Anerkennung der Men- 
‚schenwürde und damit des freien Entscheidungsrechtes des -Einzelnen 
durch. die ganze Völkerrechtsgemeinschaft ergibt (R 4). 

Diesen neuen Kernbestand des Völkerrechts haben daher auch die „Ver- 
- einten Nationen* in Korea zur Anwendung gebracht und damit zur unab- 


dingbaren Voraussetzung eines Waffenstillstandes im: Verzicht auf‘ ‚eine e 


zwangsweise Repatriierung der Kriegsgefangenen gemakdht (R 4, Revisions- 
erwiderung, sowie R 11/13 u. R 26/6). 
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‚Der „Mensch: soll nicht als Objekt divergierender staatlicher Rechts- 
ordnungen behandelt“ werden, es soll ihm vielmehr „durch die Ein- 
röumung der persönlichen Entscheidungsbefugnis das größtmögliche Maß 
an: Freiheit zuerkannt“ werden (L 16). ' Das Recht auf freie Willensent- 
scheidung sowie dessen ausschlaggebende Bedeutung hat nicht. bloß im 
Völkerrecht und in der deutschen Spruchpraxis volle Anerkennung ge- : 
fünden,. sondern es ist auch im deutschen Recht fest: verankert. ‘Wie 
bereits erwähnt: (Kap. 19) behält z.B. zufolge des RuStAG der im Aus- 
lande.wohnhafte deutsche Staatsangehörige die deutsche Staatsangehörig- 
keit:weiterhin, wenn er ohne seinen. Willen eine fremde Staatsangehörig- 
“ keit.erworben hat. Der Verlust tritt also.nur mit dem ‚Willen des Be- 
troffenen ein (Entlassungsantrag oder Antrag ‚auf fremde. Staatsange- 
hörigkeit) (V 8). Auch im Art. 16-u. 116 (GG) ist der Wille des Betreffen- 
den: beim Verlust.der deutschen Stastsangehörigkeit von ASalspechen: 
der Bedeutung (V. 14). : 

‚Ein’ geradezu klassisches Urteil fältie das Bei vG REN „Waren: 
nach früherer Staats- und Völkerrechtsiehre die Menschen da für den 
: Staat, somit die Menschen nur Objekte, so ging die Entwicklung in. letzter 
“ Zeit:den neueren Weg, wonach die Staaten für: die Menschen. da sind.“ 
‚Auch in der Verfassung .der Bundesrepublik finden die Menschenrechte 
ihren : Ausdruck. .Im, Art. 1: GG „ist der Satz von der Menschenwürde 
eine unmittelbar wirksame Norm des objektiven Rechts, die in der Form 
einer allgemein gültigen Generalklausel der .staatlichen Hoheitsgewalt in 
allen Aufgabenbereichen eine unüberschreitbare Grenze setzt“. „Bei der 
Überprüfung der Rechtswirksamkeit von Staatsakten muß es eine be-: 
‚sondere Aufgabe der Gerichte sein, an die Innehaltung. dieser Grenze 
.zu achten“ (R 11/13). : ' 

“ Die Kammer ist’ weiter der Ansicht: ‚Der Menschenwürde entspricht 
es..auch, den Willen des Einzelnen zu achten. Es würde eine Verletzung 
dieses in der Verfassung verankerten Rechtes bedeuten, wollte man einen 
Menschen gegen seinen Willen deshalb. als fremden Staatsangehörigen 
betrachten. und behändeln, weil ein anderer Staat seine Staatsangehörig- 
keit:in Anspruch nimmt.“ Aus diesem Grunde ist die erkennende Kam- 
mmer:der: Auffassung, daß der Anfechtungskläger die deutsche‘ EONERNGR 
hörigkeit .nicht verloren hat (R 11/13). 

- Däher stellt auch das Kammergericht Berlin fest, daß aus den Ent- 
nee des OVG Berlin und des BGH der Grundsatz zu entnehmen 
ist, „daß die Beibehaltung der deutschen: Staatsangehörigkeit davon ab- 
hängig ist, ob die von dem OStUG vom 10. Juli 1945' betroffenen Per- 
sonen nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 ständig den Willen 
bekundet haben, als deutscher Staatsangehöriger behandelt zu werden“ 
(R:1/8; R 8/17; R 7/2). „Jedenfalls hat Deutschland insoweit keine Ver- 
anlassung, die neuen österreichischen Bürger zugleich als Nicht-Deutsche 
zu behandeln, als diese bei Inkrafttreten des DStUG ihren Wohnsitz auf 
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deutschem Gebiet: hatten und dadurch, daß sie ihn, bis heute beibehalten 
haben, ständig den Willen bekundet haben, als ‚deutsche Staatsangehörige 
behandelt zu.werden“ (R 1/8). 

Dieser Rechtsstandpunkt ist auch aus den eingangs erwähnten Gründen 
gerechtfertigt, weil „nach allgemeinem Völkerrecht bei Gebietsveränderun- 
gen grundsätzlich der Wille der Betroffenen zu berücksichtigen ist“ (R 1/8). 

Soll etwa das heutige Deutschland seine ehemaligen und noch heutigen 
Staatsbürger deutscher Volkszugehörigkeit nach langjähriger _ Staats- ‚und 
Kriegsdienstleistung schlechter behandeln als es einst die „Siegerstaaten“ i 
Polen und Tschechoslowakei getan haben? Das kann doch nicht rechtens. 
sein. Das ganze vorliegende „Problem“ wurde erst dadurch ein Problem, 
daß man sich in das politische Gehege begeben hat und „Gewaltmaß- 
nahmen des Dritten Reiches“ vom Jahre 1938 im Jahre 1950 und später 
durch „Wiederherstellung des ursprünglichen Rechtszustandes“ ‚auf verwal- 
. tungsmäßigem und teilweise auch auf gerichtlihem Wege (R 29) korri- 
gieren wollte, während es sich in der Praxis um eine ‚völlig unpolitische 
Frage persönlicher und. familiärer Natur handelt, nämlich, ob die Be- 
troffenen heute noch weiterhin deutsche Staatsangehörige bleiben wollen 
oder nicht!: Diese in Deutschland verbliebenen Deutscien aus Oster- 
reich haben im Jahre 1938 bestimmt nicht den Eindruck gehabt, daß sie 
. „erobert“, „vergewaltigt“ und „zwangsweise“ in Deutschland eingebürgert 

worden sind. Gerade deshalb dürfen sie nicht heute mit der Begründung 
‘effektiv zwangsausgebürgert werden, daß dies die „Wiederherstellung des 
. Rechtes“ sei. Die Anerkennung dieser ihrer heutigen freien Willensent- 

‚scheidung für Deutschland als aussehlaggebendes Moment ist daher kein 
Politikum, sondern ein Praktikum für die Anwendung von, gesetzlich 
verankerten, Rechtsgrundsätzen, von allgemein anerkannten Völkerrechts- 
regeln und unveräußerlichen Menschenrechten! Mit Recht stelit daher das 
VG Ansbach fest, „daß es der Menschenwürde entspricht, den Willen des. 
Einzelnen zu achten“ und daß es daher „eine Verletzung dieses in der 
Verfassung verankerten Rechtes bedeuten würde, wollte man einen Men- 
schen gegen seinen Willen deshalb als fremden Staatsangehörigen .be- 
trachten und behandeln, weil’ ein anderer Staat seine Stantsangehärickeht 
in Anspruch nimmt“! (R 11/13). 5 

Die ausschlaggebende Bedeutung der Yilltensentsckeläung der Betroffe- 
nen zieht sich wie ein roter Faden durch die gesamte deutsche Rechts- 
sprechung, ja sie findet sogar auch — im Gegensatz zur bisherigen Ver: 
waltungspraxis — neuerdings in Regierungsentwürfen, wie z.B. in: dem. 
zur Verabschiedung reifen und früher bereits erwähnten „Gesetz zur: 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit“ ihre volle Anerkennung; 
In der ausführlichen „Begründung“ dieses Gesetzes .wird ausdrücklich. - 
darauf hingewiesen, daß „es nicht nur im Interesse des Einzelnen,. son-; 
dern auch im Interesse des Staates liegt, daß der Wille der. durch .die 
Sammeleinbürgerungen Betroffenen möglichst in jedem einzelnen . Falle, 


> 
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. Berücksichtigung findet“ und „daß deshalb jede vertretbare Brleichterung 
der Geltendmachung des individuellen Willens am Platze ist“. Es soll 
eben die vom BVerfG erkannte „unangreifbare Basis für die völkerrecht- 
liche Anerkennung aller Sammeleinbürgerungen“ angestrebt werden. 
Leider ist diese Brleichterung der individuellen Willensentscheidung noch 
nicht eingetreten. 

Auch nach Makarov soll endlich der Wille der Betroffenen respektiert - 
werden (R 11/12; L 22/544). In dem vorerwähnten. Gesetzentwurf wird 
zunächst grundsätzlich der Wille der Betroffenen, Deutsche bleiben zu 
wollen, angenomen, doch. soll jedem Kollektiveingebürgerten innerhalb 
“einer bestimmten Zeit das Recht eingeräumt werden, die deutsche Staats- 
angehörigkeit auszuschlagen, wenn er deutscher Staatsbürger nicht bleiben 
will (Ausschlagungsredht). , 

. Im übrigen ist die vom BVG aufgestellte These, „betrefferid Bekundung 
des Willens der betroffenen Personen auch in_der weiteren Rechtsspre- 
chung übernommen worden“ (R 11/12; R 1/8 u. R 21). Gerade bei dieser 
klarerkannten Rechts- und Sachlage ist es bedauerlich, daß im Urteil des 
. VGH Württemberg-Hohenzollern dem Grundrechte der menschlichen 

Freiheit — Würde und Selbstbestimmung — die gebührende Beachtung 
versagt geblieben ist und daß dieses Urteil vam Kläger aus Gesetzes 
Unkenntnis nicht angefochten wurde, so daß es in der vorliegenden Form 
rechtskräftig wurde. Ebenso bedauerlich ist, daß in Unkenntnis der tat- 
sächlichen Rechtsverhältnisse gerade auf dieses Urteil ‘immer wieder 
Bezug genommen wird und daß es derart hingestellt wird, als wäre es 
das einzige Urteil auf diesem Gebiete und als wäre die Verneinung. der 

- weiteren Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit der Deut- 
schen aus Osterreich eine unwiderrufliche und endgültige Rechtstatsache. 

So wird z.B. in der bedeutungsvollen Zeitschrift „Der hessische Stan- 
desbesmte“ vom 15. August 1952 (V 28) die kategorische These aufge- 
stellt: „Ehemalige Osterreicher können sich also heute nicht mehr darauf . 
berufen, daß sie seit 1938 deutsche Staatsangehörige seien“! Auch in der 
tonangebenden Zeitschrift für das Standesamtswesen („Das Standesamt“). 
wird noch im Dezember 1953 das besagte Urteil des VGH Bebenhausen 
mit dem scheinbar unumstößlichen Leitsatz kommentiert: „Osterreicher, 
die während der Eingliederung Osterreichs in das Deutsche Reich die 
deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben, haben nach der Des: 
annexion (1) mit dem Erwerb der österreichischen Staatsangehörigkeit die 
deutsche Staatsangehörigkeit verloren“ (V 27). Unwillkürlih fragt man 
sich: Was ist die „Desannexion“? Eine „gesetzgebende Macht“ im neuen 
Deutschland? Von wem wurde diese „gesetzaufhebende“ Institution ge- 
wählt und autorisiert? Dieser „Gedanke der Desannexion“ ist aber dem 
Völkerrecht und dem: deutschen Gesetz „völlig fremd“! (R 36/9). 

Nach dem bisher Vorgebrachten ergibt sich aber gerade das Gegenteil, 
daß nämlich Schrifttum und Rechtssprechung, mit Ausnahme dieses Ur- 
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teils und vielleicht auch noch eines weiteren, einmütig den Fortbestand 


der deutschen und die Neuerwerbung der österreichischen Staatsange- . 


hörigkeit bejahen, da nach den erwähnten Völkerrechtsgrundsätzen und 
dem deutschen geltenden Recht nicht die Bejahung der weiteren Rechts- 
wirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit eine vereinzelte „Fehl- 
meinung“ oder ein „Fehlurteil* ist, sondern deren Verneinung (R 36/8). Die 
herrschende Lehre und die entscheidenden Urteile bis zu höchsten Instanzen 
bejahen die Doppelstaatigkeit (siehe Kap. 17 u. 18) sowie die ausschlag- 
gebende Bedeutung der persönlichen Willensentscheidung. Letztere ist 
nun einmal gesetzlich mehrfach anerkannt (Art. 16 u. 116 GG u. 8 17 u. 
25 RuStAG), während weder die Theorie von der „Automatik“ noch der 
„Gedanke der Desannexion“ irgendwo gesetzlich verankert sind (R 36/9). 


Auch das Bündesverfassungsgericht geht von. dem Grundsatz aus, daß 
es maßgebend auf den Willen des Betroffenen ankommt, und es erblickt 
eben — wie bereits mehrfach erwähnt — in dem seit 1945 ständig bekun- 
deten Willen, als Deutscher behandelt zu werden, „zugleich eine völker- 
rechtlich unangreifbare Basis für die Anerkennung der deutschen Staats- 
angehörigkeit aller zwangseingebürgerten Personen deutscher Volkszu- 
gehörigkeit* (R 23/14). Daher hat auch das LVG Hannover „keine Be- 


.denken, diesem vom BVerfG aufgestellten Grundsatz soweit zu folgen, 


als aus dem Gesamtverhalten des Betroffenen unzweideutig der Wille 
hervorgeht, die deutsche Staatsangehörigkeit beizubehalten“ (R 16/8). Das . 
VG Würzburg hat zusammenfassend festgestellt: „In gleicher Weise 
haben auch verschiedene Verwaltungsgerichte den Willen der Betroffenen 
als ausschlaggebend angesehen“ (R 9/6; R 1/16) sowie die. bisherigen 
Hinweise in diesem Kapitel). Im gleichen Sinne stellte das LVG Hannover 
ausdrüclich fest, daß „Personen, .die ihren Willen bekundet haben, 
deutsche Staatsangehörige zu bleiben, trotz des Erstehens des österreichi- 
schen Staates im Jahre 1945 ihre deutsche Staatsangehörigkeit nicht ver- 
loren haben“ (R 14/7). „Diese Personen besitzen dann eine doppelte 
Staatsangehörigkeit (die deutsche und die österreichische), was'nach dem 
deutschen Recht nicht ausgeschlossen ist, und wodurch auch die Souve- 


.ränität des österreichischen Staates nicht beeinträchtigt wird“ (R 15/6 


u. Kap. 18). ‚ 
Bei allen diesen Fragen kommt es eben „nicht allein auf den Willen 


‘der beteiligten Staaten an, sondern auch auf das Verhalten der betreffen- 


den Personen“ (R 4/6) „und der nicht wesensfremden Volkszugehörigkeit 
(R 1/11). 

Ist hingegen erwiesen, daß die Beschwerdeführer im’ österreichischen 
Staatsgebiete wohnen und zu Deutschland bewußt keinerlei staatsbürger- 
liche Beziehung mehr unterhalten, dann wird mehrfach und nicht mit 
Unrecht die Auffassung vertreten, daß diese Personen ‚nach 1945. die 
deutsche Staatsangehörigkeit verloren hätten“ (R 9/7; R 16/9; R 24; R 27). 
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Auch die amerikanische Praxis hat mehrfach angenommen, daß es nicht 
allein auf den Willen der beteiligten Staaten ankommt, sondern auch auf 
das Verhalten und den Willen der betreffenden Personen (R 5/16; V 15). 

Im unüberbrückbaren Gegensatz zu absolutistischen und totalitären 
Staaten wird im demokratischen Staat dem Menschen „durch Einräumung 
der persönlichen Entscheidungsbefugnis das größtmögliche Maß an Frei- 
heit zuerkannt und damit die demokratische Grundtendenz in der Rechts- 
gestaltung verwirklicht“ (L 6). 


21. Fundamente des Rechtsstaates: Rechtskontinuität und Rechtssicherheit. 


. Auch in der Verwaltungspraxis wird nicht völlig bestritten, daß eine Dop- 
pelstaatlichkeit sowohl gesetzlich vorgesehen als auch gerichtlich anerkannt, 
im Schrifttum bejaht und völkerrechtlich zulässig ist, sodaß nur mehr die 
Frage zu klären wäre, ob der im Fall einer erwiesenen „völkerrechtswidtri- 
gen Annexion“ begründete „Anspruch“ des heutigen österreichischen 
Staates tatsächlich vorliegt und erfüllt wird, wenn von Seiten Deutschlands 
zwar die zusätzliche Verleihung der österreichischen Bundesbürgerschaft 
anerkannt, die deutsche Staatsangehörigkeit aber nicht annulliert wird. 
Auch diese Frage hat die deutsche Rechtssprechung — wie in den vor- 
‚ ausgegangenen Kapiteln dargestellt — aufgegriffen und eindeutig geklärt. 
Der österreichische Staat „hat kein Recht, ihnen die deutsche Staatsange- 
hörigkeit abzusprechen, weil dies eine unzulässige Einmischung in inner- 
deutsche Angelegenheiten wäre“ (R 16/9). In gleicher Weise entschied 
das LVerwG Hannover, indem es feststellt: „Diese Personen besitzen 
dann eine doppelte Staatsangehörigkeit“. Diese ist „nach deutschem Recht 
nicht ausgeschlossen“. Auch wird dadurch „die. Souveränität des öster- 
reichischen Staates nicht beeinträchtigt“. (R 14/7). „Auch der neue öster- 
reichische Staat könne die Osterreicher nur insofern in Anspruch nehmen, 
als er den in Deutschland verbliebenen Osterreichern die österreichische 
Staatsbürgerschaft zusätzlich zu ihrer deutschen zuspreche* (R. 4/6). 
Selbst wenn man einen „Anspruch“ Osterreichs auf Entziehung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit anerkennen würde, müßte. von Seiten Oster- 
reichs — wie bereits in den Kapiteln 12 und 15 eingehend dargestellt 
wurde — vorerst ein entsprechender Anfechtungsantrag gegenüber der 
weiteren Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit gestellt so- 
wie-die damit verbundene völkerrechtliche Überprüfung der seinerzeitigen 
angeblichen „völkerrechtswidrigen“ ‚Verleihung der deutschen Staätsan- 
gehörigkeit durchgeführt werden (R 23/11; L 13/210). Bis heute ist von 
Österreich weder ein Anfechtungsantrag gestellt noch eine Überprüfung 
der angeblichen »völkerrechtswidrigen« Verleihung der deutschen Staats- 
angehörigkeit vorgenommen worden! Im Völker- und Rechtsleben können 
eben nicht bloße Hypothesen und Behauptungen Gesetzeskraft haben, 
sondern es muß vorerst alles einwandfrei überprüft und erwiesen sein. 
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Die „Inanspruchnahme“ der ehemaligen Osterreicher mit der Rechts- 
folge der Rechtsunwirksamkeitserklärung der im Jahre 1938 verliehenen 
deutschen Stastsangehörigkeit hätte erst dann ihre volle Rechtswirkung, 
wenn die tatsächlich erfolgte Anfechtung, Überprüfung und vertragliche 
Vereinbarung in die deutsche Gesetzgebung eingegangen ist! Dies ist aber 
alles nicht geschehen und es ist daher völlig unbegreiflich, daß all diesen 
bloßen Theorien und Behauptungen einfach gesetzaufhebende Kraft zu- 
geschrieben wird. Auch der Beschluß des BVerfG vom 28. Mai 1952 
{R 23/11) weist auf diese rechtlich bedeutsamen Voraussetzungen für eine 
„Inanspruchnahme“, nämlich die Anfechtung und vorausgegangeneRekhts-. 
unwirksamerklärung ausdrücklich hin.‘ Es ist daher kaum verständlich, 
daß der rechtlich so schwer definierbare Begriff der „Inanspruchnahme“ 
in Gutachten und Urteilen eingeführt wurde und bereits zur praktischen 
Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit führte, ehe die grund- ' 
legenden Voraussetzungen hiefür — nämlich die tatsächlich erfolgte An- 
fechtung und gesetzlich durchgeführte Staatsangehörigkeitsentziehung — 
erfolgt sind! Diesen bedauerlichen Tatbestand betont auch das VG Würz- 
burg ausdrücklich, indem es feststellt, daß „ein solches Gesetz aber bis 
heute noch nicht erfolgt ist“ (R 9/9)... 


Es ist nun einmal in der gesamten abendländischen Rechtswelt aner- 
kannter und unumstößlicher Rechtsgrundsatz, daß ein Gesetz solange be- 
steht, bis es durch ein anderes ausdrücklich aufgehoben wird. Königin 
Elisabeth II. von England hat erst vor kurzem 984 vergessene und seit 
Jahrhunderten nicht mehr angewandte Verordnungen außer Kraft setzen 
müssen, weil dies bisher noch. nicht geschehen ist, Solche unabdingbare 
und ordnungsgemäße Gesetzesvorgänge können eben niemals durch Gut- 
achten oder Gerichtsurteile, auch nicht. durch Weisungen höheren Ortes 
ersetzt werden, sie sind einfach zwingende Norm nach dem Fundamental- 
grundsatz des Rechtes in einem Rechtsstaat — der Rechtskontinuität. Die- . 
sem Kernsatz jeder Rechtsordnung zufolge kann und darf eben ein gesetz- 
lich verankerter Rechtszustand nur durch einen gesetzaufhebenden: Rechts- . 
vorgang in einen andern Rechtszustand umgeformt werden, es darf aber 
nie der Zustand der Rechtlosigkeit, des Rechtsvakuums und des Rechts- 
chaos entstehen, der derzeit und solange vorliegt, solange man von die- 
sem ehernen Rechtsgrundsatz der Rechtskontinuität und der damit ver- 
bundenen Rechtssicherheit abweicht. Die vorliegenden, mehr als 30 Pro- 
- zesse zwischen Staat und Staatsbürger sind nicht nur für alle Betroffenen 
beschämend, sie sind die unvermeidliche Konsequenz eines gesetzlosen 
Zustandes durch Abweichen von den Grundnormen des Rechtslebens in 
einem Ordnungsstaat, in dem ein Rechtsverhältnis nur wieder durch ein 
anderes Rechtsverhältnis abgelöst, aber nicht einfach für null und erklärt 
werden darf, ohne vorher dafür eine Rechtsgrundlage geschaffen zu haben. 
Ein derartiger „Ex - Lex - Zustand“ widerspricht auch dem Artikel 123 GG. 
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Der „Status-quo-ante* ist allein era (Fortbestand der deutschen 
Staatsangehörigkeit). 

Der BGH hat in seinem Urteil vom 4. Oktober 1951 das Bestehen eines 
Völkerrechtssatzes über den automatischen Erwerb der Staatsangehörig-' 
keit: bei Nachfolgestaaten, durch die eine Annexion’ rückgängig gemacht, 
werden soll, „ohne. entsprechende Gesetzgebung ausdrücklich verneint“ 
(R 8/15; R 19/11; R 9/8). Diese These von einem so einfachen automati- 
tischen Erwerb und Verlust „ipse jure“ und „uno actu“ ist im Staatsrecht 
ebenso wenig anerkannt wie im Völkerrecht {R 8/15 und’G 13/194). Das 
VG München stellt dazu auch fest: „Das erkennende Gericht ist mit dem 
BGH, demOVG Berlin, dem VGHKassel und dem württemberg-badischen 
Verwaltungsgerichtshof, und im Gegensatz zu dem Urteil des VGH Würt- 
temberg-Hohenzollern der Auffassung, daß es einen Satz des Völker- 
rechtes mit so weitgehendem Inhalt, wie oben beschrieben, nicht gibt“ 
(R 19/11; R 8/15; R1; R 5; R 30; R 29). Nach Scheuner bestünde „von 
deutscher Seite kein Anlaß, den fremden Staatswillen einfach als allein 
maßgebend anzuerkennen“, „wenn die betreffenden ehemaligen Oster- 
reicher den ausdrücklichen Willen bekundet hätten, die deutsche Staats- 
: angehörigkeit beizubehalten“ (R 9/6 u. 10; L 9/648). Andererseits muß 
aber nach dem Hamburger Gutachten „der Staat die einmal eingetretene 
und übereinstimmend als rechtswirksam betrachtete Verleihung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit gegen sich wirken lassen“ (L 16). 

Der neu gegründete „annektierte* Staat Osterreich kann die Staatsbürger 
des Osterreich von 1938 eben „niemals gegen ihren Willen“ zu sich holen, 
wenn der Aufhaltestaat dabei nicht mitwirkt. Diese, bis zu einer friedens- 
vertraglichen Regelung ungeklärte Rechtslage muß der „desannektierte“ 
Staat hinnehmen, und er kann es auch hinnehmen, da er seine früheren 
Angehörigen in der Masse zweifellos besitzt“ (R 2/8). Der desannektierte 
Staat „hat aber auch kein vernünftiges Interesse daran, daß solche, nicht 
in seinem Gebiete wohnende Bürger schon jetzt und ohne weiteres die 
Staatsangehörigkeit verlieren, die sie mit der seinerzeitigen Annexion er- 
langt haben“ (R 2/9). 

Wenn im Völkerleben auch bei einer noch so völkerrechtewidiiebn 
Erwerbung von Vermögenswerten oder Gebietsteilen .die Rückgabe nie- 
mals auf Grund einer einseitigen „Inanspruchnahme“ ohne vertragliche 
oder gesetzliche Grundlage von seiten eines Staates .erfolgt, um wieviel 
weniger wäre eine solche Rückgabe-Forderung gegenüber Menschen ohne 
Anfechtung, Überprüfung, Vertrag oder Gesetz begründbar, besonders 
wenn diese Menschen kraft ihres eigenen Willens sich ausdrücklich gegen 
diese „Inanspruchnahme“ als Betroffene ausgesprochen haben. Hier geht 
es um die Fundamente eines’ demokratischen Rechtsstagtes und um die 
grundlegenden Staatsbürger- und Menschenrechte! 
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22. Die Rechtssprechung und das soziale und ethische Verantwortungs- 
bewußtsein: ! 


In erfreulicher Weise kommt auch das soziale und ethische Verantwor- 
tungsbewußtsein in derRechtssprechung gegenüber den betroffenen Staats- 
angehörigen zu Wort: „Umso größer aber ist das Interesse solcher Bür- 
ger, diese Staatsangehörigkeit bis zu einer endgültigen friedensvertrag- 
lichen Regelung zu behalten, denn davon hängt eine Reihe von Rechten 
im und gegen den “Aufenthaltsstaat ab, wie z. B. die Versorgung von 
Kriegsfolgen und dergleichen. Dies um so mehr, wenn sie, wie der An- 
fechtungskläger, für Deutschland gekämpft, ihr Leben eingesetzt und 
schwere gesundheitliche Einbuße erlitten haben“ (R 2/9). An diese nach- 
träglich nicht mehr annullierbaren und wahrhaftig mit viel Herzblüt be- 
siegelten ethischen Verpflichtungen erinnert auch. in anerkennenswerter 
Weise Makarov in seinem letzten Aufsatz „Die deutsche Staatsangehörig- 
keit der Osterreicher nach 1945“, in dem er auf.die „höchste Beachtung“, 
die auch die :Billigkeitserwägungen bei dem vorliegenden Problem verdie- 
nen, hinweist und dabei die Frage stellt: „Wieviele ehemalige Österreicher 
sind als Angehörige der deutschen. Wehrmacht gefallen!“ (L 17/282). Das 
österreichische statistische Zentralamt gibt auf diese Frage die erschüt- 
‚ternde Antwort: „Für den zweiten Weltkrieg wurden bis jetzt rund 170000 
Militärsterbefälle und rund 77000 Vermißte gezählt“, also zusammen rund 

- 250000 Kriegstote im kleinen Osterreich, Gefallene für Deutschland! Was 
ist dagegen die Zubilligung oder Anerkennung der’ deutschen Staatsange- 
hörigkeit gegenüber den wenigen Deutschen aus Osterreich in Deutsch- 
land, denen seit zehn Jahren die größten Schwierigkeiten in dieser Hin- 
sicht gemacht werden? 

Wenn darauf hingewiesen nt daß zf. $ 12 des RuStAG vom Jälire 
1913 bereits für einen einjährigen Dienst in der deutschen Wehrmacht 
das Optionsrecht für Deutschland zuerkannt wird, während den Öster- 
reichern, die teilweise bis zu sieben Jahren in der deutschenWehrmacht ge- 
dient und oft über 1945 hinaus eine jahrelange Gefangenschaft erduldet 
haben, seit fast zehn Jahren die deutsche Staatsangehörigkeit vorenthal- 
ten wird, so ergibt sich auch daraus die unbillige Härte gerade diesem 
Personenkreis gegenüber. Im kaiserlihen Deutschland wurde den im 
Ruhrgebiet beschäftigten polnischen Grubenarbeitern bereits nach einem 

‚ein- bis zweijährigen Aufenthalt .die deutsche Staatsangehörigkeit zu- 
erkannt. 


23. Das Gebot von Treu und Glauben und das Verbot des „Venire contra 
factum proprium: 


.Das Staatsangehörigkeitsverhältnis ist-ein zweiseitiges Rechtsverhältnis 
zwischen Staat und Staatsbürger höchster Art. Es ist zu tiefst auf dem- 
Grundsatz von Treu und Glauben begründet. Dem dem Staatsbürger: 
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vom Staste aus zugesicherten Schutz steht die hohe Pflicht des Staats- 
bürgers gegenüber, in Zeiten des staatlichen Notstandes für die Sicherheit 
des Staates und dessen Bestand auch sein Leben einzusetzen und, wenn 
es die Tragik des Einzelfalles gebietet, dieses auch für die Allgemeinheit 
zu opfern. Ein solches, beide Teile, Staat und Staatsbürger, für das Leben 
und mit dem Lebenseinsatz bindendes zweiseitiges Rechtsverhältnis kann 
* und darf besonders dann nicht einseitig und willkürlich gelöst werden, 
wenn Leistung und Lebenseinsatz bereits vorliegen. In klarer Erkenntnis 
. dieser rechtlichen und sittlichen zweiseitigen Bindung für Staat und Staats- 
 bürger wurde im Hamburger Gutachten als Ergebnis ernster und wissen- 
schaftlicher Forschung festgestellt: „Soweit Angehörige des fraglichen Per- 
sonenkreises die deutsche Staatsangehörigkeit zu behalten wünschen, ist 
noch darauf hinzuweisen, daß der deutsche Staat der Gegenwart die ein- 
mal eingetretene und übereinstimmend als rechtswirksam betrachtete Ver- 
leihung der deutschen Staatsangehörigkeit gegen sich gelten lassen muß 
und insbesondere nicht unter Berufung auf die materiell-völkerrechtswidri- 
gen Vorgänge bei der Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich im 
Jahre 1938 sich einseitig von dieser Verpflichtung lossagen kann, da dies 
nicht nur Tres und Glauben, sondern dem als allgemeinen Rechtsprinzip 
geltenden Verbot des „Venire contra factum proprium“ widersprechen 
würde“ (L 16/3). 

Von dieser höheren Warte aus gesehen, weist auch der BGH auf die 
sittlichen Verpflichtungen eines Kultur- und Rechtsstaates hin, für die 
Menschen einst sorgen zu müssen, die für den Staat einst ihr Leben ein- 
. gesetzt oder auch dieses geopfert haben. Er führt daher in seinem Urteil 
, vom 29. Dezember 1953 ausdrüclich an, daß der Sinn der Verleihung der 
deutschen Staatsangehörigkeit an die deutschstämmigen Ausländer der 
war, dafür zu sorgen, daß diese „zum Ausgleich für die dem deutschen 
Staate geleisteten Dienste sogleich in den Genuß der mit der deutschen 
Staatsangehörigkeit verbundenen Rechtsstellung, namentlich auf dem Ge- 
biete des Versorgungsfects, gelangen sollten“ (R 6/9). Man kann. daher 
umsoweniger denjenigen diese sittlich verankerten Rechtsansprüche rück: 
wirkend streitig machen, die lange Jahre hindurch als vollwertige deutsche 
Staatsbürger alle ihre Pflichten gegenüber dem deutschen Staate treu er- 
füllt haben, wie es bei den Deutschen aus Osterreich der Fall war. 

Wie bereits im Kapitel 20 bemerkt, fanden diese im Hamburger Gut- 
achten festgelegten wissenschaftlichen Erkenntnisse in der letzten Zeit 
eine vielseitige Zustimmung sowohl aus der Gelehrtenwelt als auch aus 
der Verwaltung (V 15; V 16 und V 12). 

Eine einfache „Abschreibung“ aller in Deutschland willentlich ansässi- 
gen Deutschen aus Osterreich unter Leugnung jeder rechtlichen und sitt- 
lichen Bindung und Verpflichtung ihnen gegenüber ist. für die Bundes- 
republik als Rechtsnachfolgerin des Reiches und vor allem als Schutzmacht 
für alle Deutschen nicht zu vertreten. Es muß daher abschließend noch- 
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mals darauf hingewiesen werden, daß sich die „Inanspruchnahme“ des 

österreichischen Staates auf Grund des OStUG ausschließlich auf jene 

Personen beziehen kann, die sich ab 27. April 1945 innerhalb der Gren- 

zen seines Machtbereiches befinden oder dorthin zurückgekehrt sind, so- 
wie auf die Osterreicher, die österreichische Staatsbürger wieder sein 

wollen und daher keinen Wert auf das Verbleiben im deutschen Staats- 

verband legen. „Nur mit dieser territorialen und personellen Begrenzung 

hat der Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft zugleich den Ver- 

lust der deutschen Staatsangehörigkeit zur Folge gehabt“ [(R 5/16 und so 

auch Dernedde (L 1/148) und Scheuner (L 9/645)]. „Gegenüber den in 

Deutschland verbliebenen und vom.OStUG erfaßten Personen könnte also 

der österreichische Staat — wie mehrfach erwähnt — lediglich eine zusätz- 

liche Verleihung der österreichischen Staatsangehörigkeit vornehmen. Eine 

Aberkennung der deutschen Staatsarigehörigkeit gegenüber diesem Per- 

sonenkreis hätte außerhalb seiner Macht gelegen, weil er seine territoriale 

Kompetenz überschritten hätte“ (R 5/15). „Nur mit dieser territorialen 

Beschränkung sind dabei auch die Bestimmungen der Besatzungsmächte, 

der Besitzstand vom 31. Dezember 1937 sei maßgebend, vereinbar“ 
(R /16). Nur die außerhalb dieses Besitzstandes vom 31. Dezember 1937 
lebenden Personen haben die deutsche Staatsangehörigkeit verloren. Der 
österreichische Staat kann, wie bereits ausgeführt, die in Deutschland an- 
sässigen ehemaligen Österreicher „nur insofern ‚in Anspruch‘ nehmen, 
als er den in Deutschland verbliebenen Osterreichern die österreichische 
Staatsbürgerschaft zusätzlich zuspricht, er kann sie aber nicht gleichzeitig 
ihrer erworbenen deutschen Staatsbürgerrechte für verlustig erklären“ 
(R 5/14 und 15/24). Deutschland hat weder gegenüber den betroffenen 
Deutschen aus Osterreich ein Recht, noch. Osterreich gegenüber eine 
Pflicht, die weitere Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit 
bei diesem Personenkreis für nichtig zu erklären. Deutschland kann und 
und darf allein nach deutschem Rechte den Erwerb und Verlust der deut- 
schen Biastsangehäflgkeit regeln. 


24. Völkerrechtlicher Anspruch Deutschlands auf die in Deutschland an- 
sässigen Deutschen aus Österreich: 


Der BGH stellte in seinem Beschluß vom 29. Dezember 1953 fest: 
„Jeder souveräne Staat ist berechtigt, darüber zu entscheiden, welche Der- 
sonen seine Staatsangehörigen sein sollen. Nur eine willkürliche Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit, ohne das Vorliegen allgemein anerkann- 
ter Anknüpfungspunkte, würde das Völkerrecht verletzen, wenn es einem 
andern Staat zum Nachteil gereichen würde“ (R 6/6 und die dort ange- 
gebene zahlreiche Literatur). Ganz im gleichen Sinne dekretiert das BVG, 
daß. von dem völkerrechtlichen Grundsatz auszugehen ist, daß „jeder 
Staat grundsätzlich allein dazu berufen ist, nach seinem Ermessen zu be- 
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stimmen, 'wie seine Staatsangehörigkeit erworben und verloren wird“ 
(R 23/10). Dieses freie Ermessen wird durch das allgemeine Völkerrecht nur 
im oben angeführten Sinne begrenzt. 

-Nacdı dem allgemeinen Völkerrecht ist es jedem Staat gestattet, seine 
Staatsangehörigkeit an solche Personen zu verleihen, „die zu ihm in einer 
näheren tatsächlichen Beziehung stehen“ (R 23/10 u. R 22/7). Ein solcher 
völkerrechtliher Anknüpfungspunkt und Verleihungsgrund ist nach der 
Staatenpraxis und Judikatur der Schiedsgerichte zweifellos die gemeinsame 
(deutsche) Volkszugehörigkeit (R 22/7; L.13/210 u.'L 10/404). Auch unter 
diesem Gesichtspunkte scheint die einfache Theorie von dem gesetz- und 
formlosen „automatischen Verlust“ der deutschen Staatsangehörigkeit 
- bloß wegen eines dusländischen Gesetzes (OStUG) und einer supponier- 

ten „völkerrechtlichen Annexion“ rechtlich völlig unbegründet und haltlos 

zu sein. Auch im Regierungsentwurf des „Gesetzes zur Regelung von 

Fragen der Stastsangehörigkeit“ wird ausdrücklich auf diese „allgemeine 

Regel ‘des Völkerrechts“ hingewiesen und betont, daß als ein solcher 

rechtserheblicher Anknüpfungspunkt an den verleihenden Staat die deut- 

sche Volkszugehörigkeit in Betracht käme (V 7/15). 

Wenn auch davon auszugehen ist, daß Deutschland die’ in Osterreich 
verbliebenen Staatsangehörigen nicht mehr als Deutsche in Anspruch neh- 
men kann, so „... liegt aber keinGrund vor, den Grundsatz der Nichtinan- 
spruchnahme der bisherigen deutschen Staatsangehörigen ohne weiteres 
auch auf die österreichischen .Stastsangehörigen auszudehnen, die nach 
1945 nicht nach Österreich zurückgekehrt sind“. „Dies gilt insbesondere 
dann,. wenn die Betroffenen die deutsche Staatsangehörigkeit behalten 
wollen“ (R 4/10/17; R 27 u. L 2/177). 

Nach der Rechtsanalogie der Kelsenscheri „Untergangstheorie“ über das 
„Deutsche Reich“ anläßlich des Zusammenbruches am 8. Mai, die selbst 
vom BVG in den bekannten Beschlüssen vom 17. Dezember 1953 gegen 
die Berufsbeamten und vom 26. Februar 1954 gegen die Berufssoldaten . 
ihre höchstrichterliche Beachtung gefunden hat, könnte mindestens mit 
gleichem Rechte erklärt werden, daß der österreichische Staat von 1938 
infolge der vorher und nachher von der überwiegenden Mehrheit der 
österreichischenBevölkerung geforderten und gewünschten Selbstauflösung 
und Verschmelzung mit dem Deutschen Reiche im Jahre 1938 völlig unter- 

gegangen war und sieben Jahre lang — selbst ohne irgend eine Exilregie- 
rung — überhaupt nicht mehr bestanden hat, sodaß 1945 durch die Sieger- 
mächte ein völlig neuer Staat begründet wurde, der doch nicht rückwirkend _ 
von einem untergegangenen Staat Staatsangehörige „anfordern“ kann, die 
nicht einmal in seinem Hoheitsgebiet leben und auch weiterhin in Deutsch- 
land verbleiben wollen. Auch von diesem Gesichtspunkte aus erscheint die 

Reklamationstheorie unter dem Hinweise der „Wiederherstellung von 

Recht“ und mit der Begründung der „Automatik“ ohne gesetzliche Grund- 

lage nicht sehr überzeugend, besonders wenn darauf hingewiesen werden 
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“muß, daß beide Staaten noch besetzt sind und daher nicht einmal für das 
eigene Hoheitsgebiet souverän sind. Um wieviel weniger könnten sie Ver- 
fügungen außerhalb ihres territorialen Wirkungsbereiches treffen. oder 
“ „Inanspruchnahmen“ von Menschen gegen deren Willen vornehmen! 

: Jedenfalls wurde in der überwiegenden Mehrzahl aller vorliegenden 
Gerichtsurteile und völkerrechtlihen Abhandlungen festgestellt, daß die 
: weitere Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit nach dem 
Völkerrecht, nach der Verfassung und anderen gesetzlichen Bestimmungen 
einwandfrei besteht und daß daher dem betroffenen ‚Personenkreis das. 
nicht mehr bezweifelbare Recht auf Ausstellung‘ eines deutschen Staats- 
AnBeRBHigkeltES Weise zusteht (R- 9/9 u. R 19/9): 


25. Die Verwaltungspraxis von 1945° bis in die Beoehmär 


Der Rechtsstandpunkt der ENERNUNIRITOER, in der-Frage der weiteren 
Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit bei den in Deutsch- 
land seit 1945 ‚ansässigen Deutschen aus Usterreich ist weder: zeitlich 
noch gebietsweise einheitlich. So hat z.B. der, Rechtsausschuß:des Länder- 


rates auf seiner 9. Tagung im Juni 1946 den Standpunkt vertreten, daß die 


Gesamteinbürgerungen von Osterreichern durch die V.O. vom 3. Juli 1938 


ebenso wie die. Einzeleinbürgerungen ihre Wirksamkeit haben. Bis 1952 
herrschte diese Ansicht in, den einzelnen Bundesländern vor. Da .diese 
:Rechtsauffassung dem GG nicht widerspricht und auch nicht ausdrücklich 
. widerrufen wurde, gilt sie nach Art. 123/1 GG als bindende Rechtsdirek- 
. tive weiter fort. (V 29). 

. Erst durch die Fehlinterpretation eines Beschlusses des Bundiverfan, 
sungsgerichtes vom 28.Mai1952 (R23) hinsichtlich der „Inanspruchnahme“. 
. früherer Staatsangehöriger bei völkerrechtswidrigen Annexionen bürgerte 


sich in der Verwaltung immer mehr die Ansicht ein, daß die Deutschen 


aus Österreich durch den äutomatischenWiedererwerb der österreichischen 
Bundesbürgerschaft vom heutigen Osterreich durch das OStUG wieder 
„in Anspruch“ genommen worden. wären und damit die deutsche Staats- 
angehörigkeit uno .actu mit dem (Wieder-)Erwerb der Asteitelchlechen 
Staatsbürgerschaft „automatisch“ verloren hätten. 

Im Rundschreiben des Bundesinnenministeriums vom 7. Juni 1952 Be 
bestimmt, „daß diejenigen Personen als deutsche Staatsangehörige an- 
gesehen. werden können, denen durch .eine vor dem zweiten Weltkrieg 


oder während seines Verlaufes vorgenommene Kollektiveinbürgerung die 


deutsche Staatsangehörigkeit verliehen worden ist, wenn sie nicht von den 
Staaten, deren Gebiet annektiert wurde, als ihre Staatsangehörigen in 
Anspruch genommen werden“ (V 5). Demnach wird vom BIM die weitere 
Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit auch für die Deut- 


schen aus Osterreich im ‚Prinzip anerkannt und nur: unter der Annahme | 


bestritten, daß 1. das österreichische Gebiet in rechtswidriger Weise an- 
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nektiert wurde und 2. daß auch die in Deutschland ansässigen Deutschen 
aus Osterreich durch. dasOStUG „in Anspruch“ genommen worden wären. 
Aber gerade weil diese Fragen auch nach Meinung des BIM noch nicht 
endgültig geklärt erscheinen, wurde bereits in diesem Rundschreiben dar- 
. auf hingewiesen, daß „die Staatsangehörigkeitsfrage zwischen Deutschland 
. und Österreich daher durch Verhandlungen und gegebenenfalls durch Ab- 
schluß. eines Vertrages zwischen .der Bundesrepublik und Osterreich ge- 
regelt wird“ (L 17/281). Da aber der Zeitpunkt für eine solche vertragliche 
Regelung völlig unbekannt und da auch die Frage der „Inanspruchnahme“ 
äußerst umstritten ist, erscheint es unerläßlich, den Rechtszustand des bis- 
herigen „Status quo“ aufrechtzuerhalten. Auf keinen Fall darf aber an- 
stelle der unbestritten rechtmäßig erworbenen deutschen Staatsangehörig- 
keit über deutsche und verdiente Staatsbürger der fragwürdige und so ver- 
hängnisvolle Ex-Lex-Zustand „ad calendas craecas“ verhängt und über 
den Köpfen treuer Staatsbürger jahrelang das Schwert des Damokles in 
der Gestalt der Heimat- und Rechtlosigkeit gehängt werden, sodaß sie in 
ihrem beruflichen Vorwärtskommen sowie in ihren familiären Dingen seit 
Jahren völlig gehemmt und gelähmt werden. Vor. Verweigerung der auch 
in diesem Rundschreiben anerkannten und einwandfrei erworbenen deut- 
schen Staatsangehörigkeit hätten doch mindestens die Fragen geprüft und 
entschieden werden müssen, 1.ob denn imFalle Osterreich auch tatsächlich 
eine „völkerrechtswidrige Annexion“ vorliege, 2. ob dasBundesverfassungs- 
gericht seinen Beschluß nur auf den Fall Böhmen und Mähren bezogen 
haben wollte und den Fall Osterreich damit gar nicht meinte, 3. was über- 
haupt unter dem ominösen Begriff „Inanspruchnahme“ zu verstehen ist 
und welche Voraussetzungen vorliegen müssen, um die „Inanspruc- 
nahme“ überhaupt anwenden zu können (siehe Kapitel 13). Ebenso über- 
ging die Verwaltung auch die sehr ernste Frage, ob sich nicht die „Inan- 
spruchnahme“ auf die im Gebiet Osterreich lebenden früheren deutschen 
Staatsangehörigen beschränken muß oder auch auf die in Deutschland 
wohnhaften Deutschen aus Österreich ausgedehnt werden kann und darf. 
Statt also den „Status quo“ bestehen zu lassen, nämlich den unbestritten 
rechtmäßigen Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit, erklärte z. B. der 
Stadtrat von Nürnberg, „solange diese Staatsangehörigkeitsfrage solcher 
Osterreicher nicht geklärt sei, nicht in der Lage zu sein, in solchen unge- 
klärten Fällen den Osterreichern deutsche Staatsangehörigkeitsausweise 
auszustellen“ (R 11/4). Offenbar wurde dabei nicht bedacht, daß, wenn ein- 
mal diese Frage nach Jahren ‚durch Gerichtsurteile, durch Gesetz’oder durch 
Vertrag positiv entschieden wird — und bei der derzeitigen Sach- und Rechts- 
lage ist kaum ein anderes Ergebnis zu erwarten, wenn nicht alle angeführ- 
“ten Rechtsprinzipien ‘des Staatsrechtes und des. Völkerrechtes über den 
Haufen geworfen werden würden — die Betroffenen entweder einen nie 
. wieder gutzumachenden Schaden erlitten haben oder mit ihren Familien 
an diesem harten Unrecht inzwischen zerbrochen sind. Auch in der Be- 
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gründung des „Regierungsentwurfes“ wird an diese Sedankenginge ver- 
antwortungsvoll erinnert (V 7/13). 

In weiser Voraussicht kommender Entscheidungen stellt das VG Ansbach 
schon jetzt fest, daß bei der. Entscheidung dieser Fragen nur das Recht maß- 
gebendist, das zum Zeitpunkt des Bescheides gegolten hat und daß es daher 
für die Frage des Besitzes oder Nichtbesitzes der deutschen Staatsange- 
hörigkeit völlig.belanglos wäre, „welche Vereinbarung in einem eventuellen 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik’ Oster- 
reich getröffen werden sollten“. Aus diesem Grunde war z.B. der von der 
Gegenpartei: gestellte Antrag. „auf Aussetzung des Verfahrens,. da für die 
gegenständliche Entscheidung ohne Bedeutung, nicht beachtlih“ (R 11/5). 

“ Auch das Bayerische Staatsministerium des Innern hat in etlichen Ent- 
schließungen den in die Verwaltungspraxis eingedrungenen Standpunkt 
eingenommen, wonach ehemalige österreichische Staatsangehörige, die 1938 
durch die Einverleibung Österreichs die deutsche Staatsangehörigkeit er- 
worben hätten, nicht als.Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 GG 
gelten und auch den Bundespersonalaüsweis nicht erhalten könnten“ 
(R 23/3; L 68—f). Dies sei nach dem Bescheid der Regierung von Mittelfran- 
ken vom 16. Mai 1953 „mit verbindlicher Wirkung für die nachgeordneten 
Behörden erklärt worden“. Der österreichische Staat hätte diese Personen 
durh das OStUG in Anspruch genommen und. damit seien die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung der Rechtswirksamkeit der Sammelein- 
bürgerungen der Osterreicher durch die VO vom 3. Juli 1938 nicht ge- 
geben“ (R 26/3). 

Das Bayerische Justizministerium stellte sich sogar auf den Standpunkt, 
daß - da später der Anschluß als „völkerrechtswidrige Annexion“ angesehen 
wurde — auch die deutsche Stastsangehörigkeit bei den Deutschen Oster- 
reichs untergegangen sei. Das VG Ansbach stellt in seinem Urteil vom 
21. Oktober 1953 jedoch fest, daß der Beschluß des BVG vom 28. Mai 1952 
„im ausdrücklichen Gegensatz zu der Auffassung des Bayerischen Staats- 
ministeriums der Justiz steht“ (R 26/4 u. 23/12). Selbst das selbständig ge- 
wordene Osterreich anerkennt, daß die Deutschen Osterreichs vom 13. März 
1938 bis 27. April 1945 die deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben. 
„Damit wird also zugegeben, daß die Umwandlung der ehemaligen öster- 
reichischen Staatsangehörigkeit in die detitsche im date 1938 rechtswirk- 
sam war“ (R 26/4). 

Ungeachtet dieser Rechtsverhältnisse wurde z.B. ein Deutscher aus Oster- 
reich, der sich geweigert hat, sich als Ausländer zu melden, in ein Straf- 
verfahren verwickelt.(R 27/5). Bin anderer Deutscher aus Österreich wurde 
sogar seines Gemeinderats-Mandats verlustig erklärt; weil er angeblich 

. kein deutscher Staatsbürger mehr wäre (R 9/2). Wieder ein anderer Kläger 
mußte vor Gericht erklären, daß „der Bestand seiner Ehe mit dieser Frage 

"zusammenhängt, da sich seine Ehefrau weigere, mit ihm nach Österreich 
zu ziehen, wo er vorläufig ohne Arbeit und Verdienst wäre“ (R 26/3). 
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Einem. in Deutschland geborenen Deutschen, der sein ganzes Leben lang 
nur in Deutschland lebte und der nur durch die nachträgliche Verheiratung 
seiner. Mutter mit einem Osterreicher.im Jahre 1908 Usterreicher wurde, 


. 1938 aber wieder deutscher Staatsangehöriger ‚geworden ist, der aber mit 


der Staatssukzession 1938 und 1945 persönlich nichts zu tun hat und auch 
nach. 1945 den österreichischen Boden nicht betreten hat, wurde 1953 eine 
Bescheinigung, Deutscher zu sein, verweigert (R 11/3). Selbst einem 
Kriegsversehrten, der für Deutschland im zweiten Weltkrieg das linke Bein 

“ und den rechten Arm verlor; wurde das „Recht auf, ie deutsche“ Heimat 
versagt (R 2/2). a 

Das sind nur einige wenige Beispiele, die. die ganze Tragik des Problems 
— zwar nicht in der Theorie —, jedoch in der Praxis vor Augen führen. Sie 
erinnern eindringlich an die Worte des VG ‚Ansbach und damit an. die 
Grenzen der Staatsmacht und die Pflichten der Staatsgewalt: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar; sie zu beachten und zu schützen ist Ver- 
pflichtung aller Staatsgewalt“i „Sie wird berührt, wenn man über die 
Staatsangehörigkeit des Menschen gegen seinen Willen verfügt“ (R 26/6). 

Trotz des vorliegenden umfangreichen Materials. und der im Schrifttum 
und in der Rechtssprechung vorherrschenden Rechtsansicht, daß die Deut-, 
schen aus Österreich, die im Deutschland ansässig sind; nach dem gelten- 
den Recht, nach dem Völkerrecht und nach dem Menschenrecht nach. wie 
vor die deutsche. Staatsangehörigkeit besitzen, wenn sie diese weiterhin in 
Anspruch nehmen, liegen noch nicht viele Anzeichen vor, daß die Verwal-. 
tung den wissenschaftlichen Ergebnissen und den zahlreichen Urteilen ge- 
gen die beklagten Steatsangehörigkeitsbehörden die gebührende Beachtung 
geschenkt hat. 

Der Regierungsentwurf zum „Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats- 

angehörigkeit“ bedeutet allerdings das erste grundsätzliche Bekenntnis der 
Verwaltung zu den vom Schrifttum und von der Rechtssprechung heraus- 
gestellten Prinzipien (Grundsätzliche Rechtswirksamkeit aller Sammelein- 
bürgerungen und ausschlaggebende Bedeutung der individuellen Willens- 
‚ehtscheidung). Leider wird iri diesem Regierungsentwurf die Regelung der 
Staatsangehörigkeitsfrage für die Deutschen’ aus Usterreich und Jugo- 
slavien auf „geplante Verträge“ ad calendas graecas neuerdings verschoben. 
Es muß nun abgewartet werden, ob der Gesetzgeber diesem neuerlichen 
Aufschub- einer ebenso brennenden wie bereits’ völlig geklärten Frage seine 
Zustimmung versagen wird. 

Laut Mitteilung des Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg vom 12. Juli 
1954 (V 17) hat „in einer Verwaltungsstreitsache der Kläger die Klage zu- 
rückgezogen, nachdem der ‚Beklagte — das Innenministerium des Landes 
'Schleswig-Holstein — die deutsche Staatsangehörigkeit des Klägers aner- 
kannt hat“. Völlig im Gegensatz dazu gab der Sen&t der Freien Hansestadt 
Hamburg noch im Schreiben vom 14. Juli 1954 bekannt, daß „die Staats- 

. angehörigkeitsbehörden sämtlicher Bundesländer die Ansicht vertreten, daß 


56 


Osterreicher, auf die das OStUG vom 10. Juli 1945 und die Staatsbürger- 
schaftsgesetze von 1949 Anwendung finden, nicht mehr die durch die Ein- 
gliederung Osterreichs in das Deutsche Reich am 13. März 1938 erlangte 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, sondern ausschließlich die öster- 
reichische Stastsangehörigkeit“! „Diese Auffassung stützt sich auf den Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichtes vom 28. Mai 1952, in dem ausge- 
sprochen wird, daß Kollektiveingebürgerte die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht mehr besitzen, wenn sie von ihrem früheren Heimatstaat wieder in 
Ansptuch genommen werden“. Nun wurde aber gerichtsordnungsmäßig 
nicht nur nachgewiesen, daß dieser vom BVG aufgestellte Rechtsgrund- 
satz auf den „Fall Osterreich“ überhaupt gar nicht anwendbar ist. Aber 
selbst wenn dies der Fall wäre, so ist doch absolut strittig, ob ein solcher 
„Anspruch“ von seiten Osterreichs überhaupt beabsichtigt war oder nicht 
vielmehr in das OStUG lediglich hineinprojiziert wird. Jedenfalls ist eine 
Geltendmachung des „Anspruchsrechtes“ in der in den.Kapiteln 12 und 15 
beschriebenen und unerläßlichen Form niemals erfolgt. Aber auch wenn 
dies geschehen wäre, bleibt noch immer sttrittig, ob ein solcher „Anspruch“ 
auch begründet wäre, durch einen Staatsvertrag vereinbart wird und in der 
. deutschen Gesetzgebung Aufnahme findet. Erst dann wäre der vom BVG 
aufgestellte und immer wieder zitierte Grundsatz zu verwirklichen. Dies 
ist aber alles nicht der Fall! Hier muß vielmehr der andere, wesentlich 
wichtigere Grundsatz des BVG immer wieder entgegengehalten werden: 
„Ist dies nicht der Fall, dann besteht auch nach deutschem Recht 'jeden- 
falls kein Anlaß, die betreffenden Personen als Nicht-Deutsche dann 
zu betrachten, wenn der zwangweise Eingebürgerte seit dem Zusam- 
menbruch im Jahre 1945 ständig den Willen bekundet hat, als deut- 

: scher Staatsangehöriger behandelt zu werden“ (R 23/14)! : 

Somit kann gerade mit dem Beschluß des BVG vom 28. Mai 1952 un- 
strittig bewiesen werden, daß die Deutschen aus Osterreich nach wie vor 
als Deutsche zu betrachten sind! Aus diesen Tatsachen ist klar zu erken- 
nen, daß die Rechtsansicht des Senats der Freien Stadt Hamburg rechtlich. 
unhaltbar ist, wenn er die „Innanspruchnahme“ einfach als Tatsache hin- 
nimmt und erklärt: „Das trifft für alle Osterreicher, gleichgültig ob sie im 
Bundesgebiet oder in Osterreich leben; zu“ (V 18). Diese Rechtsansicht ist 
jedenfalls im deutschen Recht nicht verankert. 

Bei aller Anerkennung der Autorität des Senats einer freien Stadt "muß 
objektiv festgestellt werden, daß sie dasRecht auf eigene Rechtssprechung 
nicht besitzt! Dieses ist verfassungsmäßig den Gerichten eingeräumt! 
(Art. 92 GG). Diese entscheiden in Zweifelsfragen und es ist Pflicht und 
Aufgabe aller Staatsbürger und Staatsorgane, die Autorität besönders 
höchstgerichtlicher Entscheidungen zu achten und dadurch dem a m 
‚das entsprechende Gepräge zu geben. % 

Im Gegensatz zu der Ansicht des Senates der Freien Stadt Hamburg 
haben Rechtssprehung und Schrifttum in ausführlicher und unan:- 
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. greifbater Weise auf. die völlig verfehlte Berufung und Anwendung 

des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichtes vom 28. Mai .1954 hin- 
gewiesen, der sich, wie erwähnt, wohl auf die völkerrechtswidrige An- 
nexion von Böhmen und Mähren, nicht aber auf die völkerrechtlich aner- 
kannte Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Deutschen Reiche bezieht 
(siehe Kapitel 12 bis 18). Der oben erwähnte Standpunkt wäre nur solange 
haltbar, solange man das Problem der Doppelstaatlichkeit und der aus- 
schlaggebenden Willensentscheidung des Betroffenen nicht kennt. Bei der 
eingehenden Bearbeitung, Klärung und Entscheidung. dieser beiden Pro- 
bleme durch Schrifttum und Rechtssprechung kann man aber diese beiden 
. Fragen nicht mehr außeracht lassen. Wenn daher das Ministerium des In- 
' nern für Rheinland-Pfalz am 15. Juli 1954 versichert, daß „im Gegensatz 
zu der einheitlichen Aufassung der Ministerien die Haltung der Gerichte 
geteilt ist“, so muß zunächst auf den Primat der Rechtssprechung gegenüber 
der Verwaltung hingewiesen und dann festgestellt werden, daß sich doch 
gerade die Gerichte ebenso wie das völkerrechtliche Schrifttum in fast ein- 
mütiger Weise sowohl für die Doppelstaatlichkeit als auch für die darauf 
beruhende weitere Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit 
ausgesprochen haben (R 8/13; R 9/6; R 5/11; R 4/5; R 2/4; R 15/5; R 2/4; 
R 16/8; L 5/296); V 8 u. a. m.). Infolge der völligen Aussichtslosig- 
keit, den bisherigen Rechtsstandpunkt vor Gericht durchsetzen zu können, 
hat z. B. der Innenminister des Landes Schleswig-Holstein gegen das Urteil 
des LVG Schleswig vom 22. April 1954 keine Berufung mehr eingelegt, ob- 
wohl das nunmehr rechtskräftige Urteil seinen Beschwerdebescheid vom 
14. Januar 1954 aufgehoben hat und ihn daher verpflichtete, die deutsche 
Staatsangehörigkeit des Klägers nunmehr anzuerkennen, da der Kläger 
„somit nach geltendem Recht sowohl österreichischer als auch deutscher 
Staatsangehöriger ist“ (R 32/7). Dem Urteil des LVG Hannover vom 29.Ja- 
nuar 1954 ist u. a. zu entnehmen, daß das niedersächsische Innenministe- 
rium jahrelang den Standpunkt vertreten hat, daß-die Rechtswirksamkeit 
der deutschen Staatsangehörigkeit bei den Deutschen aus Osterreich be- 
steht, doch wurde dieser Standpunkt nach Jahren wieder aufgegeben und 
die Ansicht über den „ipse jure“-Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
angenommen. Aber „das Gericht vermag diese Auffassung nicht zu teilen“ 
(R 15/5; R 16/7; R 14/6). „Abzulehnen ist ferner auch die Ansicht des hes- 
sischen Ministers des Innern, die die dieser in seinem Runderlaß vom 
15. April 1950 vertritt“ (R 5/13; V 23). Darnacı bleibe die Frage, ob die 
deutsche Staatsangehörigkeit weiterhin bestehen geblieben ist, angeblich 
deshalb offen, weil „es zunächst an einer sicheren Grundlage fehle“. Der 
Innenminister „sehe sich entgegen seinem bisherigen Standpunkt veran- 
laßt, ehemalige Osterreicher für die Zeit vom 13. März 1938 bis 27. April 
: 1945 als deutsche Staatsangehörige anzusehen“. Es wird also nur mehr 
der Fortbestand der deutschen Staatsangehörigkeit nach der Inkrafttretung 
des OStUG in Zweifel gezogen. , 
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Auch das Rundschreiben des Innenministeriums für Baden-Württemberg ° 
vom 26. Juni 1953 (V 11) geht an der tatsächlichen Rechtslage vorbei, wenn 
es an das Regierungspräsidium von Nordwürttemberg bekannt gibt, daß 
„die ehemaligen Osterreicher also mit Wirkung vom 27. April 1945 die - 
deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben“ (V20). Im gleichen Sinne be- 
streitet das bayerische Innenministerium in einigen Erlässen die weitere 
Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit bei den Deutschen in 
Österreich (R 5/14; V 6). Wenn das alles tatsächlich so eindeutig klar sein ' 
würde, dann würde es doch nicht der im Regierungsentwurf für das „Ge- 
setz zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit“ vorgesehenen ver- 
traglichen ‚Regelung mit Osterreich bedürfen, eine Regelung allerdings, die 
bereits seit zehn Jahren auf sich warten 1äßt und die noch immer in ferner 
Zukunft steht. Nach dem geltenden Recht bedarf es aber keiner Regelung 
mehr, weil die Gerichte bereits eindeutig die weitere Wirksamkeit: der deut- 
schen Staatsangehörigkeit bei dem betroffenen Personenkreis festgestellt 
haben und weil sich auch die Verwaltung nach der Rechtssprechung und 
nicht die Rechtssprechung nach der Verwaltung zu richten hat. So stellt u. 
v. a. Urteilen auch das LVG Hannover eindeutig fest: „Da nichts dafür 
spricht, das der Kläger seine am 13. März 1938 erworbene deutsche Staats- 
angehörigkeit verloren hat, war deshalb der Klage stattzugeben“ (R 15/6). 

Zwar anerkennt das Innenministerium Baden-Württemberg im Schreiben 
vom 14. Juli 1954, daß „der ‚Anschluß‘ Osterreichs im Jahre 1938 nach 
wohl allgemein vertretener Auffassung nicht gegen Völkerrechtsgrundsätze 
verstoßen hat“, es weist aber darauf hin, daß „jedoch nicht an der histori- 
schen Entwicklung vorbeigegangen werden kann“ (V 21). Die „historische 
“ Entwicklung“ ist Ansichtssache, doch keine Rechtsgrundlage: Diese besteht 
nun einmal aus Gesetzen und. Völkerrechtsgrundsätzen, nicht aus Meinun- 
gen; nach dem geltenden deutschen Recht und dem allgemeinen Völker- 
recht kann vor allem nach all den vielen vorliegenden Gerichtsentscheidun- 
gen über den weiteren Fortbestand der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
den in Deutschland ansässigen Deutschen aus Osterreich gar kein Zweifel. 
mehr bestehen. An den wissenschaftlichen Erkenntnissen und gerichtlichen 
Entscheidungen darf auch die Verwaltung nicht achtlos vorbeigehen. Und 
deshalb ist es auch nicht zu verstehen, wenn in dem erwähnten. Schreiben 
darauf hingewiesen wird, daß „letztlich die politischen Instanzen die Frage 
zu klären haben, inwieweit trotzdem heute noch Nachwirkungen des An- 
schlusses teilweise bestehen können“ (V 21), wenn Wissenschaft und 
Rechtssprechung gesprochen und entschieden haben. 

Jedenfalls kann von einem einheitilichen Standpunkt in der Verwaltung 
keineswegs die Rede sein. Das OVG Berlin stelit daher mit Recht fest, daß 
auch „die ‚Hattenheimer Empfehlungen‘ das bestehende Recht nicht ändern 
könnten“. Diese haben allerdings das bestehende Recht durcheinander ge- 
bracht und deshalb bestanden auch behördlicherseits mehrfach Zweifel 
über die Richtigkeit solcher Richtlinien (R 1/4). 
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Mit Recht stellt daher das LVG Schleswig am Ende seines Urteils vom 

22%. April 1954 fest, daß an dem nach dem geltenden Recht bestehenden 
" Tatbestand der doppelten Staatsangehörigkeit auch die „Weisungen des 
Bündesihnenministers an die beklagte Behörde nichts ändern können“. 

„Insoweit handelt es sich lediglich um interne Verwaltungsanordnungen, 
“ dürch die kein. materielles Recht gesetzt wird“ (R 32/7). 

In ernster Besorgnis um die weitere Rechtsentwicklung in dem vorliegen- 
den Problem weist auch das Hamburger Gutachten auf die ausdrücliche 
„Diskrepanz zwischen.der Auffassung der Rechtssprechung und der Ver- 
waltungspraxis“ hin und es erkennt daher, daß diese „Gegensätzlichkeit 
ernste Schwierigkeiten zu bereiten droht ind insbesondere für die betroffe- 
nen Personen außerordentlich. unbefriedigend ist“ (L 16). 

Ohne Rücksicht auf diese eindeutige Rechtslage beruft sich das Bundes- 
innenministerium noch im Schreiben vom 30. August 1954 auf die — offen- 

- kundige Fehlinterpfetation der Entscheidung des BVG vom 28. Mai 1952 
über das Problem der „Inanspruchnahme“ für den Spezialfall „Protektorat“ 
‚und erklärt: „Die gegenteilige Entscheidung einiger Verwaltungsgerichte 
erster und zweiter Instanz sind nach meiner Auffassung und der der Innen- 

“ minister der Länder nicht geeignet, die Argumente des BVG zu entkräften“ 
(V 30). 

Auch an dieser Stelle muß nochmals darauf hingewiesen, werden, daß es 
sich gar nicht um „Argumente“ des BVG handelt, sondern um eine Fehl- 
interpretation und Fehlanwendung eines der vielen Grundsätze im Beschluß 
des BVG vom 28. Mai 1952 und von denen eben der andere — wenn die 
„Inanspruchnahme“ nicht begründet ist — das gerade Gegenteil feststellt, 
daß nämlih in diesem Falle auch die früheren Osterreicher, die in 
Deutschland ansässig sind, unbedingt als Deutsche zu betrachten sind. 

Ohne Rücksicht auf die Entscheidungen des BVG (R 23), des OVG Ber- 
lin (R 1), des BGH (R 8) und zahlioser anderer Verwaltungsgerichte und 
Oberverwaltungsgerichte erklärt auch der Senator für Inneres der Stadt 
Berlin noch'im Schreiben vom 11. August 1954 unter Hinweis auf die an- 
geblich üneingeschränkte Inanspruchnahme aller: früheren Osterreicher 

‚durch das OStUG, daß „an der bisher vertretenen Ansicht festgehalten 

wird“, 

" Da der Polizeipräsident von Berlin in seiner Revisionsschrift (R 1) den 
vielzitierten „Beschluß“ des BVG vom 28. Mai 1952 (R 23) zum Ausgangs- 
punkt seines — den Fortbestand der deutschen: Staatsangehörigkeit be- 
streitenden — Standpunktes gemacht hat, und sich sogar auf die Erklärung 
der Moskauer Konferenz vom 1. November 1943 und auch auf die übrigen 
besatzungsrechtlichen Bestimmungen berufen hat, müssen zu beiden Fra- 
gen noch einige grundsätzliche und wesentliche Bemerkungen gemacht 
werden: 

1. Der erwähnte „Ausgangspunkt“ zum Revisionsverfahren entbehrt 
jeglicher Rechtsgrundlage, weil es einen „Beschluß“ des BVG über die 
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österreichische Frage und die „Inansprüchnahme“ der in Deutschland 
lebenden Deutschen aus Osterreih durch das OStUG. gar nicht gibtt. In 
dieser Richtung sind nur in der Verwaltungspraxis unerwiesene Behaup- 
tungen aufgestellt worden, die als „Beschlüsse“ des BVG dargestellt wor- 
den sind. ’ R 

-2. Der Beschluß des BVG hat folgenden Wortlaut: „Die in dem Aus- 
lieferungsverfahren gegen den Beschwerdeführer erlassenen Beschlüsse 
des Oberlandesgerichtes in München vom 16. August,. 12. September, 
27. September, 17. Oktober 1951, 2. Januar, 13. Februar und 10. "April 
1952 — AR 30/51 — verletzten das Grundrecht des Artikel 16, Absatz 2, 
Satz ı des Grundgestzes. Sie werden aufgehoben.“ 

3. Der Beschluß hat somit den Fortbestand der deutschen Staatsange- 
hörigkeit bei einem Protektoratsdeutschen festgestellt, nicht aber den Un- 
tergang der deutschen Staatsangehörigkeit bei den in Deutschland an- 
sässigen Deutschen aus Österreich kraft des OStUGI Alle andersartigen 
Behauptungen sind abwegig, unbegründet und rechtsirrig! Alles, worauf 
man sich bisher berufen hat, sind lediglich Begründungen im Urteil, also 
rechtliche Hilfsmittel, niemals aber normative, rechtsverbindliche oder 
höchstrichterliche Entscheidungen, nach denen man vielen Tausenden 
Deutschen aus Osterreich die verfassungsmäßig erworbene deutsche Staats- 
angehörigkeit entziehen könnte! 

4. Was als „Beschluß“ des BVG ausgegeben wurde, ist eben nicht ein 
„Beschluß“, sondern die aus dem Zusammenhang eines. Trios. von aner- 
kannten Völkerrechtsregeln herausgerissene 1. Regel, die niemals einzeln 
angewandt werden darf, weil die 2. Regel den Fortbestand der deutschen 
Staatsangehörigkeit wieder bejaht, den die 1. Regel im Falle einer er- 
wiesenen „Inanspruchnahme“ verneint. Und die 3. Regel stellt die völker- 
rechtlich unangreifbare Rechtsbasis der Regel 2 fest, wenn die freie Wil- 
lensentscheidung volle Berücksichtigung findet! 

- 5. Daß auf den Fall „Usterreich“ und für die in Deutschland ansässigen 
Fasutacken aus Osterreich niemals die Regel 1 („Inanspruchnahme“ durch 
das DStUG) angewandt. werden darf, sondern nur die Regel 2 und 3, 
wurde bereits durch zahlreiche gerichtliche Entscheidungen festgestellt. 
Solche gerichtsordnungsmäßig 'erwiesene Tatsachen müssen nun einmal 
von den Prozesse führenden Behörden doch zur Kenntnis. genommen 
‚werden, besonders dann, wenn der eigene „Ausgangspunkt“ (— der nicht 
vorhandene „Beschluß“ des BVG —), auf. dem die eigene Rechtsansicht 
aufgebaut war, jede Rechtsgrundlage verloren hät (R 1/11; R 2/4; R En 
R 5/14; R 11/12; R 13/7; R 16/8; R 20/12 u. R 26/6). R 

6. Die „Moskauer Erklärung“ über Osterreich ist eine einseitige, von 
bloß drei kriegführenden Staaten erfolgte Widerrufung der seinerzeit von 
sämtlichen Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft anerkannten Wiederver-, 
einigungsvorgänge im Jahre 1938. Sie ist eine machtpolitische Forderung 
dreier Siegermächte, niemals. aber eine rechtsverbindliche Rechtsgrundlage 
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für deutsche Behörden oder gar deutsche Gerichte. Sie hat aber auf die 
innerstaatlichen Maßnahmen der. Verleihung der deutschen Staatsange- 
hörigkeit überhaupt keinerlei Einfluß. Darüber könnten nur Staats- oder 
Friedensverträge neue Rechtsgrundlagen abgeben (R 13/3). 

7. Auch hinsichtlich der Berufung auf die besatzungsrechtlichen Bestim- 
mungen haben zahlreiche Verwaltungsgerichte bereits entschieden, daß 
keine besatzungsrechtlichen Bestimmungen vorliegen, nach denen die wei- 
tere Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit der in Deutsch- 
‚ land verbliebenen Deutschen aus Osterreich irgendwie in Zweifel gezogen 
werden (R 2/7; R 1/10; R 4/12; R 13/6; R 15/5 u. R 20/13). Eine extensive 
Auslegung besatzungsrechtlicher Bestimmungen durch deutsche Behörden 
im Jahre 1954, in dem Deutschland bemüht ist, den Zustand der Recht-: 
losigkeit aus der Zeit der bedingungslosen Unterwerfung durch Zuerken- 
nung .der Gleichberehtigung und Souveränität zu überwinden, wäre 
kaum verständlich, zumindestens aber reichlich antiquiert. Sie entspräche 
auch nicht der Prozeßökonomie, die bei den auf Staatskosten geführten 
Prozessen geboten erscheint und die zur möglichsten Abkürzung der 
‚Prozesse und Kostenersparnis stichhaltige Beweisargumente verlangt. 

8. Es muß auch darüber ein freies Wort gesagt werden, was denn der 
nebulose und so unheilvolle, weil undefinierbare Begriff „Inanspruch- 
nahme“ rechtlich und praktisch eigentlich bedeutet. Solange es sich um 
‚einen „Auslieferungsanspruch“ wegen begangener gemeiner Verbrechen 
handelt (z. B. auch angebliche „Kriegsverbrechen“ wie in dem vielerwähn- 
ten BVG-Beschluß), so erscheint eine Forderung auf „Inanspruchnahme“ 
in Form der Auslieferung zwecks Untersuchung, verständlich, wenn die 
fremde Staatsangehörigkeit in jeder Hinsicht einwandfrei erwiesen, aber 
nicht heißumstritten ist. Hingegen unbescholtene Menschen „in Anspruch 
nehmen“, oder einem andern Staat „überlassen“ oder sie von diesem „zu- 
rückfordern zu lassen“,.noch dazu gegen ihren erklärten Willen und bei 
völlig ungeklärten Rechtsverhältnissen, mögen Rechtsvorstellungen in 
einem totalitären Staat sein, nicht aber Freiheitsbegriffe in einem demo- 
kratischen Rechtsstaat! In diesem gibt es eine. Freiheit und eine Men- 
schenwürde und die eigene Willensentscheidung des Menschen. Man kann 
Sachen „in Anspruch nehmen“, Vermögenswerte einem andern „über- 
- lassen“ und Gebiete wieder „zurückfordern“, aber niemals freie deutsche 
Menschen, die vor zehn Jahren die Wahl für ihre neue Heimat getroffen 
haben! 

Ob es daher richtig ist, mit dem undefinierbaren Schlagwort „Inan- 
spruchnahme“ weiterhin zahllose Prozesse auf Staatskosten zu führen, 
soll den zuständigen Stellen zur Entscheidung überlassen werden. 

Erst durch den bereits mehrfach erwähnten Regierungsentwurf für das 
„Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit“ soll offenkundig 
nunmehr auc das durch die Verwaltung anerkannte und ausschlaggebende 
Prinzip der individuellen Willensentscheidung als völkerrechtlich unan- 
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greifbare Rechtsbasis für die einst durch Sammeleinbürgerungen verliehene 
deutsche Staatsangehörigkeit gesetzlich verankert werden, sodaß — wenig- 
stens in ptinzipieller Hinsicht — in jüngster Zeit eine fast völlige Überein- 
stimmung zwischen Schrifttum, Rechtssprechung und Gesetzgebung einer-' 
seits und Verwaltung andererseits festgestellt werden kann (V 7). Auch in 
der der „Begründung“ des Gesetzes anliegenden „Stellungnahme der Bun- 
'desregierung“ zu den Vorschlägen des Bundesrates wird darauf hinge- 
wiesen, daß sich auch diese bereits zu einer „grundsätzlichen Anerkennung 

der Rechtswirksamkeit der Kollektiveinbürgerungen“ bekennt (V 7/19). ' 
Durch diesen Regierungsentwurf machte sich nunmehr auch die Verwaltung 
die von der Lehre und von der Rechtssprechung herausgearbeitete staats- 
rechtlich und „völkerrechtlich unangreifbare Basis für die Anerkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit aller zwangseingebürgerten Personen deut- 
scher Volkszugehörigkeit“ zu eigen. Auch im Zusammenhang mit den sich 
.bei der Überprüfung ergebenden Grenzen wird deshalb besondere Berüc- 
sichtigung verlangt, da unter Hinweis auf Artikel 16/1/1 GG „die einmal 
verliehene deutsche Staatsangehörigkeit nicht aberkannt werden kann“ 
(v 7/14). Schließlich wird auch festgestellt, daß die Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit an alle sogenannten „Zwangseingebürgerten“ auch 
deshalb völkerrechtlich begründet ist, weil „es eine allgemeine Regel des 
Völkerrechtes sein dürfte, daß die Staatsangehörigkeit nur solchen Personen 
verliehen werden darf, die irgend einen rechtserheblichen Anknüpfungs- 
punkt an den verleihenden Staat haben“ und weil als solcher „die deutsche 
Volkszugehörigkeit in Betracht käme“ (R 7/16 u: Kap. 24). 

Dieses Gesetz „dient der Beseitigung von Kriegsfolgen“. Es liegt über- 
dies nicht weniger im Interesse des Staates als des einzelnen Betroffenen“ 
(V 7/14). Auch „erfordert die Rechtssicherheit vor allem in Status-Angele- 
genheiten die Ausräumung jeder Ungewißheit“ (V 7/13). Bei solchen be- 
deutungsvollen Rechtsforderungen darf gegen den Geist des Gesetzes nicht 
mehr gesündigt werden, auch nicht gegen die von der einstigen Sammelein- 
bürgerung betroffenen Deutschen aus Österreich. 

Diesen gegenüber können und dürfen weder in der Gegenwart noch in 
der Zukunft andere Völkerrechtsgrundsätze und andere verfassungsrecht- 
liche Grundprinzipien angewendet werden. 

Auch diesen gegenüber müssen die so klar herausgestellten Rechtsgrund- 
.sätze Geltung haben. Auch diesen gegenüber ist jetzt und in alle Zukunft 
das Interesse des Staates ebenso zu wahren wie die Verfassung, die Rechts- 
lehre und die Rechtssprechung. 

Es ist daher außerordentlich kassiere daß nunmehr auch das 
Bundesinnenministerium es durchaus für möglich erachtet, daß auch die 
Frage der weiteren Rechtswirksamkeit der deutschen. Staatsangehörigkeit 
für die in Deutschland ansässigen Deutschen aus Osterreich die zuständi- 
gen „Bundestagsausschüsse noch im Rahmen dieses Gesetzes regeln wer- 
den“ (V 30). Diesen gegenüber können eben nur die gleichen Rechtsprin- 
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zipien angewandt werden, die für alle Andern internationale Geltung 
haben. 

Zusammenfassend muß an das Mahnwort Makarovs in seinem letzten 
Aufsatz über „Die Stastsangehörigkeit der Usterreiher nach 1954“ er- 
innert werden: „Es kann nicht genug hervorgehoben werden, wie sehr-das 
Zustandekommen einer vertraglichen Regelung erwünscht ist. Die be- 
stehende Buntscheckigkeit der Praxis führt zu einer Unsicherheit, die für 
, die betroffenen Personen höchst lästig ist und zu ernsten Nachteilen führen 

kann“ (L17/282). Leider haben die Nachteile bereits ein bedenkliches Aus- 
maß genommen, ohne daß bis heute der doch so leichte Schlußstrich unter 
die nun. klargelegten Rechtsirrtümer gezogen worden wäre. 


26. Zusammenfassende Schlußbetrachtung: 


Leitwort: „Die Würde des Menschen ist unantastbar; sie zu achten 
5 und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Ge- 
walten. Sie wird berührt, wenn über die Staatsangehörig- 
keit eines Menschen gegen seinen Willen verfügt wird“ 

.{R 26/6/12). 


Gerade in der jüngsten Zeit wurde durch das LVG Schleswig im klaren 
Gegensatz zu dem VGH Bebenhausen und zu der Verwaltungspraxis ats- 
drüclich darauf hingewiesen: „Die erkennende Kammer hat feststellen 
können, daß neuerdings die überwiegende Meinung der Rechtssprechung 
und Literatur dahin geht, daß ein österreichischer Staatsangehöriger, der 
infolge der Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Deutschen Reiche im 
März 1938 die österreichische Bundesbürgerschaft verloren und die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben hat, auch wenn er auf Grund des OStUG 
die österreichische Staatsangehörigkeit wieder erlangt hat, daneben aüch 
die deutsche Staatsangehörigkeit behalten hat, wenn er im Zeitpunkt der 
Wiedererlangung der österreichischen Staatsangehörigkeit seinen Wohnsitz 

“in Deutschland gehabt hat und durch Beibehaltung dieses Wohnsitzes bis 
zum heutigen Tage den Willen kundgetan hat, als deutscher Staatsange- 
höriger behandelt zu werden“ (R 32/6). 

Das OVG Berlin stellt daher fest, daß davon auszugehen ist, daß der be- 
treffende Kläger „weder nach völkerrechtlichen Grundsätzen noch nach den 
besatzungsrechtlichen Bestimmungen die deutsche Staatsangehörigkeit ver- 
loren hat“ (R 1/12 und die dort angegebene umfangreiche Literatur), und 
daß der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit wegen des Erwerbes der 
österreichischen Staatsangehörigkeit nach dem geltenden deutschen Staats- 
‚angehörigkeitsrecht auch zu verneinen ist. „Die Kläger sind somit nach 
geltendem Recht sowohl österreichische als auch deutsche Staatsangehörige“ 
(R 1/13; R 1/14). 
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Das VG. Ansbach erklärt daher auch: Der mehrfach erwähnte Beschluß 
des BVG kann sich nach der Auffassung der Kammer nur auf die in Oster- 
reich verbliebenen Personen beziehen, doch „nicht auch auf solche ehe- 
maligen Österreicher, die in Deutschland verblieben sind und durch ihr Ver- 
halten zum Ausdruck gebracht haben, deutsche Staatsbürger bleiben zu 
wollen“ (R 11/12). „Nicht dagegen vermag der wiedererstandene Staat 
Osterreich solchen auf dem Gebiet der Bundesrepublik sich noch aufhalten- 
den ehemaligen Osterreichern gegen derenWillen die rechtmäßig erworbene 
deutsche Staatsangehiörigkeit zu nehmen, da dies einen Eingriff in die deut- 
schen Hoheitsrechte bedeuten würde“ (R 11/12). 

Die eingehend geschilderte, tiefgründige Geistesarbeit der Völkerrechts- 
gelehrten und die Entscheidungskraft zahlloser Richter bis in die höchsten 
Instanzen in den mehr als 30 vorliegenden Urteilen können und dürfen in 


: einem demokratischen Rechtsstaat auf Dauer nicht völlig unbeachtet blei- 


ben. Es kann doch niemals das als „Fehlmeinung“ etwa bezeichnet werden, 
was kraft Fachwissen, Rechtserfahrung und Richteramt in zahllosen wissen- 
schaftlichen Abhandlungen und von einander unabhängigen Prozessen „im 
Namen des deutschen Volkes“ für Recht verkündet wurdel Wissenschaft 
und Richterschaft werden weder von fiskalischen Erwägungen noch von 
politischen Tendenzen. geleitet. Beide sind unparteiisch, unabhängig und 
allein ihrer wissenschaftlichen und richterlichen Überzeugung verantwort- 
lich. Die Erkenntnis und Feststellung des objektiven Rechtstatbestandes ist 
beider Beruf und Berufung. Forschung und Urteil beruhen nicht — wie bei 
den Staatsangehörigkeitsbehörden — auf einem von oben ausgerichteten 
Weisungsrecht, sondern auf dem Ergebnis ernster Forschung und gewis- 


. senhafter Rechtsfindung. Staatsrechtliche und völkerrechtlihe Normen und 


gesetzliche Bestimmungen sind das Fundament ihrer Arbeiten voll Mühe 
und Fleiß, wofür namens der Betroffenen an dieser Stelle atıch gedankt sein 


soll. Die Unparteilichkeit darf wohl bei Lehre und Rechtssprechung ange- 


nommen werden. Anders steht es damit, bei den zuständigen Behörden, 
weil sich dort die beiden Rechts- und Interessenkreise zwischen Staat und 
Staatsbürger überschneiden. Daher liegt bei den Richtern und Gelehrten, 
besonders wenn es sich nicht um eine vereinzelte Stimme, sondern um die 
herrschende Lehre und um fast einheitliche Urteile handelt, die stärkere 
Entscheidungskraft. Wenn Rechtssprechung und Lehre in wissenschaftlich 


: fundierter und gesetzlich begründeter Erkenntnis in fast geschlossener Ein- 


mütigkeit den Fortbestand der deutschen Staatsangehörigkeit bei den seit 
1945 in Deutschland ansässigen Deutschen aus Osterreich bejahen, dann 
kann doch die zuständige Verwaltungspraxis nicht diese ausgereiften, wis- 
senschaftlich fundierten und richterlich geprüften Ergebnisse weiterhin 
verneinen. 

Durch einmütige Feststellung der staats- und völkerrechtlich zulässigen 


. Doppelstaatsangehörigkeit im Schrifttum und in der Rechtssprechung sowie 


durch die Anerkennung der freien Willensentscheidung der Betroffenen in 
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Verbindung mit einem terminisierten Ausschlagungsrecht sowohl im Be- 
schluß des BVG als auch im Regierungsentwurf für das „Gesetz zur Rege- 
lung: von Fragen der Staatsangehörigkeit“ haben Rechtsiehre und Rechts- 
sprechung. und nunmehr auch Verwaltung den gemeinsamen Weg für 
eine stäats- und völkerrechtlich unangteifbare Rechtsbasis und  End- 
lösung des so heißumstrittenen Problems der' weiteren Rechtswirksamkeit 
der 1938 an die Deutschen aus Osterreich verliehenen deutschen Staats- . 
angehörigkeit. gefunden und nunmehr auch beschritten. Es könnten nun 
allmählich die schweren Wunden heilen, die Verhängnis und Mißgeschick 
den Betroffenen im Laufe der langen Jahre des Kampfes um ihr „Heimat- 
“ recht in Deutschland“ geschlagen haben. Es ist daher auch kaum mehr an- 
zunehmen, daß gegen die Rechtsgültigkeit dieser vor 1938 und nach 1945, 
also zweimal hart erkämpften deutschen: Staatsangehörigkeit noch von 
irgend einer Seite begründete Einwände erhoben werden könnten. 

Im Wege der unerläßlichen Wiedergutmachung harten und langjährigen 
Unrechts muß nun so rasch wie möglich an die Beseitigung aller jener 
Rechtsirrtümer geschritten werden, die nur die folgenschwere Konsequenz 
einer falschen Hypothese waren. Es müssen daher alle jene Gesetze unver- 
züglich aufgehoben werden, die lediglich die Folge der nunmehr wissen- 
schaftlich widerlegten, gerichtlich verurteilten und in der Praxis nicht mehr 
durchführbaren Lehre von der „Desannexion“ und dem automatischen 
Staatsangehörigkeitsverlust gewesen sind (z. B.: Wiedergutmachungsgesetz 
8 2/3, Gesetz zu Artikel 131, $ 3/5 u. a.m.). 

Da aber auch kein künftiger Friedens- und Staatsvertrag zwischen 
Deutschland und UOsterreich an den festgelegten Völkerrechtsprinzipien, 
Rechtsgrundsätzen, verfassungsrechtlihen Bestimmungen und mensch: - 
lichen Freiheitsrechten vorbeigehen kann, erscheint jeder weitere Aufschub. 
der Anerkennüng des rechtlichen Tatbestandes völlig unbegründet und für 
die Betroffenen untragbar, denn diese ringen doch ungeachtet ihres harten 
Kriegsschicksals und ihrer großen Näachkriegsnot bereits seit fast zehn Jah- 
ren um ihre primitivsten Lebens- und Existenzrechte, um ihr „Heimat-' 
recht in Deutschland“! Nach der vorliegenden Untersuchung kann doch 
schwerlich noch bestritten werden, daß ein einmalig hartes Unrecht vorliegt 
und daß die durch Verfassung, Völkerrecht und Menschenrecht gewähr- 
leisteten Grundrechte den Betroffenen doch nicht länger mehr vorenthalten 
werden dürfen. Infolge der langjährigen Rechtlosigkeit, Lebenssorgen und 
Kämpfe um Wahrheit und Recht liegt auch im Hinblicke auf das vorgerückte 
Alter der meisten Betroffenen Gefahr im Verzuge vor! Sollen denn diese 
Entrechteten eher sterben, ehe sie den Sieg des Rechtes noch erleben? Auch 
im Regierungsentwurf des „Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit“ (V 7/13) wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Ge- 
fahr des Aussterbens der Rechtsuchenden beachtlich groß ist. Es ist daher. 
für alle zuständigen und verantwortlichen Persönlichkeiten und Behörden 
ein Gebot der Gerechtigkeit und Menschlichkeit, ohne weiteren Verzug den- 
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jenigen die verfassungsmäßige Gleichberechtigung nicht mehr länger vor- 
. zuenthalten, die seit einem Jahrzehnt ohne dieses menschliche Grundrecht 
leben mußten, die aber einst im guten Glauben wie alle andern deutschen 

Staatsbürger ihre vaterländische Pflicht für ein Deutschland aller Deutschen 

erfüllt haben und die sie auch weiterhin erfüllen wollen! ; 

Es beeinträchtigt zweifelsohne das Vertrauen zur demokratischen Grund- 
tendenz eines Rechts- und Ordnungsstaates, wenn auf Dauer Rechts- 
sprechung und Rechtslehre im offenkundigen Gegensatz zu den Verwal- 
tungsanordnungen stünden. Auch kann es nicht als ein „Rechtszustand“ 
bezeichnet werden, daß diejenigen Deutschen aus Osterreich, die den Ge- 
richtsweg beschritten und bereits ein rechtskräftiges Urteil inHänden haben, 
mit allen Rechten eines deutschen Vollbürgers unanfechtbar ausgestattet 
sind, während diejenigen, die aus finanziellen oder sonstigen Gründen 
den Klageweg gegen den Staat vermeiden mußten oder noch kein rechts- 
kräftiges Urteil besitzen, aller Bürgerrechte entkleidet und das fragwürdige 

_ Dasein eines geduldeten und jederzeit ausweisbaren „Ausländers“ in ihrer - 
neuen Wahlheimat fristen müssen. Dies ist z. B. bei den Entscheidungen 
des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes der Fall, von denen ein Urteil 
rechtskräftig ist und eines noch in der Berufung schwebt (R 4 u. R 20). 

Zusammenfassend ergeben sich nun sowohl für eine weitere akademische 
Untersuchung als auch für die praktische Auswertung und Folgerung fol- 

‘gende Gründe für die Völkerrechtswidrigkeit und Gesetz- und Verfassungs- 
widrigkeit einer zwangsweisen und nachträglichen „Ausbürgerung“ nach 
einer nun einmal rechtmäßig erworbenen deutschen Staatsangehörigkeit:. 


I. IM WIDERSPRUCH ZUM VOLKERRECHT 


1. Es ist ein anerkannter Völkerrechtsgrundsatz, daß über Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit grundsätzlich nür der betreffende Staat 
allein und souverän entscheidet. (Seite 18). 

2. Nach dem anerkannten Völkerrecht kann daher ein Staat nur seine 
eigene Staatsangehörigkeit verleihen, niemals aber eine fremde ent- 
ziehen. Dies wäre eine unzulässige Überschreitung der territorial be- 
grenzten Gebietshoheit und damit ein unbefugter Eingriff in die Ho- 
heitsrechte des andern Staates. (Seite, 22) 

3. Einen Völkerrechtsgrundsatz in der Richtung, daß die Frelirenläihutig 
der Staatsangehörigkeit des annektierten Staates den automatischen 
Verlust der bisherigen Staatsangehörigkeit (deutschen) zur Folge hätte, 
gibt es daher nicht. (Seite 25) 

4. Auch bei einer „völkerrechtswidrigen Annexion“ ist eine „Inanspruch- 
spruchnahme“ nur dann völkerrechtlich begründbar; wenn auch die 

. Verleihung der, Staatsangehörigkeit „völkerrechtswidrig“ war, wenn 
ferner diese „völkerrechtswidrige Verleihung“ der Staatsangehörigkeit 
als solche unstrittig erwiesen ist, deshalb auch angefochten und kraft 


. 
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‚Friedensvertrag, Staatsvertrag und Gesetz mit rückwirkender Kraft 
"wieder aufgehoben wurde. (Seite 21) 
. Eine durch die Staatengemeinschaft völkerrechtlich anerkannte An- 


nexion und die damit verbundene gesetzmäßige und rechtswirksame 
Verleihung der (deutschen) Staatsangehörigkeit kann durch eine nach: 
trägliche, einseitige Widerrufung nicht rechtsunwirksam werden. Dazu 
bedarf es einer zweiseitigen’ Vertragsregelung. (Seite 36) 


. Nach dem Völkerrecht bleiben die auf Grund innerstaatlicher Maß- 


nahmen getroffenen Rechtsakte weiterhin rechtswirksam, auch wenn 
der angeblich. „völkerrechtswidrige ‚Rechtsakt“ (Annexion) via facti 
einseitig aufgehoben wurde. (Seite 36) 


. Nach dem Völkerrecht wird die Staatsangehörigkeit bei Gebietsverän- 


derungen (Staatensukzession) nur innerhalb der einzelnen Hoheits- 
gebiete nach innerstaatlicher Rechtsvorschrift geregelt. (Seite 48) 


. Nach der: Staatenpraxis und dem allgemeinen Völkerrecht steht den 


durch die Gebietsveränderung betroffenen Staatsangehörigen kraft der 
anerkannten freien Willensentscheidung im Sinne des Selbstbestim- 
mungsrechts das Optionsrecht zu. (Seite-39) 


. Unter Berücksichtigung der eigenen Willensentscheidung erhalten die 


Sammeleinbürgerungen eine völkerrechtlich unangreifbare Rechtsbasis - 
für die weitere Rechtswirksamkeit. (Seite 31 u. 41) 

Selbst im Falle einer völkerrechtswidrigen Annexion wäre eine „Inan- 
spruchnahme“ der früheren Staatsbürger durch den annektierten Sfaat 
völkerrechtlich unbegründet, wenn die Verleihung der eigenen (deut- 
schen) Stagtsangehörigkeit auf einen dauerhaften Anknüpfungspunkt 
beruht. Als solcher ist die gleiche Volkszugehörigkeit anerkannt. 
(Seite. 51) 


IL. IM WIDERSPRUCH ZUM GELTENDEN DEUTSCHEN RECHT: 


I; 


Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit werden grund- 
sätzlich nur durch das deutsche geltende Recht geregelt, nie durch ein 
ausländisches Gesetz. (Seite .32) 


. Die gesetzlich wirksam verliehene deutsche Staatsangehörigkeit kann 


daher nie durch ein ausländisches Gesetz, sondern nur durch ein deut- 
sches Gesetz aberkannt werden. (Seite 32) 


. Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit wird auch heite 


noch durch das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 
1913 (RuStAG) geregelt. (Seite 33) 


.8 17 und $ 25 dieses Gesetzes kennen einen Verlust der deutschen 


Staatsangehörigkeit nur auf Grund eines persönlichen Antrages ent- 
weder auf Entlassung aus dem deutschen Staatsverband oder auf Er- 


 werb einer ausländischen Staatsangehörigkeit. (Seite 33) 
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. Das deutsche Recht kennt also keinen automatischen Verläst der deut- 

schen Stastsangehörigkeit bei einem automatischen Erwerb einer frem- 

den Staatsangehöripkeit. Es anerkennt vielmehr die Beibehaltung der 

deutschen Staatsangehörigkeit neben der fremden Staatsangehörig- 

keit, damit also die Doppelstaatigkeit. (Seite. 33) 

. Dem deutschen Recht ist der „Gedanke der Desannexion“ und der da- 

mit verbundene Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit völlig fremd. 

Diesem bloßen „Gedanken* fehlt jede EeartRauIN EIN Kraft und 

Anerkennung. (Seite 91 u. 44) 

. Da die Staatsangehörigkeit ein auf Treu und Ginuben kerahändes zwei- 

seitiges Rechtsverhältnis zwischen Staat und Staatsbürger Ist, wider- 

spricht eine einseitige Lossagung von seiten des Staates von allen von. 
Ihm auf Lebensdauer übernommenen Betreuungspflichten besonders 

nach Erfüllung der höchsten staatsbürgerlichen Pflichten durch den, 
Staatsbürger (Kriegsdienst mit Lebenseinsatz) dem anerkannten Rechts- 

grundsatz von Treu und Glauben. (Seite 49) . 
. Eine einseitige Selbstentbindung des Staates von allen unabdingbaren 

Verpflichtungen steht auch im Widerspruch zu dem allgemein aner- 

kannten Verbot des „venire contra factum proprium“. (Seite 50) 

. Auch im vorbereiteten „Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats- 

angehörigkeit* wird anerkannt, daß es auch im Interesse des Staates 

liegt und dem Gesetz entspricht, In jedem einzelneh Fall möglichst die 

freie Willensentscheidung zu berücksichtigen und hierbei jede denk- 

bare Erleichterung zu gewähren. In unüberbrückbarem Gegensatz zu 

diesen anerkanten Rechtsgrundsätzen steht die Annullierung der Staats- 

angehörigkeit selbst gegen den Willen des Betroffenen und gegen das 

Gesetz. (Seite 63) 


III. VERLETZUNG DER VERFASSUNG 


. Es steht gerichtsordnungsmäßig fest, daß der zwangsweise Entzug der 
rechtmäßig erworbenen Staatsangehörigkeit gegen den Willen .des Be- 
troffenen der durch Artikel ı GG geschützten und daher unantastbaren 
„Würde des Menschen“ widerspricht. (Seite 42) 
. Die im Artikel 3 verfassungsmäßig garantierte freie Entfaltung der 

Persönlichkeit wird verletzt, wenn der Staatsbürger Jahre hindurch 
durch einen ungesetzlichen Entzug der wohlerworbenen: Staatsange- 
hörigkeit in einen völlig ungeklärten BEx-Lex-Zustand versetzt wird. 

(Seite 23 u. 66) 

, Diese Entrechtung: eines deutschen Stastsbürgers bloß wegen seiner 
Herkunft und Abstammung (Osterreich) gegenüber allen andern Staafs- 
bürgern gleicher Rechtslage (Flüchtling, 131er usw.) ist mit dem in der 
Verfassung verankerten Grundrecht der Gleichberechtigung und Gleich- 
heit vor dem Gesetz (Artikel 3 GG) unvereinbar. (Seite 67) 
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4. Da zufolge Artikel 6 GG die deutsche Familie unter dem Schutze des 
Staates steht, dürfen die vom Flüchtlingsschicksal gebeugten deutschen 
Familien aus Osterreich nicht völlig entrechtet und einem unbekannten 
Lebenslos überantwortet werden. (Seite 35) 

5. Der Entzug der einmal rechtmäßig verliehenen deutschen. Siastsanpe- 
hörigkeit ist ohne gesetzliche Grundlage zf. Artikel 16 GG ausdrüc- 
lich verboten. (Seite 38) 

6..Nach Artikel 19 GG ist jede wie immer gegriate Einschränkung der 
durch die Verfassung geschützten Grundrechte ohne Gesetz verboten. 
(Seite 35) 

7. Die allgemein anerkannten Grundsätze des Völkerrechtes (siehe I, 
Punkt 1-9) sind zf. Artikel a5 GG Bestandteile des GG.- Sie sind 
daher verfassungsmäßig geschützt und dürfen nicht verletzt werden. 
(Seite 32) 

8. Da in zahlreichen Gerichtsverfahren die weitere Rechtswirksamkeit der 
deutschen Staatsangehörigkeit anerkannt wurde, muß zf. Artikel 92 der 
den Richtern übertragenen rechtssprechenden Gewalt von seiten aller 
Behörden vollauf Rechnung getragen werden. (Seite 6 u. 7) 

9. Kraft des Artikels 116. GG ist für alle Deutschen die deutsche Volks- 
und Schicksalsgemeinschaft gewährleistet. Sie sind daher Deutsche im 
Sinne‘ des Gesetzes, wenn sie die deutsche Staatsangehörigkeit be- 
sitzen oder als Flüchtlinge im Gebiet des DeutschenReiches vom 31.De- 

. . zember 1937 Aufnahme gefunden haben. (Seite 42) 

10. Der im Artikel 123 GG festgelegte Fundamentalgrundsatz über die 
Rechtskontinuität verbiet es, daß ein bisher unbestrittener Rechtszu- 
stand (die durch Gesetz erworbene deutsche Staatsangehörigkeit) ohne 
gesetzliche Grundlage aufgehoben wird und somit ein jahrelanger ge- 

‚ setzloser Zustand eintritt, der jede Rechtssicherheit beseitigt. (S.46 0.67) 

Von diesen 29 Punkten müßte ein einziger bereits genügen, um eine 
ihm widersprechende Verfügung aufzuheben. Sie sind ein unwiderlegbarer 
Beweis für die völlige Rechts- und Gesetzwidrigkeit der nachträglichen 
Annullierung einer einmal gesetzlich verliehenen Staatsangehörigkeit ohne 
irgend eine gesetzliche Grundlage, aber lediglich auf Grund einer in ein 
ausländisches Gesetz hineinprojizierten bloßen Vermutung (vermutete 
„Inanspruchnahme“ auch der in Deutschland ansässigen Deutschen aus 
Osterreich durch das OStUG). 

Eine Mißachtung. dieser 29 völkerrechtlichen, gesetzlichen und verfas- 
sungsrechtlichen Grundsätze; würde:nicht nur eine Rechtsverweigerung ge- 
genüber den Betroffenen sein, sie müßte in weiterer Konsequenz zur Rechts- 
verwirrung sowie zum Verlust aller demokratischen Rechtserrungenschaften 
und zur völligen Erschütterung des Glaubens an die Rechtsideale in einem 
demokratischen Rechts- und Ordnungsstaat führen. Gerade die Autorität 
“ der Demokratie verlangt die gebührende Beachtung der überwiegenden 
Mehrheit der Urteile und ‚herrschenden Lehre. 
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Wie wäre es also zu rechtfertigen, daß gerade den Deutschen aus Öster- 
reich gegenüber, nach einem pflichtenreichen und opferfreudigen lebens- 
langen Dienst am deutschen Volke, ungeachtet der wissenschaftlichen Er- 
gebnisse, der gerichtlichen Entscheidungen und der gesetzlichen und völker- 
rechtlichen Tatbestände all diese Grundrechte weiterhin verweigert und daß 
sie, nachdem sie seit 16 Jahren deutsche Staatsangehörige sind, auf ein- 
mal zum rechtlosen „Ausländer“ erklärt werden sollten? 


Die vorliegende Schrift strebt kein negatives Ziel an, ‚sondern nur ein 
positives: Sie will ein Appell an das deutsche Gewissen bei Staatsbürger 
und Staatsorganen sowie ein freudiges Bekenntnis zur Gesetzestreue gegen- 
über einer jungen Demokratie sein. Sie fordert lediglich die Ehrfurcht vor 
der Wissenschaft und dem Primat der richterlichen Entscheidungsgewalt 
gegenüber den entgegengesetzten Weisungen der Verwaltung, die dem er-. 
kannten und erklärten Recht widersprechen. 

Nicht das Beharren auf einem erkannten Unrecht erhöht staatliche Auto- 
rität, sondern. die einsatzfreudige Hingabe an erhebende Ideen und das 
freimütige Bekenntnis zur verfassungsmäßig verbrieften und durch Eid be- 
kräftigten demokratischen Freiheit und Gerechtigkeit für alle verfassungs- 
treuen Staatsbürger. 

Die praktische Verwirklichung dieser demokratischen Errungenschaften 
ist oberste Pflicht und Aufgabe aller staatlichen Organe. 

Die Deutschen aus Osterreich sind die einzigen Volksdeutschen, denen 
einst die deutsche Staatsangehörigkeit auf verfassungsmäßigen Wege ver- 
liehen und auch durch die Staatengemeinschaft völkerrechtlich zuerkannt 
wurde. Wenn nun ‚infolge des kalten Krieges eine friedensvertragliche 
Regelung gar nicht abzusehen ist, so kann dadurch für eine so lange Zeit 
kein rechtliches Vakuum entstehen“. In solchem außergewöhnlichen Fall 
muß die Entscheidung im „Interesse der beteiligten Staaten und des einzel- 
nen Rechtsuchenden getroffen werden“ (R 2/6). Bin Ex-Lex-Zustand ist für 
deutsche Menschen unerträglich. Sie dürfen nicht zehn Jahre lang zu recht- 
losen Wanderern zwischen zwei deutschen Staaten herabgewürdigt werden 
und das bedauerndswerte Opfer divergierender Rechtsansichten sein. Diese 
deutsche Staatsangehörigkeit bis zu einer endgültigen {riedensvertraglichen 
Regelung zu behalten, ist für sie von lebensentscheidender Bedeutung 
(R 2/9). Es geht eben nicht bloß um die Ausstellung eines deutschen Staats- 
angehörigkeitsausweises. Es geht letzten Endes um die Treue gegenüber 
dem neuen Gesetz, um den Glauben an das Recht und die Rechtsidee, der 
mit der vorliegenden Schrift ein guter Dienst erwiesen sein soll, indem wir . 
aus dem Rechtschaos und dem Rechtsirrtum endlich wieder zum klarerkann- 
ten Recht heimfinden. Solange in einem Rechtsstaate ‚das uralte Rechts- 
prinzip herrscht: „Justitia est fundamentum regnorum“, muß.dem Bürger > = 
jederzeit gegeben werden, was des Bürgers ist! . 

! 
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